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Revision des Bundesgesetzes iiber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzie-
rung und Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht); Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Regierungsrat des Kantons Aargau bedankt sich fur die Gelegenheit, zum Vorentwurf der Ande-
rungen im Bundesgesetz tUber das elektronische Patientendossier (EPDG) sowie zum Vorentwurf
der Anderungen in der Verordnung tiber die Finanzhilfen fiir das elektronische Patientendossier
(VE-EPDFV) betreffend Ubergangsfinanzierung und Einwilligung Stellung nehmen zu kénnen. Er
aussert sich wie folgt:

1. Ausgangslage

Aus Sicht des Regierungsrats kommt die Verbreitung des elektronischen Patientendossiers (EPD)
nur schleppend voran. Die Grinde dafir sind vielfaltig. Noch sind die Prozesse zur Beantragung
einer digitalen/elektronischen Identitat (elD) zu wenig benutzerfreundlich und kompliziert. Dem Re-
gierungsrat ist es deshalb ein Anliegen, dass die Botschaft zum Bundesgesetz Uber elektronische
Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz, BGEID) rasch dem Parlament Ubermittelt und der Bund die
Vorarbeiten zur Umsetzung startet. Weiter leidet die Verbreitung des EPD darunter, dass das EPDG
keine klaren Verantwortungen, Kompetenzen und Durchsetzungsinstrumente definiert. Durch den
Schritt, das EPD als Instrument der Krankenversicherung zu betrachten und somit das EPDG neu
auch auf Art. 117 Abs. 1 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft abzustiit-
zen, erdffnen sich dem Bund neue Handlungsspielraume. Diese erlauben es, Kompetenzen und Auf-
gaben von Bund und Kantonen im Zusammenhang mit dem Betrieb des EPD umfassend zu regeln.
Der Regierungsrat begriisst dieses Vorgehen. Er teilt die Einschatzung des Bundesrats, dass ein
breiter Einsatz des EPD die Qualitat der Gesundheitsversorgung noch verbessern und langerfristig
die Effizienz des Gesundheitssystems erhéhen und somit die Kostenentwicklung im Bereich der
Krankenversicherung positiv beeinflussen kann. Der Regierungsrat stellt jedoch fest, dass selbst
diese erste Teilrevision frihestens Mitte 2024 ihre Wirkung entfalten kann. Eine umfassende Revi-
sion wird daher nicht vor 2027 greifen. Bis dahin werden sich alle Akteure bemiihen missen, die
Verbreitung des EPD in der Bevolkerung, bei den Gesundheitsfachpersonen und den Institutionen
mit den vorhandenen rechtlichen und finanziellen Mitteln zu unterstiitzen. Das wird nach wie vor
keine leichte Aufgabe sein. Es besteht insbesondere das Risiko, dass das EPD diese Periode nicht
unbeschadet Ubersteht. Der Bundesrat oder das Bundesamt fir Gesundheit sollten Nationalrat und
Standerat explizit auf diesen Umstand hingewiesen. Gleichzeitig sollten die Verantwortlichen den
Gesetzgebungsprozess entsprechend beschleunigen.



2. Ubergangsfinanzierung

Die Finanzierung der Stammgemeinschaften und Gemeinschaften ist vielerorts unsicher. Dies ist mit-
unter auch ein Grund dafur, dass diese Anbieter bis heute nur beschrankt fir inr EPD werben, weil
zuséatzliche Dossiers immer auch mit zusatzlichen Kosten verbunden sind. Der Regierungsrat be-
grusst es, dass nun im EPDG eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden soll, die es dem Bund
erlaubt, den Stammgemeinschaften fir den Betrieb und die Weiterentwicklung Finanzhilfen zu ge-
wahren. Weiter erachtet es der Regierungsrat als richtig, dass der Bund die Finanzhilfen fir alle seit
der Zertifizierung ertffneten EPD gewahren mdchte. Diese Vorgehensweise tragt der Tatsache
Rechnung, dass gewisse Stammgemeinschaften mit Unterstiitzung der Kantone (namentlich im Kan-
ton Aargau) bereits grosse Anstrengungen fir die Verbreitung des EPD unternommen haben. Anzu-
merken ist, dass der vorgesehene Betrag pro ertffnetes Dossiers von Fr. 30.— (Fr. 15.— durch die
Kantone und Fr. 15.— durch den Bund finanziert) deutlich zu tief bemessen ist, um den Betrieb und
die Weiterentwicklung des EPD zu sichern. Die Stammgemeinschaften werden somit auch in Zukunft
auf weitere Finanzierungsquellen angewiesen sein. Des Weiteren gilt es zu bemerken, dass der
Bund die Finanzhilfen nur gewéahrt, wenn die Kantone sich mindestens in gleicher Hohe an den Kos-
ten der Stammgemeinschaften fur den Betrieb und die Weiterentwicklung beteiligen. Diese Bedin-
gung verkompliziert die Sache, insbesondere da mehrere Stammgemeinschaften ein Kantonsgebiet
oder umgekehrt eine Stammgemeinschaft mehrere Kantone abdecken kann. Es braucht somit wohl
nicht nur eine Koordination in der Gewahrung von Finanzhilfen zwischen Bund und Kantonen, son-
dern auch zwischen den Kantonen. Vieles spricht dafiir, dass der Bund alleine bereits in der Zwi-
schenphase die Finanzierung nach den von ihm ja vorgegebenen Regeln sicherstellt, weil er auch
die Rahmenbedingungen und Regeln fur den Betrieb definiert. Gleichwohl scheint diese duale Finan-
zierung die einzige Mdglichkeit zu sein, dass der Bund Finanzhilfen sprechen dirfte. Sollte sich die
duale Ubergangsfinanzierung durchsetzen, gilt es zu beachten, dass nicht alle Kantone bei Inkrafttre-
ten des geanderten EPDG Uber eine kantonale gesetzliche Grundlage fur kantonale Finanzhilfen ver-
figen werden. Es ist deshalb zu prifen, inwiefern eine bundesrechtliche Regelung eine klarere Basis
fur allenfalls notwendige kantonale Gesetzesgrundlagen bilden kann. Generell darf der Bund eine
Auszahlung von Finanzhilfen zeitlich nicht von bereits erfolgten Auszahlungen abhéangig machen. Die
Kantone mussen auch die Moglichkeit haben, ihre finanzielle Unterstiitzung unter Vorbehalt zu ge-
wahren und sie im Fall, dass der Bund ein Gesuch abschlagig beurteilt, wieder zuriickzuziehen.

Antrag:

Fur die Auszahlung der ersten Finanzhilfen im 2024 muss ein Nachweis einer zugesicherten Beteili-
gung der Kantone ausreichend sein. Gesetz und Verordnung sind entsprechend anzupassen.

3. Zugriff Health Provider Directory (HPD)

Durch die finanzielle Mitverantwortung der Kantone in Form einer Beitragszahlung pro eréffnetes
Dossier diirfte sich das Interesse aller Kantone erhéhen, dass die Leistungserbringenden behand-
lungsrelevante Dokumente im EPD ihrer Patientinnen und Patienten ablegen und auf bereits vorlie-
gende Dokumente zugreifen. Ob die Leistungserbringenden dazu nur schon technisch und organisa-
torisch Gberhaupt in der Lage sind, lasst sich im sogenannten HPD Uberpriifen, dem Verzeichnis
aller im EPD registrierten Gesundheitsfachpersonen und Organisationen. Der Bund fiihrt heute ge-
mass Art. 14 EPDG mehrere zentralen Abfragedienste, zu welchen gemass Art. 39 der Verordnung
Uber das elektronische Patientendossier (EPDV) auch der HPD gehdrt. Zugriff auf diesen Dienst ha-
ben jedoch nur der Bund und die Stammgemeinschaften und Gemeinschaften. Den Kantonen ist die-
ser Zugriff verwehrt. Dies fuhrte bereits im Zusammenhang mit dem seit dem 1. Januar 2022 gelten-
den neuen Zulassungskriterium fur Arztinnen und Arzten zur OKP — namlich der Verpflichtung zum
Anschluss an eine Stammgemeinschaft oder Gemeinschaft — sowie der diesbeziiglichen Prifungs-
und Aufsichtspflicht der Kantone im Rahmen des ebenfalls am 1. Januar 2022 neu eingefuhrten for-
mellen Zulassungsverfahrens zur OKP zu Schwierigkeiten. Damit die Kantone ihren Priifungs- und
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Aufsichtspflichten sowie ihren Verantwortlichkeiten insgesamt effizient nachkommen kénnen, ist
ihnen rasch der Zugriff auf das komplette HPD zu gewéahren. Aus Sicht des Regierungsrats kann mit
diesem Zugriffsrecht nicht bis zur umfassenden Revision gewartet werden. Der Zugriff ist bereits
heute notwendig fur die Umsetzung von geltendem Bundesrecht.

Antrag:

Es ist fur die zustandigen Stellen der Kantone ein explizites umfassendes Zugriffsrecht auf den HPD
zu schaffen. Da die Botschaft vom 29. Mai 2013 zum EPDG erklért, dass es sich bei den in den Ab-
fragediensten bearbeiteten Daten nicht um besonders schiitzenwerte Personendaten nach Bundes-
recht handelt, diirfte dies einfach umzusetzen sein.

4. Einwilligung

Nach geltendem Recht ist eine schriftliche Einwilligung der Patientin oder des Patienten fur die Er-
stellung eines EPD erforderlich. Die Patientin oder der Patient muss die Einwilligung heute entweder
handschriftlich oder mit einer qualifizierten elektronischen Signatur signieren. Dies hat zur Folge,
dass die Hurden fir einen rein elektronischen Eréffnungsprozess sehr hoch sind. Mit der vorgeschla-
genen Anpassung des EPDG und der EPDV kdnnen die Patientinnen und Patienten neu die Einwilli-
gung auch mit einem Identifikationsmittel bestéatigen, wie sie es sowieso schon fir die Eréffnung
eines Dossiers benotigen. Diese Anpassung beflrwortet der Regierungsrat explizit.

Antrag:

Der Erdffnungsprozess ist weiter zu vereinfachen.

5. Abschliessende Bemerkungen

Die Erhéhung der Attraktivitat ist fur die Verbreitung des EPD zentral. Dazu gehért auch, dass das
EPD die Erwartungen der Patientinnen und Patienten erfillt. Konkret sollen die Patientinnen und Pa-
tienten davon ausgehen dirfen, dass die Gesundheitsfachpersonen und Institutionen sadmtliche be-
handlungsrelevanten Daten systematisch im EPD ablegen. Gesetz und Verordnung muissen die in-
volvierten Fachpersonen und Institutionen verbindlich dazu anhalten, Dokumente im EPD abzulegen.
Diese Auflage ist in der geltenden Gesetzgebung nicht explizit vorgesehen, was es zu korrigieren

gilt.

Antrag:

Gesetz und Verordnung mussen die involvierten Fachpersonen und Institutionen verbindlich dazu
anhalten, Dokumente im EPD abzulegen.
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Weitere Bemerkungen zu einzelnen Artikeln entnehmen Sie bitte dem beiliegenden Antwortformular.

Wir danken lhnen fir die Berlicksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Grisse

Im Namen des Regierungsrats

Jean-Pierre Gallati Joana Filippi
Landammann Staatsschreiberin
Beilage

¢ Antwortformular

z.K. an
» ehealth@bag.admin.ch
* gever@bag.admin.ch
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fur Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Regierungsrat des Kantons Aargau
Abkilrzung der Firma / Organisation 'RR AG

Adresse, Ort : Regierungsgebaude, 5001 Aarau
Datum : 26. April 2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch



mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Bundesgesetz iiber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfihrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Die vorgeschlagene Ausgestaltung der dual zu gewahrenden Finanzhilfen beurteilt der Regierungsrat kritisch. Die neu vorgesehenen Finanzhilfen gewéhrt
der Bund nur, wenn die Kantone sich mindestens in gleicher Héhe an den Kosten der Stammgemeinschaften fir den Betrieb und die Weiterentwicklung
beteiligen. Diese Bedingung verkompliziert die Sache ungemein, insbesondere da mehrere Stammgemeinschaften ein Kantonsgebiet oder umgekehrt eine
Stammgemeinschaft mehrere Kantone abdecken kann. Es braucht somit wohl nicht nur eine Koordination in der Gewéhrung (und allenfalls Riickvergitung)
von Finanzhilfen zwischen Bund und Kantonen, sondern auch zwischen den Kantonen. Vieles spricht dafiir, dass der Bund alleine bereits in der Zwischen-
phase die Finanzierung nach den von ihm selber vorgegebenen Regeln sicherstellt, weil er auch die Rahmenbedingungen und Regeln fir den Betrieb
definiert.

Weil die meisten Kantone bis zum Inkrafttreten der Ubergangsfinanzierung tiber keine kantonale gesetzliche Grundlage fiir die Gewahrung von Finanzhilfen
verfigen werden, gilt es zu priufen, inwiefern eine bundesrechtliche Regelung eine klarere Basis fur allenfalls notwendige kantonale Gesetzesgrundlagen
bilden kann.

Der Bund fuihrt heute gemass Art. 14 EPDG mehrere zentralen Abfragedienste, zu welchen gemass Art. 39 der Verordnung Uber das

elektronische Patientendossier (EPDV) auch das Health Provider Directory (HPD) gehort. Zugriff auf diesen Dienst haben jedoch nur

der Bund und die Stammgemeinschaften und Gemeinschaften. Den Kantonen ist dieser Zugriff verwehrt. Das flhrte bereits im Zusammenhang mit dem
seit dem 1. Januar 2022 geltenden neuen Zulassungskriterium fur Arztinnen und Arzten zur OKP sowie im Zusammenhang mit der in Art. 39 Abs. 1 lit.
KVG festgehaltenen Zulassungsbedingung fir Spitdler und andere Einrichtungen — ndmlich der Verpflichtung zum Anschluss an eine Stammgemeinschaft
oder Gemeinschaft — sowie der diesbeziiglichen Prufungs- und Aufsichtspflicht der Kantone dazu, dass diese ihren Prifungs- und Aufsichtspflichten sowie
ihren Verantwortlichkeiten effizient nachkommen kénnen missen. Deshalb ist ihnen rasch der Zugriff auf das komplette HPD zu gewahren. Eine entspre-
chende Rechtsgrundlage ist zu schaffen und der Zugriff ist mit dem Inkrafttreten der EPDG-Revision direkt und ohne Ubergangsfrist umzusetzen.

Der Regierungsrat begriisst die Vereinfachung des Einwilligungsprozesses. Es ist zu priifen ob es eventuell noch weitere Vereinfachungen des Eréffnungs-
prozesses (insbesondere in der Ausstellung einer elD) gibt, die sich ebenfalls zeitnah umsetzen liessen.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Art. 23a Abs. 3 | Der Kanton Aargau hat sich im Jahr 2022 mit einem finanziellen Beitrag am Ver-
Satz 1 ein Stammgemeinschaft eHealth Aargau beteiligt. Im Jahr 2023 plant der Kanton

Aargau erneut einen Beitrag an die besagte Stammgemeinschaft zu zahlen. Der
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Regierungsrat hat im Jahr 2022 den Finanzbetrag an den Verein Stammgemein-
schaft eHealth Aargau ohne die Berucksichtigung der jetzt geplanten Finanzhil-
fen des Bundes gewahrt. Gleiches gilt auch fur den geplanten und im Budget
2023 eingestellten Finanzbetrag fir das Jahr 2023. Hatte der Regierungsrat be-
reits sichere Kenntnis gehabt, dass die Finanzhilfen des Bundes folgen, hatte er
geringere kantonale Finanzbetrége fir den Verein Stammgemeinschaft eHealth
Aargau fur die Jahre 2022 und 2023 vorgesehen. Insgesamt kann der Regie-
rungsrat nicht ausschliessen, dass der Verein Stammgemeinschaft eHealth Aar-
gau spater durch die zusatzlichen Bundesfinanzhilfen unverhaltnismassig stark
profitiert. Der Kanton Aargau gehdrt zu denjenigen Kantonen, die durch Beitrége
an die Stammgemeinschaft das Projekt EPD von Anfang an geftrdert haben und
somit Pionierarbeit geleistet haben. Dagegen haben andere Kantone in Sachen
EPD bislang wenig bis gar nichts bezahlt. Bei dieser Ausgangslage kann es
nicht angehen, dass Kantone, die bereits (freiwillig) Zahlungen an Stammge-
meinschaften geleistet haben, am Ende in finanzieller Hinsicht erheblich benach-
teiligt werden. Nach Ansicht des Regierungsrats des Kantons Aargau sollte der
Bundesgesetzgeber diesen Punkt beriicksichtigen und beispielsweise fir solche
Kantone Rickvergitungen vorsehen.

Art. 23a Abs. 3
Satz 2

Den Nachweis einer geleisteten Mitbeteiligung kann die Stammgemeinschaft nur
mit einem Zahlungsbeleg mit Valuta in der Vergangenheit erbringen. Es ist moég-
lich, dass Kantone, die heute noch keine Rechtsgrundlage haben, bis zum

15. September 2024 (Art. 10 Abs. 1) noch keine Zahlung geleistet haben. Die
Stammgemeinschaft kann folglich kein gtiltiges Gesuch einreichen. Die Kantone
kénnen im Rahmen der dann noch laufenden kantonalen Gesetzgebungsverfah-
ren maximal ein schriftliches Zahlungsversprechen in der nahen Zukunft leisten.

Die Beteiligung der Kantone muss ver zum Zeitpunkt
der Einreichung der Gesuche um Finanzhilfen durch
die Stammgemeinschaften erfolgt zugesichert sein.

Bemerkunge

n zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag
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Verordnung Uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Art. 3 Abs. 1

Die Eroffnung eines EPD kostet aktuell mit den bestehen-
den rechtlichen Grundlagen mindestens Fr. 40.— das heisst.
die Ubergangsfinanzierung von Fr. 15.— seitens Bund und
nochmals Fr. 15.— seitens Kanton ist sicher positiv zu wer-
ten, deckt aber nicht die tatséchlichen Kosten. Zudem ver-
starkt eine ungenigende Finanzierung den Interessenskon-
flikt zwischen den Leistungserbringern, die mdglichst wenig
fur das EPD bezahlen méchten, und deren Finanzierung
der Stammgemeinschaften.

Erhdhung auf mindestens Fr. 20.—

Art. 4

Die Beschrankung des Hochstbetrags pro Stammgemein-
schaft auf 15 Millionen Franken kann ein Hindernis fir all-
fallige Fusionen von Stammgemeinschaften sein. Dies
sollte in die Uberlegungen einbezogen werden.

Art. 5 Abs. 2
lit. b

Wie bereits erwahnt ist nicht abschatzbar wann die ersten
Auszahlungen durch die Kantone erfolgen kénnen.

den Nachweis der etfolgten zugesicherten Beteiligung durch die Kantone;

Bemerkunge

n zu den Erlauterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Seite 4, Art. 5
Abs. 2

In den Erlauterungen fihrt das Eidgenoéssische Departe-
ment des Innern aus, dass grundsatzlich "(...) fur alle seit
der Zertifizierung bis Ende des Vorjahres ertffneten elektro-
nischen Patientendossiers Finanzhilfen gewahrt werden"
kdénnen. Diese wichtige Prazisierung findet man in der Ver-
ordnung nicht.

Diesen wichtige Punkt sollte der Bundesrat explizit in die EPDFV aufneh-

men.
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. Appenzell Ausserrhoden Regierungsrat Obstmarkt 3
VAR 9102 Herisau
Tel. +41 713536111
kantonskanzlei@ar.ch
www.ar.ch

Dr. iur. Roger Nobs
Ratschreiber

Tel. +41 71 353 63 51
roger.nobs@ar.ch

Regierungsrat, 9102 Herisau

Eidgendssisches Departement des Innern

Bundesamt fiir Gesundheit
3003 Bern

per E-Mail an ehealth@bag.admin.ch und
gever@bag.admin.ch

[Word- und PDF-Version]

Herisau, 6. April 2023

Eidg. Vernehmlassung; Revision des Bundesgesetzes lUber das elektronische Patientendos-
sier (EPDG): Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht); Stellung-
nahme des Regierungsrates von Appenzell Ausserrhoden

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Januar 2023 hat das eidgenéssische Departement des Innern die Kantonsregierungen
eingeladen zur Revision des EPDG betreffend Ubergangsfinanzierung und Einwilligung inkl. Ausfihrungsrecht
Stellung zu nehmen. Die Vernehmlassungsfrist dauert bis 2. Mai 2023.

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung:

Der Regierungsrat kann im Grundsatz der vorgeschlagenen Ubergangsfinanzierung zustimmen. Er sieht aber
die vorgesehenen Finanzierungshilfen der EPD-Stammgemeinschaften je halftig zu 50 % (Fr. 15.— pro Kanton
und Fr. 15.— Bund) dennoch als kritische Voraussetzung fiir deren Betrieb und Weiterentwicklung. Die gesetzli-
chen Grundlagen einer solchen Finanzierung sind in Appenzell Ausserrhoden wie auch bei anderen Kantone
nicht vorhanden oder bendétigen aufgrund der politischen Prozesse bis zur Implementierung viel Zeit, sodass
bis zum Inkrafttreten dieser Ubergangsfinanzierung keine kantonalen gesetzlichen Grundlagen bestehen wer-
den. Zudem gilt es aus Sicht des Regierungsrates zu prifen, inwiefern eine bundesrechtliche Regelung eine
klarere Basis fur allenfalls notwendige kantonale Gesetzesgrundlagen bilden kann.

Da zum Teil mehrere Stammgemeinschaften auf dem eigenen Kantonsgebiet ihre Dienstleistungen anbieten,
braucht es sowohl eine Koordination in der Gewahrung von Finanzhilfen zwischen Bund und Kantonen sowie
auch unter den Kantonen. Dadurch wird die Einfithrung einer Ubergangsfinanzierung zusétzlich erschwert. Fiir
den Regierungsrat stellt sich daher die Frage, weshalb der Bund nicht direkt die finanzielle Verantwortung fur
die Ubergangsfinanzierung sicherstellt.

Im Weiteren unterstitzt der Regierungsrat die Stellungnahme der GDK.
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\ﬁ_R' Appenzell Ausserrhoden

Wir danken lhnen fur die Moglichkeit zur Stellungnahme.

Freundliche Grisse

Im Auftrag des Regierungsrates

Dr. iur. Roger Nobs, Ratschreiber
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KANTON
APPENZELL INNERRHODEN

Landammann und Standeskommission

Sekretariat Ratskanzlei Ratskanzlei, Marktgasse 2, 9050 Appenzell
Marktgasse 2

9050 Appenzell Per E-Mail an

Telefon +41 71 788 93 11 ehealth@bag.admin.ch und
info@rk.ai.ch gever@bag.admin.ch

www.ai.ch

Appenzell, 27. April 2023

Revision des Bundesgesetzes iiber das elektronische Patientendossier:
Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)
Stellungnahme Kanton Appenzell I.Rh.

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Januar 2023 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zur Re-
vision des Bundesgesetzes Uber das elektronische Patientendossier (EPDG) zukommen las-
sen.

Die Standeskommission hat die Unterlagen geprift. Sie begriisst, dass mit der vorliegenden
Revision des EPDG eine Grundlage geschaffen wird, die es dem Bund erméglicht, den
Stammgemeinschaften Finanzhilfen zur Weiterentwicklung des EPD zu gewahren. Die Vo-
raussetzung, dass die Finanzhilfen des Bundes an eine Mitfinanzierung durch die Kantone
gebunden sind, erachtet die Standeskommission jedoch nicht als zielfiihrend. Da im Kanton
Appenzell |.Rh. wie in vielen anderen Kantonen die rechtlichen Grundlagen flr die Unterstit-
zungsbeitrage fehlen, ist eine finanzielle Absicherung der Stammgemeinschaften wéahrend
einer Ubergangszeit weder rasch noch flachendeckend gewahrleistet.

Im Ubrigen verweisen wir auf die detaillierten Ausfilhrungen im beiliegende Antwortformular.
Wir danken lhnen flr die Moglichkeit zur Stellungnahme und griissen Sie freundlich.

Im Auftrage von Landammann und Standeskommission
Der Ra}schreiber:

7

/
us Dorig

e

Beilage:
Antwortformular

Zur Kenntnis an:

- Gesundheits- und Sozialdepartement Appenzell I.Rh., Hoferbad 2, 9050 Appenzell
- Standerat Daniel Fassler, Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell

- Nationalrat Thomas Rechsteiner (thomas.rechsteiner@parl.ch)

Al 013.12-357.2-1032112 1-1



Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

g Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation - Kanton Appenzell [.Rh., Standeskommission
Abklrzung der Firma / Organisation - Kt Al

Adresse, Ort - Marktgasse 2, 9050 Appenzell

Datum . 27. April 2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausflllen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch




Bundesgesetz iiber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfiihrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Die Standeskommission begrisst, dass mit der Revision des EPDG eine Grundlage geschaffen wird, die es dem Bund ermdglicht, den
Stammgemeinschaften Finanzhilfen zur Weiterentwicklung des EPD zu gewahren. Die Voraussetzung, dass die Finanzhilfen des Bundes an
eine Mitfinanzierung durch die Kantone gebunden sind, erachtet die Standeskommission jedoch nicht als zielfihrend, um eine rasche finanzi-
elle Absicherung der Stammgemeinschaften sicherzustellen. Einerseits ist davon auszugehen, dass eine duale Finanzierung durch Bund und
Kantone einen erheblichen Aufwand fir die Stammgemeinschaften und einen erhéhten Koordinationsbedarf unter den Kantonen mit sich
bringt, da die Einzugsgebiete gewisser Stammgemeinschaften mehrere Kantone umfassen. Andererseits werden bis zum Inkrafttreten der
Vorlage nicht alle Kantone tber eine rechtliche Grundlage fur kantonale Finanzhilfen verfiigen. Finanzhilfen des Bundes werden gemass der
Vorlage jedoch nur dann gesprochen, wenn eine Beteiligung der Kantone vor Einreichung der Gesuche erfolgt ist. Dies wiirde bedeuten,
dass Stammgemeinschaften zumindest einen Teil der Finanzhilfen erst rlickwirkend in zwei bis drei Jahren beantragen kénnten. Der Kosten-
beitrag von Bund und Kantonen von Fr. 30.-- pro Dossier ist zudem eher zu tief bemessen, um die tatséchlichen EPD-Eréffnungskosten im
Rahmen der Betriebskosten der Stammgemeinschaften zu decken. Somit besteht weiterhin das Risiko, dass Stammgemeinschaften in der
Ubergangsphase den Betrieb aus finanziellen Griinden einstellen mussen. Die Standeskommission regt deshalb an, zu prifen, ob der Bund
die Ubergangsfinanzierung alleine nach den von ihm vorgegebenen Regeln sicherstellen kann.

Die Standeskommission begrusst die neuen Méglichkeiten fir eine digitale Einwilligung zur Eréffnung eines EPD. Die elektronische Dossier-
Eréffnung wird dadurch einfacher und effizienter, was fur die Verbreitung des EPD férderlich ist.

Die Kantone haben aktuell keinen Zugriff auf das Health Provider Directory. Somit fehlt ihnen ein Instrument, um zu Gberprifen, ob die Leis-
tungserbringer dem gesetzlich vorgeschriebenen Anschluss an das EPD nachgekommen sind. Den Kantonen sollte méglichst rasch Zugriff

auf das komplette Health Provider Directory gewahrt werden. Mit einer entsprechenden Rechtsgrundlage soll nicht bis zur umfassenden Re-
vision des EPDG zugewartet werden.

Der Kanton Appenzell .Rh. schliesst sich der Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren an.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Art. 23a

Der Nachweis einer geleisteten Mitbeteiligung kann nur mit
einem Zahlungsbeleg mit Valuta in der Vergangenheit er-
bracht werden. Kantone, die heute noch keine Rechts-
grundlage haben, kénnen bis zum 15. September 2024
(nach Art. 10 Abs. 1) keine Zahlung geleistet haben und die
Stammgemeinschaft kann folglich kein gultiges Gesuch ein-
reichen. Die Kantone kdnnen im Rahmen der dann noch
laufenden kantonalen Gesetzgebungsverfahren maximal
eine schriftliche Zahlungsabsicht in der nahen Zukunft leis-
ten.

Die Beteiligungsabsicht der Kantone muss ver zum Zeitpunkt der Einrei-
chung der Gesuche um Finanzhilfen durch die Stammgemeinschaften er-
folgt sein.

Bemerkungen zum erlduternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag
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Verordnung iiber die Finanzhilfen fiir das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Art. 5 Abs. 2 Wie bereits erwahnt, ist nicht abschatzbar, wann die ersten | den Nachweis der erfelgter beabsichtigten Beteiligung durch die Kantone;
lit. b Auszahlungen durch die Kantone erfolgen kénnen.

Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag
Seite 4, Art. 5. | In den Erlauterungen wird festgehalten, dass grundsatzlich | Dieser wichtige Punkt sollte explizit in der EPDFV aufgenommen werden.
Abs. 2 «..fur alle seit der Zertifizierung bis Ende des Vorjahres er-

offneten elektronischen Patientendossiers Finanzhilfen ge-
wahrt werden» kénnen. Diese wichtige Prazisierung findet
man in der Verordnung nicht.
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Kanton Bern
Canton de Berne

03|04|D|v03

Regierungsrat

Postgasse 68
Postfach
3000 Bern 8 Staatskanzlei, Postfach, 3000 Bern 8

info.regierungsrat@be.ch
www.be.ch/rr

Bundesamt fiir Gesundheit
Per E-Mail (als docx- und pdf-Datei) an:

- ehealth@bag.admin.ch
- gever@bag.admin.ch

RRB Nr.: 444/2023 26. April 2023
Direktion: Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirek-

tion
Klassifizierung: Nicht klassifiziert

Vernehmlassung des Bundes: Revision des Bundesgesetzes iiber das elektronische Pati-
entendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)
Stellungnahme des Kantons Bern

Sehr geehrter Herr Bundesprasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Regierungsrat dankt fiir die Méglichkeit zur Stellungnahme und bittet um Beriicksichtigung
der nachfolgenden Anliegen und Bemerkungen.

1. Ausgangslage

Schon vor langerer Zeit wurde erkannt, dass die Verbreitung des elektronischen Patientendos-
siers (EPD) nur schleppend vorankommt. Die vorgebrachten Griinde daftir sind vielfaltig. Der
Regierungsrat sieht das grésste Hindernis in Bezug auf die Verbreitung des EPD jedoch bei der
elektronischen Identitat (elD). Das Erfordernis einer elD vermindert die Attraktivitat des EPD
deutlich. Es gilt zudem zu bedenken, dass die heutigen elDs vom Volk abgelehnt wurden. Ver-
besserungen werden daher erst erreicht, wenn eine Losung beziiglich elD gefunden wird. Ein
vollstédndig elektronischer Eréffnungsprozess ist namlich eine Grundvoraussetzung, die erfiillt
sein muss, damit sich das EPD verbreiten kann.

Dass das EPDG keine klaren Verantwortungen, Kompetenzen und Durchsetzungsinstrumente
definiert, ist ebenfalls problematisch. Durch den Schritt, das EPD als Instrument der Kranken-
versicherung zu betrachten und somit das EPDG neu auch auf Artikel 117 Absatz 1 der Bun-
desverfassung' abzustiitzen, eréffnen sich dem Bund neue Handlungsspielrdume, die es erlau-
ben, Kompetenzen und Aufgaben von Bund und Kantonen im Zusammenhang mit dem Betrieb
des EPD umfassend zu regeln. Der Regierungsrat begrisst dieses Vorgehen. Er teilt die Ein-

! Bundesverfassung vom 18. April 1999 der Schweizerischen Eidgenossenschaft (BV; SR 101)
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Kanton Bern
Canton de Berne

schatzung des Bundesrates, dass ein breiter Einsatz des EPD die Qualitat der Gesundheitsver-
sorgung noch verbessern und langerfristig die Effizienz des Gesundheitssystems erhéhen und
somit die Kostenentwicklung im Bereich der Krankenversicherung positiv beeinflussen kann.

Der Regierungsrat beméangelt jedoch, dass selbst diese erste Teilrevision des EPDG frithestens
Mitte 2024 ihre Wirkung entfalten kann. Als geradezu unverantwortlich erachtet es der Regie-
rungsrat, dass eine umfassende Revision des EPDG nicht vor 2027 greifen wird und damit
langst bekannte zentrale Mangel an der Konzeption des EPD noch auf Jahre hinaus weiterbe-
stehen sollen. Dies gefahrdet das ganze Projekt der Einfihrung der EPD — eines Instruments,
das die Schweiz wohlverstanden rasch benétigt — massiv.

2. Ubergangsfinanzierung

Die Finanzierung der Stammgemeinschaften und Gemeinschaften steht vielerorts auf wackligen
Beinen. Dies ist mitunter auch ein Grund dafiir, dass diese Anbieter bis heute nur beschrankt fur
ihr EPD werben, denn zusatzliche Dossiers sind auch immer mit zuséatzlichen Kosten verbun-
den. Dass nun im EPDG eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden soll, die es dem Bund
erlaubt, den Stammgemeinschaften fiir den Betrieb und die Weiterentwicklung Finanzhilfen zu
gewahren, wird begrisst.

Der Regierungsrat begriisst ausdriicklich, dass die Finanzhilfen fur alle seit der Zertifizierung
erdffneten EPD gewéhrt werden kénnen. Er erwartet jedoch zur Umsetzung der Zielsetzungen
des KVG (Qualitatssteigerung und Kosteneffizienz) nach den konkreten Vorgaben des Bundes
eine Finanzierung durch den Bund. Zudem bedauert er, dass sich die Krankenversicherer nicht
an der Ubergangsfinanzierung beteiligen sollen.

Anzumerken ist, dass der vorgesehene Betrag pro eréffnetes Dossiers von 30 Franken (15
Franken durch die Kantone und 15 Franken durch den Bund finanziert) deutlich zu tief bemes-
sen ist, um den Betrieb und die Weiterentwicklung des EPD zu sichern. Die Stammgemein-
schaften werden somit auf weitere Finanzierungsquellen angewiesen sein.

Des Weiteren gilt es zu bemerken, dass der Bund die Finanzhilfen nur gewahrt, wenn die Kan-
tone sich mindestens in gleicher Hohe an den Kosten der Stammgemeinschaften fiir den Be-
trieb und die Weiterentwicklung beteiligen. Diese Bedingung verkompliziert die Sache unge-
mein, insbesondere da mehrere Stammgemeinschaften ein Kantonsgebiet oder umgekehrt eine
Stammgemeinschaft mehrere Kantone abdecken kann. Es braucht somit wohl nicht nur eine
Koordination in der Gewahrung von Finanzhilfen zwischen Bund und Kantonen, sondern auch
zwischen den Kantonen. Vieles spricht dafiir, dass der Bund alleine bereits in der Zwischen-
phase die Finanzierung nach den von ihm ja vorgegebenen Regeln sicherstellt, da er auch die
Rahmenbedingungen und Regeln fur den Betrieb definiert. Sollte die duale Finanzierung die
einzige Mdglichkeit sein, dass der Bund Finanzhilfen spricht, so gilt es zum einen zu beachten,
dass nicht alle Kantone bei Inkrafttreten des geadnderten EPDG Uber eine kantonale gesetzliche
Grundlage flir kantonale Finanzhilfen verfligen werden. Zum anderen setzt ein schriftliches Zah-
lungsversprechen eine Ausgabenbewilligung des finanzkompetenten Organs voraus. Die Kan-
tone werden daher eine nicht zu unterschatzende Vorlaufzeit brauchen, damit das finanzkompe-
tente Organ eine Ausgabebewilligung beschliessen kann. Fiir den Kanton Bern bedeutet dies
konkret, dass der Grosse Rat mit der Ausgabebewilligung befasst werden muss. Zudem muss
wohl auch die dreimonatige Referendumsfrist abgewartet werden, bevor eine Zusage gemacht
werden kann. Der erlduternde Bericht zu Artikel 23a Absatz 3 EPDG ist entsprechend zu ergan-
zen.
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Kanton Bern
Canton de Berne

Generell darf eine Auszahlung von Finanzhilfen des Bundes zeitlich nicht von bereits erfolgten
Auszahlungen abhé&ngig gemacht werden, bzw. die Kantone missen auch die Méglichkeit ha-

ben, ihre finanzielle Unterstitzung unter Vorbehalt zu gewéahren und sie im Fall, dass der Bund
ein Gesuch abschldgig beurteilt, wieder zuriickzuziehen.

Der Regierungsrat beantragt, dass fur die Auszahlung der ersten Finanzhilfen im Jahr 2024 ein
Nachweis einer zugesicherten Beteiligung der Kantone ausreichend sein muss. Gesetz und
Verordnung sind entsprechend anzupassen.

Die Beschrankung des Hochstbetrags pro Stammgemeinschaft auf 15 Mio. Franken kann ein
Hindernis fur allfallige Fusionen von Stammgemeinschaften sein. Grosse Stammgemeinschaf-
ten, wie die axsana AG, die von mehreren Kantonen mitgetragen werden, werden durch die Be-
grenzung benachteiligt. Zudem verhindert die Bestimmung eine Konsolidierung im Markt, die zu
begriissen ware. Das Ziel des OneEPD sollte durch die rechtlichen Grundlagen zumindest nicht
behindert werden.

Schliesslich gilt es anzumerken, dass das Ziel, die Anzahl EPD zu erhéhen, wesentlich schnel-

ler und gunstiger erreicht werden kénnte, wenn zur Eréffnung von EPDs die bestehenden rund

6,5 Mio. Corona-Impfdossiers — selbstversténdlich nach Einwilligung durch die Patientinnen und
Patienten — Ubertragen und genutzt wiirden. Dies wére effektiver als jede Finanzhilfe.

3. Zugriff Health Provider Directory

Durch die finanzielle Mitverantwortung der Kantone in Form einer Beitragszahlung pro eroffne-
tes Dossier dirfte sich das Interesse der Kantone erhéhen, dass die Leistungserbringer be-
handlungsrelevante Dokumente im EPD ihrer Patientinnen und Patienten ablegen und auf be-
reits vorliegende Dokumente zugreifen. Ob die Leistungserbringer dazu nur schon technisch
und organisatorisch Uberhaupt in der Lage sind, kann im sogenannten Health Provider Directory
(HPD) Gberpruft werden, dem Verzeichnis aller im EPD registrierten Gesundheitsfachpersonen
und Organisationen. Der Bund fiihrt heute geméss Artikel 14 EPDG mehrere zentrale Abfrage-
dienste, zu welchen gemass Artikel 39 der Verordnung Uiber das elektronische Patientendos-
sier? auch der HPD gehort. Zugriff auf diesen Dienst haben jedoch nur der Bund und die
Stammgemeinschaften und Gemeinschaften. Den Kantonen ist dieser Zugriff verwehrt. Dies
fuhrte bereits im Zusammenhang mit dem seit dem 1. Januar 2022 geltenden neuen Zulas-
sungskriterium fiir Arztinnen und Arzten zur OKP — namlich der Verpflichtung zum Anschluss an
eine Stammgemeinschaft oder Gemeinschaft — sowie der diesbeziiglichen Priifungs- und Auf-
sichtspflicht der Kantone im Rahmen des ebenfalls auf den 1. Januar 2022 neu eingefihrten
formellen Zulassungsverfahren zur OKP zu diversen Argernissen und Unversténdnis. Damit die
Kantone ihren Prufungs- und Aufsichtspflichten sowie ihren Verantwortlichkeiten insgesamt effi-
zient nachkommen kénnen, ist ihnen rasch der Zugriff auf den kompletten HPD zu gewahren.
Aus Sicht des Regierungsrats kann mit diesem Zugriffsrecht nicht bis zur umfassenden Revision
gewartet werden. Der Zugriff ist bereits heute notwendig fir die Umsetzung von geltendem Bun-
desrecht.

Der Regierungsrat beantragt daher, dass fir die zustandigen Stellen der Kantone ein explizites
umfassendes Zugriffsrecht auf den HPD geschaffen wird. Da die Botschaft vom 29. Mai 2013
zum EPDG erklart, dass es sich bei denen in den Abfragediensten bearbeiteten Daten nicht um
besonders schiitzenswerte Personendaten nach Bundesrecht handelt, dirfte dies einfach um-
zusetzen sein.

2 Verordnung vom 22. Mérz 2017 tber das elektronische Patientendossier (EPDV; SR 816.11)
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Kanton Bern
Canton de Berne

4, Einwilligung

Nach geltendem Recht ist eine schriftliche Einwilligung der Patientin oder des Patienten fr die
Erstellung eines EPD erforderlich. Dies bedeutet, dass die Einwilligung entweder handschriftlich
oder mit einer qualifizierten elektronischen Signatur signiert werden muss. Dies hat zur Folge,
dass die Hurden fur einen rein elektronischen Eréffnungsprozess sehr hoch sind. Mit den vorge-
schlagenen Anpassungen des EPDG und der EPDV, die explizit unterstiitzt werden, kann neu die
Einwilligung auch mit einem Identifikationsmittel, wie es sowieso schon fiir die Eréffnung eines
Dossiers bendtigt wird, bestatigt werden. Weitere Vereinfachungen des Eréffnungsprozesses (ins-
besondere in der Ausstellung einer elD) miissen jedoch zeitnah umgesetzt werden kénnen.

Abschliessend mdéchte der Regierungsrat seine Zweifel zum Ausdruck bringen, dass die geplan-
ten Massnahmen das Projekt EPD zu retten vermégen. Die Schweiz braucht ein EPD. Ein rascher
Paradigmenwechsel ist daher unerldsslich.

Der Regierungsrat dankt fur die Berlicksichtigung seiner Anliegen und verweist weiter auf seine
detaillierten Bemerkungen und Antréage im beigelegten Antwortformular.

Freundliche Griisse

Im Namen des Regierungsrates

/

Christine Hasler Christoph Auef/(—\’
Regierungsprésidentin Staatsschreiber
Beilage

— Antwortformular
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Regierungsrat des Kantons Bern
Abkurzung der Firma / Organisation : BE
Adresse, Ort : Postgasse 68, Postfach, 3000 Bern 8

Datum : 26.04.2023



Bundesgesetz iiber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfihrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Das Ziel, die Anzahl EPD zu erhéhen, kénnte wesentlich schneller und giinstiger erreicht werden, wenn zur Eréffnung von EPDs die bestehenden
rund 6,5 Mio. Corona-Impfdossiers — nach Einwilligung durch die Patientinnen und Patienten — Gibertragen und genutzt wiirden.

Fir die Auszahlung der ersten Finanzhilfen im 2024 muss ein Nachweis einer zugesicherten Beteiligung der Kantone ausreichend sein. Gesetz und
Verordnung sind entsprechen anzupassen.
Fur die zustandigen Stellen der Kantone ist ein explizites umfassendes Zugriffrecht auf den HPD zu schaffen.

Fur weitere Bemerkungen wird auf die ausfiihrliche Stellungnahme des Kantons Bern vom 26. April 2023 verwiesen.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Art. 23a Abs. 3

Gemass Gesetzestext werden die Finanzhilfen nur gewahrt,
wenn sich die Kantone in mindestens gleicher Hohe an den
jahrlichen Kosten der Stammgemeinschaft fir den Betrieb
und die Weiterentwicklung des elektronischen Patienten-
dossiers beteiligen.

Die Stammgemeinschaft muss somit bei jedem Gesuch den
Nachweis erbringen, dass flr den gleichen Zeitraum min-
destens der gleiche Betrag, der beim Bund beantragt wird,
von den Kantonen geleistet wurde. Es stellt sich die Frage,
wie der Begriff «jahrlich» in diesem Kontext zu verstehen
ist.

Der Nachweis einer geleisteten Mitbeteiligung kann nur mit
einem Zahlungsbeleg mit Valuta in der Vergangenheit er-
bracht werden. Kantone die heute noch keine Rechtsgrund-
lage haben, kénnen bis zum 15. September 2024 (nach Art.
10 Abs. 1) keine Zahlung geleistet haben und die Stamm-
gemeinschaft kann folglich kein giltiges Gesuch einreichen.
Die Kantone kénnen im Rahmen der dann noch laufenden
kantonalen Gesetzgebungsverfahren maximal ein schriftli-
ches Zahlungsversprechen in der nahen Zukunft leisten.

Die Beteiligung der Kantone muss ver zum Zeitpunkt der Einreichung der
Gesuche um Finanzhilfen durch die Stammgemeinschaften erfelgt zugesi-
chert sein.
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Art. 26a

Die Umsetzung der Ubergangsbestimmung, wonach Finanz-
hilfen nach dem 7a. Abschnitt auch fiir elektronische Patien-
tendossiers gewahrt werden, die vor dem Inkrafttreten der
Anderung eréffnet wurden, bedingt eine Prazisierung in der
Verordnung. Der Regierungsrat geht davon aus, dass die
betroffenen Dossiers mit dem ersten Gesuch geltend ge-
macht werden missen.

Bemerkunge

n zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

5. Erlauterun-
gen zu einzel-
nen Bestim-
mungen, Art.
23c, S. 14 1.

Im erlauternden Bericht wird ausgefiihrt, was geschieht,
wenn in einem Gesuchsjahr nicht genligend Mittel zur Verfi-
gung stehen.

Unklar ist in diesem Zusammenhang, wie und wann der To-
talbetrag (wohl 30 Mio. CHF) festgelegt wird und ob und wie
der Totalbetrag auf die Gesuchsjahre aufgeteilt wird. Dabei
stellt sich die Frage, ob die gesamten 30 Mio. CHF bereits
ab dem ersten Jahr vollumfanglich zur Verfiigung stehen, so
dass allenfalls in den darauffolgenden Jahren bereits nichts
mehr bezahlt wird resp. gekuirzt wird oder ob eine (gleich-
massige) Aufteilung der Mittel auf die Jahre geplant ist. Der
erlauternde Bericht ist entsprechend zu erganzen.

6.2. Auswir-
kungen auf die
Kantone, S. 15

Um die Ubergangsfinanzierung zu leisten sind innert kiirzes-
ter Frist — ohne Kenntnis der bundesrechtlichen Grundla-
gen — Ausgabenbewilligungen zu erwirken und Budgets ein-
zustellen. Damit verbunden ist ein betrachtlicher personeller
Aufwand bei den Kantonen. Der erganzende Bericht ist da-
hingehend zu prazisieren
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Verordnung Uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Weitere Vereinfachungen des Eréffnungsprozesses (insbesondere in der Ausstellung einer elD) miussen zeitnah umgesetzt werden.
Fir weitere Bemerkungen wird auf die ausfiihrliche Stellungnahme des Kantons Bern vom 26. April 2023 verwiesen.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

4

Die Beschrankung des Hochstbetrags pro Stammgemein-
schaft auf 15 Millionen Franken kann ein Hindernis fir all-
fallige Fusionen von Stammgemeinschaften sein. Grosse
Stammgemeinschaften, wie die Axsana, die von mehreren
Kantonen mitgetragen werden, werden durch die Begren-
zung benachteiligt. Zudem verhindert die Bestimmung eine
Konsolidierung im Markt, die zu begriissen ware. Das Ziel
des OneEPD sollte durch die rechtlichen Grundlagen zu-
mindest nicht behindert werden.

Artikel 4 ist zu streichen.

Eventualiter: Es ist eine Ausnahmeregelung fur fusionierte Stammgemein-

schaften vorzusehen.

5 Abs. 2Bst. b

Wie bereits erwahnt ist nicht abschéatzbar, wann die ersten
Auszahlungen durch die Kantone erfolgen kénnen.

den Nachweis der erfolgten zugesicherten Beteiligung durch die Kantone;

5 / Ubergangs-

In Artikel 5 oder in einer Ubergangsbestimmung miisste ge-

bestimmung regelt werden, dass die vor dem Inkrafttreten eréffneten
EPD bei der ersten Eingabe mitgezahlt und geltend ge-
macht werden kénnen.

9 bzw. Art. 16 | In Artikel 16 wird nun klar geregelt, welche Mdglichkeiten

EPDV fir das Einholen der Einwilligung zur Flihrung des Patien-

tendossiers zur Verfiigung stehen. Er lasst offen, ob dabei
eine qualifizierte elektronische Signatur oder ein anderes,
durch einen zertifizierten Identity Provider zur Verfligung
stehendes Identifikationsmittel zur Anwendung kommt.

Mit der Regelung ist nun die Rechtsgrundlage geschaffen
worden, den elektronischen Self-Onboardingprozess zu im-
plementieren.
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Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Abs. 2

In den Erlauterungen wird festgehalten, dass grundsatzlich
«fir alle seit der Zertifizierung bis Ende des Vorjahres eroff-
neten elektronischen Patientendossiers Finanzhilfen ge-
wahrt werden» kdnnen. Diese wichtige Prézisierung findet
man in der Verordnung nicht.

Dieser wichtige Punkt sollte explizit in der EPDFV aufgenommen werden.
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Liestal, 25. April 2023
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Stellungnahme zur Anderung des EPDG: Ubergangsfinanzierung

Sehr geehrter Herr Bundesprasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fir die Méglichkeit, zum Vorentwurf der Anderungen im Bundesgesetz lUber das
elektronische Patientendossier (EPDG) sowie zum Vorentwurf der Anderungen in der Verordnung
iber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (VE-EPDFV) betreffend Ubergangsfi-
nanzierung und Einwilligung Stellung nehmen zu kénnen.

Der Regierungsrat schliesst sich der Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdi-
rektorinnen und -direktoren (GDK) vom 9. Marz 2023 an. Er teilt insbesondere die konkreten An-
trage der GDK, wonach fiir die Auszahlung der ersten Finanzhilfen im 2024 ein Nachweis einer zu-
gesicherten Beteiligung ausreichend sein muss und wonach fiir die zustandigen Stellen der Kan-
tone ein explizites umfassendes Zugriffrecht auf den Health Provider Directory (HPD) zu schaffen
ist. Auch aus unserer Sicht gilt es zudem zu priifen, wie der Eréffnungsprozess fiir das Elektroni-
sche Patientendossier weiter vereinfacht werden kann. Zusétzlich sollen bereits gesprochene Mit-
tel der Kantone, die nicht durch ebenso hohe Mittel des Bundes ergéanzt waren, den kiinftigen Kan-
tonsanteilen angerechnet werden.

Wir danken flir die Gelegenheit zur Stellungnahme und bitten Sie, sehr geehrter Herr Bundesprési-
dent, sehr geehrte Damen und Herren, um Beriicksichtigung der vorliegenden Riickmeldung des
Kantons Basel-Landschaft.

Hochachtungsvoll

/("- ‘“g(f/élf }/Ut( t. %’4 @db\ cA_
Kathrin Schweizer Elisabeth Heer Dietrich
Regierungsprasidentin Landschreiberin

Beilagen:

— Stellungnahme der GDK vom 9. Mérz 2023
— Formular fur Stellungnahme



Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Kanton Basel-Landschaft / Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und
—direktoren

Abkurzung der Firma / Organisation : BL & GDK

Adresse, Ort : Rathausgasse 2, 44190 Liestal & Speichergasse 6, 3001 Bern

Datum 1 25.4.2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch
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Bundesgesetz iiber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfihrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen BL

Bereits gesprochene Mittel der Kantone, die nicht durch ebenso hohe Mittel des Bundes ergéanzt waren, sollen den kinftigen Kantonsanteilen angerechnet
werden.

Allgemeine Bemerkungen GDK

Die vorgeschlagene Ausgestaltung der dual zu gewahrenden Finanzhilfen wird kritisch beurteilt. Die neu vorgesehenen Finanzhilfen werden nur gewahrt,
wenn die Kantone sich mindestens in gleicher Hohe an den Kosten der Stammgemeinschaften flr den Betrieb und die Weiterentwicklung beteiligen. Diese
Bedingung verkompliziert die Sache ungemein, insbesondere da mehrere Stammgemeinschaften ein Kantonsgebiet oder umgekehrt eine Stammgemein-
schaft mehrere Kantone abdecken kann. Es braucht somit wohl nicht nur eine Koordination in der Gewahrung von Finanzhilfen zwischen Bund und Kanto-
nen, sondern auch zwischen den Kantonen. Vieles spricht dafiir, dass der Bund alleine bereits in der Zwischenphase die Finanzierung nach den von ihm ja
vorgegebenen Regeln sicherstellt, da er auch die Rahmenbedingungen und Regeln fir den Betrieb definiert.

Da die meisten Kantone bis zum Inkrafttreten der Ubergangsfinanzierung keine kantonale gesetzliche Grundlage fiir die Gewahrung von Finanzhilfen ha-
ben werden, gilt es zu prifen, inwiefern eine bundesrechtliche Regelung eine klarere Basis fur allenfalls notwendige kantonale Gesetzesgrundlagen bilden
kann.

Damit die Kantone ihren Prifungs- und Aufsichtspflichten sowie ihren Verantwortlichkeiten effizient nachkommen kénnen, ist ihnen rasch der Zugriff auf
den kompletten HPD zu gewahren. Eine entsprechende Rechtsgrundlage ist zu schaffen und der Zugriff ist mit dem in Kraft treten der EPDG Revision
direkt und ohne Ubergangsfrist umzusetzen.

Die Vereinfachung des Einwilligungsprozesses wird durch den Vorstand der GDK begrisst. Es ist zu prifen ob es eventuell noch weitere Vereinfachungen
des Erdffnungsprozesses (insbesondere in der Ausstellung einer elD) gibt, die ebenfalls zeitnah umgesetzt werden kénnen.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln GDK

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Art. 23a Der Nachweis einer geleisteten Mitbeteiligung kann nur mit | Die Beteiligung der Kantone muss vefr zum Zeitpunkt der Einreichung der
einem Zahlungsbeleg mit Valuta in der Vergangenheit er- Gesuche um Finanzhilfen durch die Stammgemeinschaften erfelgt zugesi-

bracht werden. Kantone die heute noch keine Rechtsgrund- | chert sein.
lage haben, kénnen bis zum 15. September 2024 (nach Art.
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10 Abs. 1) keine Zahlung geleistet haben und die Stamm-

gemeinschaft kann folglich kein gultiges Gesuch einreichen.

Die Kantone kdnnen im Rahmen der dann noch laufenden
kantonalen Gesetzgebungsverfahren maximal ein schriftli-
ches Zahlungsversprechen in der nahen Zukunft leisten.

Bemerkungen zum erlduternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Verordnung Uber die Finanzhilfen fir das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
4 Die Beschrankung des Hochstbetrags pro Stammgemein- -
schaft auf 15 Millionen Franken kann ein Hindernis fir all-
fallige Fusionen von Stammgemeinschaften sein. Dies
sollte in die Uberlegungen einbezogen werden.
5 Abs. 2 Bst. b | Wie bereits erwadhnt ist nicht abschatzbar wann die ersten den Nachweis der erfelgten zugesicherten Beteiligung durch die Kantone;

Auszahlungen durch die Kantone erfolgen kénnen.

Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel | Kommentar

| Anderungsantrag
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Seite 4, Art. 5.
Abs. 2

In den Erl&uterungen wird festgehalten, dass grundsétzlich
«..fur alle seit der Zertifizierung bis Ende des Vorjahres er-
offneten elektronischen Patientendossiers Finanzhilfen ge-
wahrt werden» kdnnen. Diese wichtige Prézisierung findet

man in der Verordnung nicht.

Dieser wichtige Punkt sollte explizit in der EPDFV aufgenommen werden.
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Kanton Basel-Stadt
Abktrzung der Firma / Organisation :BS

Adresse, Ort : Marktplatz 9, 4001 Basel
Datum : 25.04.2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch
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Bundesgesetz Uiber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Finanzhilfen

Einleitend halten wir ausdricklich fest, dass der Kanton Basel-Stadt die Vorlage begriisst. Insbesondere unterstitzt der Kanton Basel-Stadt die Regelung,
dass die Finanzhilfen fur alle seit der Zertifizierung eréffneten elektronischen Patientendossiers (EPD) gewéhrt werden sollen.

Allerdings muss auch betont werden, dass der Betrag in der Hohe von 30 Franken deutlich zu tief ist, um die Vollkosten der Eréffnung eines EPD zu decken.
Die duale Ubergangsfinanzierung scheint die einzige Moglichkeit zu sein, dass der Bund Finanzhilfen sprechen kann, weshalb die Umsetzung dieses Finan-
zierungssystems aus Sicht des Kantons Basel-Stadt unterstiitzt werden kann. Die Ausgestaltung dieser Finanzierung wird allerdings auch kritisch beurteilt.
Eine Schwierigkeit stellt die Bedingung dar, dass die Finanzhilfen seitens Bund nur gewahrt werden, wenn die Kantone sich mindestens in gleicher Hoéhe an
den Kosten der Stammgemeinschaften fir den Betrieb und die Weiterentwicklung beteiligen bzw. diese auch vorfinanzieren. Wenn mehrere Stammgemein-
schaften ein Kantonsgebiet oder eine Stammgemeinschaft mehrere Kantone abdecken, braucht es sowohl zwischen Bund und den Kantonen wie auch
zwischen den einzelnen Kantonen eine aufwandige Koordination bei der Gewéahrung der Finanzhilfe. Deswegen schlagt der Kanton Basel-Stadt in Anlehnung
an die Stellungnahme der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) vor, dass fur die Auszahlung der
ersten Finanzhilfen im Jahr 2024 ein Nachweis einer zugesicherten Mitfinanzierung der Kantone ausreichend sein musste, um so die Ausrichtung der Fi-
nanzhilfen zu vereinfachen.

Einwilligungsprozess

Mit der vorgeschlagenen Anpassung des EPDG und der Einfihrung der neuen EPDFV wird der Einwilligungsprozess vereinfacht, indem die Einwilligung neu
auch mit einem Identifikationsmittel, wie es ohnehin schon fir die Er6ffnung eines Dossiers bendtigt wird, bestatigt wird. Dies wird vom Kanton Basel-Stadt
begrisst. Zudem wird hier zudem vorgeschlagen zu prifen, ob es noch weitere Vereinfachungen des Eréffnungsprozesses gibt (insbesondere in der Ausge-
staltung einer elD).

Zugriff auf den Health Provider Directory

Zusatzlich ist in die Vorlage aufzunehmen, dass den Kantonen rasch der Zugriff auf den kompletten Health Provider Directory (HPD) zu gewéhren ist. Dies
damit die Kantone ihren Prufungs- und Aufsichtspflichten sowie ihren Verantwortlichkeiten insgesamt effizient nachkommen kdnnen. Eine entsprechende
Rechtsgrundlage ist daher zu schaffen und der Zugriff ist mit dem Inkrafttreten des revidierten EPDG direkt und ohne Ubergangsfrist umzusetzen.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag

Neuer Artikel Durch die finanzielle Mitverantwortung der Kantone in Form | Rasche Einfihrung des Zugriffs der Kantone auf den HPD sowie Einfih-
betr. Zugriff einer Beitragszahlung pro eréffnetes Dossier erhéht sich das | rung der Verpflichtung von Gesundheitsfachpersonen und ihre Einrichtun-
auf HPD Interesse der Kantone, dass die Leistungserbringer sich am | gen mit Eintrag im HPD, behandlungsrelevante Dokumente und Daten ihrer

EPD beteiligen. Ob ein Leistungserbringer diesen Schritt tat- | Patientinnen und Patienten in deren EPD abzulegen.
sachlich unternommen hat (technisch und organisatorisch),
wird von seiner Stammgemeinschaft mit einem Eintrag ins
so genannten Health Provider Directory (HPD) bestatigt,
dem Verzeichnis aller im EPD registrierten Gesundheitsfach-
personen und Organisationen. Leistungserbringer mit Ein-
trag im HPD kdnnen von EPD-Inhabenden zum Zugriff auf
ihr Dossier berechtigt werden. Aktuell besteht jedoch noch
keine Rechtsgrundlage, welche Gesundheitsfachpersonen
und ihre Einrichtungen mit Eintrag im HPD verpflichtet, be-
handlungsrelevante Dokumente und Daten ihrer Patientin-
nen und Patienten in deren EPD abzulegen. Da dies jedoch
fur den Erfolg des EPD massgebend ist und dessen Nutzen
erhéhen wirde, muss eine solche Verpflichtung Aufnahme
in die vorliegende Revision finden.

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag

Verordnung utber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen
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Bemerkunge

n zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Art. 3

Der Betrag in der Hohe von 30 Franken pro EPD (15 Fran-
ken Bund, 15 Franken Kanton) deckt nicht die Vollkosten.
Somit ist der Bundesanteil von 15 Franken pro EPD zu tief.
Gemass eigene Berechnungen des Kantons Basel-Stadt
ware ein Betrag in der H6he von 40 Franken angemessen.

Betrag in der H6he von 40 Franken pro EDP festlegen.

Art. 4

Die Beschrankung des Hoéchstbetrags pro Stammgemein-
schaft auf 15 Mio. Franken kann ein Hindernis fur allféllige
Fusionen von Stammgemeinschaften sein. Dies sollte in die
Uberlegungen einbezogen werden.

Bemerkunge

n zu den Erlauterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

4/4



Conseil d’Etat CE
Staatsrat SR

Rue des Chanoines 17, 1701 Fribourg
ETAT DE FRIBOURG

STAAT FREIBURG T +41 26 305 10 40
www.fr.ch/ce

Conseil d’Etat
Rue des Chanoines 17, 1701 Fribourg

PAR COURRIEL

Département fédéral de I’intérieur DFI
Monsieur Alain Berset

Conseiller fédéral

Inselgasse 1

3003 Berne

Courriel : ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Fribourg, le 2 mai 2023

2023-391

Révision de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient : financement
transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution) - Procédure de
consultation

Monsieur le Conseiller fédéral,

Dans I’affaire susmentionnée, nous nous référons a votre courrier de mise en consultation du
25 janvier 2023. Le Conseil d’Etat remercie le DFI pour 1’¢laboration du projet et I’invitation a
prendre position concernant I’objet susmentionné.

De maniére générale, I’ intervention législative de la Confédération est nécessaire, bienvenue et
judicieusement orientée. Le Canton de Fribourg travaillant avec la communauté de référence
CARA, nous vous transmettons en annexe la détermination de cette derniére en nous y ralliant.

En particulier, nous insistons sur I’insuffisance du montant de 15 francs proposé par dossier
¢lectronique ouvert. Pour atteindre son objectif et rester crédible, le montant de 1’aide doit
constituer une solution réelle, viable et fonctionnelle. Avec un co(t entre 75 francs et 100 francs par
dossier, une aide financié¢re d’au minimum 50 francs est indispensable. Nous vous demandons de
modifier le projet dans ce sens.


mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Conseil d’Etat CE
Page 2 de 2

Nous vous prions de croire, Monsieur le Conseiller féedéral, a I’assurance de nos sentiments les
meilleurs.

Au nom du Conseil d’Etat :

Didier Castella, Président

Danielle Gagnaux-Morel, Chanceliére d’Etat

L’original de ce document est établi en version électronique

Annexe

Détermination du 29 mars 2023 de I'’Association CARA

Copie

a la Direction de la santé et des affaires sociales, pour elle et au Service de la santé publique ;
a I'’Association CARA, Route de la Corniche 3a, 1066 Epalinges ;

a la Chancellerie d'Etat.



Schweizerische Eidgenossenschaft Département fédéral de I'intérieur DFI
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Office fédéral de la santé publique OFSP
Unit de Direction Santé Pulque

Consultation sur la révision partielle de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient :
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution)

Prise de position de

Nom / canton / entreprise / organisation : Association CARA

Abréviation de I'entreprise / I'organisation : CARA

Adresse / lieu : Rte de la Corniche 3a, 1066 Epalinges
Date : 29.03.2023

Indications
1. Veuillez compléter cette page.
2. Pour les commentaires sur I'ordonnance, utilisez une ligne par article.
3. Veuillez envoyer votre prise de position électronique sous forme de document Word d'ici au 2 mai 2023 & I'adresse suivante :
ehealth@bag.admin.ch et gever@bag.admin.ch
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Loi fédérale sur le dossier électronique du patient :
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution) ; RS 816.1

Remarques générales

CARA soutient totalement la proposition de modification qui vise & permettre a la patiente ou au patient de valider son consentement avec un
moyen d’identification électronique (MIE) certifié. Cette méthode est a la fois plus simple pour le patient et plus sécurisée que la signature

manuscrite, qui peut étre aisément falsifiée. Enfin, le processus qui integre le MIE est également plus efficient pour les communautés de réfé-
rence. CARA soutient également a cet égard le principe de la neutralité technologique qui permet a la loi de suivre les évolutions techniques.

CARA soutient la proposition de fournir aux communautés de référence un financement transitoire, basé sur le principe d’un cofinancement a
parts égales entre cantons et Confédération. En effet, CARA en tant que communauté de référence ayant la large majorité des DEP en Suisse,
est particuliérement consciente des couts engendrés par I’ouverture de DEP. CARA n’a pas de commentaire particulier sur les modifications
proposées au niveau de la loi, mais suggére deux ajouts en lien avec 1’obligation de publier et I’accés des cantons au HPD national.

Commentaires concernant les différents articles

Article Commentaire Modification proposée

Aucun

Commentaires concernant le rapport explicatif

Page / Ar- Commentaire Modification proposée
ticle
p.12/23 Art.3 Ajouter que la signature manuscrite peut étre falsifiée relativement

aisément, alors qu’une identification avec par exemple le moyen
d’identification électronique, qui nécessite le double facteur, rend le
consentement beaucoup plus sir.
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Ordonnance sur les aides financiéeres pour le dossier électronique du patient
(OFDEP); RS 816.12

Remarques générales

CARA approuve la proposition de fournir aux communautés de référence un financement transitoire. En effet, CARA en tant que communauté
de référence ayant la large majorité des DEP en Suisse, est trés consciente des cofits engendrés par 1’ouverture de DEP.

CARA estime toutefois que les 15 francs proposés ne couvrent de loin pas les coits réels de 1’ouverture d’un DEP. En conséquence, CARA
demande a ce que le montant de 1’aide soit d’au minimum 50 francs.
De plus, il est essentiel que I’aide financiére soit octroyée aux DEP déja ouverts. Cela afin d’encourager les communautés de référence qui ont
fait les plus grands efforts jusqu’a présent.

Commentaires concernant les différents articles

Article

Commentaire

Modification proposée

Art.3

La proposition de 15 francs par ouverture DEP est in-
suffisante.

CARA a ouvert plus de 13'000 DEP dans differents
cantons, de différentes maniéres (inscription a un gui-
chet ou inscription en ligne) et avec différents moyens
d’identification électronique (MIE). CARA se base
donc sur I’expérience de terrain pour affirmer que le
montant de 15 francs est insuffisant pour véritablement
stimuler le déploiement.

Lors d’une ouverture complete en présentiel, les taches
suivantes sont effectuées : information a la patiente ou
au patient ; creation du compte MIE ; validation de
I’identité ; remplissage du consentement ; création du
DEP ; réalisation de la 1" connexion, ou dans le cas
d’une ouverture en ligne, envoi des codes temporaires
au patient. CARA accompagne également les patients

1 Les communautés de référence recoivent 50 francs par dossier élec-
tronique du patient ouvert.
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dans I’attribution initiale de droits d’accés et dans la
demande de publication de document aux institutions
de santé.

Au final, méme sans compter la demande de docu-
ments ou ’attribution de droits d’acces, il faut compter
entre 75 et 100 francs par ouverture de DEP. A ce
montant, il faut encore ajouter les couts d’exploitation
des outils qui sont facturés par les fournisseurs a la
communauté, comme le MIE en lui-méme, la vi-
déoidentification le cas écheant, les outils de gestion
des consentements ou encore la partie de la plateforme
Post E-Health utilisée pour créer le DEP. Une aide fi-
nanciére d’au minimum 50 francs est nécessaire.

A noter que I’aide fournie au patient pour demander
des documents a certaines institutions et attribuer des
droits d’acces initiaux, méme si elle ne releve pas
d’une obligation légale, permet rapidement d’augmen-
ter I’utilité du DEP.

Commentaires concernant le rapport explicatif

Page / Ar-
ticle

Commentaire

Modification proposée

Aucun
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REPUBLIQUE ET CANTON DE GENEVE
Genéve, le 5 avril 2023

Le Conseil d’Etat
Département fédéral de l'intérieur

Monsieur Alain Berset
1299-2023 Président de la Confédération

Inselgasse 1

3003 Berne

Concerne : révision de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient:
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d'exécution)

Monsieur le Président,

Nous vous remercions de nous avoir consultés sur le projet de modification de la loi fédérale
sur le dossier électronique du patient.

Notre Conseil soutient totalement la proposition de modification qui vise a permettre au
patient de valider son consentement avec un moyen d'identification électronique (MIE)
certifié. Cette méthode permettrait de simplifier grandement le processus d'inscription au
dossier électronique du patient (DEP), tout en garantissant un niveau trés eleve de sécurité.

Nous approuvons également la proposition de fournir aux communautés de référence un
financement transitoire. Le principe du cofinancement a parts égales entre la Confédération
et les cantons est pertinent. Toutefois, nous relevons que dans le cas de CARA, qui réunit
les cantons de Fribourg, de Genéve, du Jura, du Valais et de Vaud, les cantons verseront
une contribution bien plus élevée que la Confédération. Nous estimons que l'aide de
15 francs par ouverture de DEP prévue dans le projet est largement insuffisante, compte
tenu du colt moyen que CARA estime a 120 francs. A l'instar de CARA, nous proposons
donc que la contribution de la Confédération s'éléve au minimum & 50 francs par DEP
ouvert, en tenant compte également de I'ensemble des DEP ouverts jusqu’a présent.

Nous souhaitons également profiter de cette révision pour proposer deux ajouts qui nous
semblent essentiels. En effet, nous constatons que I'obligation d'affiliation n'est pas toujours
suffisante pour s'assurer que les professionnels de santé publient des documents dans le
DEP. En conséquence, nous proposons que soit introduit dans la LDEP ou dans la LAMal un
article obligeant les institutions et les professionnels de santé a publier leurs documents
dans le DEP. Cet article pourrait étre formulé de maniére a laisser une certaine autonomie
aux professionnels de santé sur le choix des documents a publier, tout en delimitant un socle
minimal. Des DEP documentés sont une condition sine qua non du succés du DEP.

Enfin, le canton de Genéve, comme les autres cantons membres de CARA, estime
nécessaire de pouvoir accéder au Health Provider Directory (HPD) national. Ce service de la
Confédération est actuellement réservé aux communautés. Or, un accés direct par les



cantons leur permettrait de s'acquitter avec efficacité de leurs devoirs de vérification et de
surveillance, notamment en regard du critére d’admission des médecins a pratiquer a la
charge de |'assurance obligatoire des soins.

A la lumiére des éléments ci-dessus, nous vous informons que notre Conseil soutient ce
projet de révision de la LDEP. Vous trouverez en annexe notre prise de position détaillée
dans le formulaire dédié.

En vous souhaitant bonne réception de ces lignes, nous vous prions de croire, Monsieur le
Président, a 'assurance de notre trés haute considération.

AU NOM DU CONSEIL D'ETAT

La chanceliém Le prési

ighele ghetj Maur

J

Annexe mentionnée

Copie par courriel (format Word et PDF) a : ehealth@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch



Schweizerische Eidgenossenschaft Département fédéral de I'intérieur DFI
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Office fédéral de la santé publique OFSP
Unit de Direction Santé Pulque

Consultation sur la révision partielle de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient :
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution)

Prise de position de

Nom / canton / entreprise / organisation » République et canton de Genéve, le Conseil d'Etat
Abréviation de l'entreprise / l'organisation A CT-GE

Adresse / lieu ; Genéve

Date : 29.03.2023

Indications

1. Veuillez compléter cette page.
2. Pour les commentaires sur I'ordonnance, utilisez une ligne par article.
3. Veuillez envoyer votre prise de position electromque sous forme de document Word d'ici au 2 mai 2023 a I'adresse suivante :

ehealth@bag.admin.ch et gever(@bag.admin.ch



ns exécution) ; RS 816.1

Remarques générales

Le canton de Genéve soutient totalement la proposition de modification qui vise & permettre & la patiente ou au patient de valider son consente-
ment avec un moyen d’identification électronique (MIE) certifié. Cette méthode permettrait de simplifier grandement le processus d'inscription
au dossier électronique du patient (DEP), tout en garantissant un niveau trés €levé de sécurité.

Le canton de Genéve approuve la proposition de fournir aux communautés de référence un financement transitoire, basé sur le principe d”un
cofinancement & parts égales entre cantons et Confédération. Toutefois, en tant que canton membre de CARA, communauté de référence ayant
la large majorité des DEP en Suisse, Genéve est particuliérement conscient des cofits engendrés par I’ouverture de DEP et considére que le
montant de 15 francs par DEP ouvert est insuffisant. Le canton de Genéve n’a pas de commentaire particulier sur les modifications proposées

au niveau de la loi, mais suggére deux ajouts en lien avec 1’obligation de publier et I’accés des cantons au HPD national.

Commentaires concernant les différents articles

Article Commentaire Modification proposée

Nouvel ar- Le succes du DEP dépend également de 1'alimentation | Ajouter un article qui détermine le socle minimal de documents es-

ticle des dossiers par des documents pertinénts. L'obligation | sentiels que les professionnels doivent publier une fois qu'ils sont af-
d'affiliation n'est souvent pas suffisante pour induire filiés. .
une publication systématique par les professionnels de
santé.

Nouvel ar- Un accés explicite au HPD par les cantons doit étre Compléter I'art, 39 LDEP en ajoutant explicitement la possibilité

ticle LDEP ajouté, afin de leur permettre d'exercer leurs tiches de | pour les cantons d'accéder au service de recherche des institutions de
vérification d'affiliation des professionnels de santé, et | santé et des professionnels de la santé autorisés a traiter les données
de tenir 4 jour leurs registres. du dossier électronique. '

‘Commentaires concernant le rapport explicatif

Page / Ar- Commentaire Modification proposée

ticle :
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Le canton de Genéve approuve la proposition de fournir aux communautés de référence un financement transitoire. En effet, en tant que canton
membre de CARA, communauté de reference ayant la large majorité des DEP en Suisse, Genéve est particuliérement conscient des cofits en-
gendrés par I’ouverture de DEP.

Genéve estime que les 15 francs proposés ne couvrent de loin pas les coiits réels de l’ouverture d’un DEP et demande par conséquent a ce que
le montant de 1’aide soit d’au minimum 50 francs.

De plus, il est essentiel que 1’aide financiére soit octroyée aux DEP déja ouverts afin de soutenir les communautés de référence qui ont fait les
plus grands efforts jusqu’a présent. :

Commentaires concernant les différents articlés :
| Article . | Commentaire ' ‘Maodification proposée

Art3 - La proposition de 15 francs par ouverture DEP estin- | ' Les communautés de référence regoivent 50 francs pour l'ouverture
suffisante. d'un dossier électronique du patient.

Membre de CARA, qui héberge plus de 13'000 DEP
en Suisse romande, le canton de Genéve a ouvert un
grand nombre de DEP de différentes maniéres (inscrip-
tion & un guichet ou inscription en ligne). Il se base
donc sur I’expérience de terrain pour affirmer que le
montant de 15 francs est insuffisant pour véritablement
stimuler le déploiement. -

Lors d’une ouverture compléte en présentiel, les taches
suivantes sont effectuées : information a la patiente ou
au patient ; création du compte MIE ; validation de
I’identité ; remplissage du consentement ; création du
DEP ; réalisation de la 1°® connexion, ou dans le cas
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d’une ouverture en ligne, envoi des codes temporaires
au patient. CARA accompagne également les patients
dans I’attribution initiale de droits d’accés et dans la
demande de publication de document aux institutions
de santé. '

Au final, méme sans compter la demande de docu-
ments ou I’attribution de droits d’acces, il faut compter
entre 75 et 100 francs par ouverture de DEP. A ce
montant, il faut encore ajouter les colts d’exploitation
des outils qui sont facturés par les fournisseurs a la
communauté, comme le MIE en lui-méme, la vi-
déoidentification le cas échéant, les outils de gestion
des consentements ou encore la partie de la plateforme
Post E-Health utilisée pour créer le DEP. Une aide fi-
nanciére d’au minimum 50 francs est nécessaire.

A noter que ’aide fournie au patient pour demander
des documents a certaines institutions et attribuer des
droits d’accés initiaux, méme si elle ne reléve pas
d’une obligation légale, permet rapidement d’augmen-
ter Iutilité du DEP. :

Commentaires concernant le rapport explicatif

Page / Ar-
ticle

Commentaire

Modification proposée

Aucun 5
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Telefon 055 646 60 11/12/15

E-Mail: staatskanzlei@gl.ch
kantonglarus Iﬁ e
Regierungsrat
Rathaus
8750 Glarus
per E-Mail

- ehealth@bag.admin.ch
- gever@bag.admin.ch

Glarus, 2. Mai 2023
Unsere Ref: 2023-178

Vernehmlassung i. S. Revision des Bundesgesetzes liber das elektronische Patienten-
dossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Hochgeachteter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgendssische Departement des Innern gab uns in eingangs genannter Angelegenheit
die Moglichkeit zur Stellungnahme. Dafiir danken wir und lassen uns gerne wie folgt verneh-
men:

Der Regierungsrat des Kantons Glarus schliesst sich weitestgehend der Stellungnahme der
Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) vom 9. Mérz
2023 an.

Schon vor léngerer Zeit wurde erkannt, dass die Verbreitung des elektronischen Patienten-
dossiers (EPD) nur schleppend vorankommt. Die Griinde dafiir sind vielféltig. So sind z. B.
die Prozesse zur Beantragung einer elD, welche es zur elektronischen Eréffnung eines EPD
braucht, immer noch zu wenig benutzerfreundlich und kompliziert. Um dem EPD einen er-
folgreichen Neustart zu ermdéglichen muss deshalb die Botschaft zum BGEID rasch dem Par-
lament Gbermittelt und die Vorarbeiten zur Umsetzung gestartet werden.

Des Weiteren leidet die Verbreitung des EPD darunter, dass die technische Umsetzung aus
heutiger Sicht mangelhaft ist. Nicht umsonst wird das Instrument als «PDF-Friedhof» mit ei-
ner als veralteten und den Fortschritt erschwerenden Technologie bezeichnet. Ebenso sind
im EPDG keine klaren Verantwortungen, Kompetenzen und Durchsetzungsinstrumente defi-
niert.

Trotz dieser Mangel: Ein breiter Einsatz eines modernen EPD verbessert die Qualitat der
Gesundheitsversorgung, erhdht langerfristig die Effizienz des Gesundheitssystems und
bremst somit dessen Kostenentwicklung. Hingegen ist zu betonen, dass sich bis zum Inkraft-
treten der umfassenden Revision des EPDG alle Akteure bemiihen miissen, die dringend
notwendige Weiterentwicklung des EPD und nachfolgend die Verbreitung des EPD in der
Bevolkerung, bei den Gesundheitsfachpersonen und den Institutionen mit den vorhandenen
rechtlichen und finanziellen Mitteln zu unterstiitzen. Wie die GDK betont, besteht das Risiko,
dass das EPD diese Periode nicht unbeschadet Uibersteht. Darauf muss auch das Parlament
explizit hingewiesen werden und der Gesetzgebungsprozess sollte entsprechend beschleu-
nigt werden.



Die Finanzierung der Stammgemeinschaften ist vielerorts nur ungentigend gesichert und
hatte bis jetzt ohne Unterstiitzung von Bund und Kantonen nicht gewéhrleistet werden kon-
nen. Immerhin konnte sich eSANITA, die Stammgemeinschaft, der auch die (meisten) Glar-
ner Leistungserbringer angeschlossen sind, bis anhin dank ihres zweigleisigen Geschéfts-
modells (die B2B-Vernetzungsplattform querfinanziert den EPD-Betrieb) noch ohne externe
Finanzhilfen Gber Wasser halten. Dieses Beispiel sollte bei den anderen Stammgemein-
schaften Schule machen, um Bund und Kantone zu entlasten. Jedoch ldsst eSANITA in ihrer
Stellungnahme verlauten, dass sie diese Situation nicht mehr lange wird aufrechterhalten
kénnen.

Die GDK bemerkt zutreffend, und wir mochten dies unterstreichen: Die Tatsache, dass der
Bund die Finanzhilfen nur gewéhrt, wenn die Kantone sich vorgangig mindestens in gleicher
Hohe pro Dossier an den Kosten der Stammgemeinschaften fiir den Betrieb und die Weiter-
entwicklung beteiligt haben, verkompliziert die Sache ungemein. Insbesondere da mehrere
Stammgemeinschaften ein Kantonsgebiet oder umgekehrt eine Stammgemeinschaft meh-
rere Kantone abdecken kann. Es braucht somit wohl nicht nur eine Koordination in der Ge-
wahrung von Finanzhilfen zwischen Bund und Kantonen, sondern auch zwischen den Kanto-
nen. Hier wlnscht sich der Kanton Glarus deshalb eine alternative Form der Mitfinanzierung
durch die Kantone.

Der Kanton Glarus als Landsgemeinde-Kanton gehdrt zudem zu jener Gruppe von Kanto-
nen, die bei Inkrafttreten des gednderten EPDG wohl liber keine kantonale gesetzliche
Grundlage fur kantonale Finanzhilfen verfligen werden und daher nur in sehr beschréanktem
Umfang der Finanzkompetenzen fiir frei bestimmbare Ausgaben Finanzhilfen gewahren kon-
nen. Es ist deshalb, wie die GDK anregt, zu priifen, inwiefern eine bundesrechtliche Rege-
lung eine klarere Basis fiir allenfalls notwendige kantonale Gesetzesgrundlagen bilden kann.
Generell darf eine Auszahlung von Finanzhilfen des Bundes zeitlich nicht von bereits erfolg-
ten Auszahlungen abhéngig gemacht werden, bzw. die Kantone miissen auch die Maglich-
keit haben, ihre finanzielle Unterstiitzung unter Vorbehalt zu gewéhren und sie im Fall, dass
der Bund ein Gesuch abschlagig beurteilt, wieder zuriickzuziehen.

Trotz diesen Vorbehalten ist der Kanton Glarus im Rahmen der vorhandenen kantonalrechtli-
chen Grundlagen bereit, die Stammgemeinschaften mit den vorgeschlagenen 15 Franken
pro er6ffnetes EPD zu unterstiitzen. Denn ein gut umgesetztes EPD hat sehr wohl vielfiltige
Vorteile und kann insbesondere zu einer Kostenreduktion im Gesundheitswesen beitragen.
Deshalb soll es den Stammgemeinschaften ermdglicht werden, mit der Unterstiitzung von
Bund und Kantonen die Zeit bis zu einem Relaunch eines verbesserten EPD finanziell iber-
bricken zu kénnen. Sehr wichtig ist dem Kanton Glarus hier zu betonen, dass die Informati-
onskampagne des Bundes erst lanciert wird, wenn substanzielle technische Verbesserungen
beim EPD realisiert wurden. Andernfalls prallt die Kampagne auf festgefahrene Meinungen,
die nicht widerlegt werden kénnen.

Genehmigen Sie, hochgeachteter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorziglichen Hochachtung.

Freundliche Griisse
Fiir den Regierungsrat

Benjamig Mihlemann Hansjorg Dirst
Landammann Ratsschreiber

E-Mail an (PDF- und Word-Version):
- ehealth@bag.admin.ch
- gever@bag.admin.ch
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Die Regierung La Regenza Il Governo
des Kantons Graubuinden dal chantun Grischun del Cantone dei Grigioni

Sitzung vom Mitgeteilt den Protokoll Nr.

25. April 2023 26. April 2023 372/2023

Eidgendssisches Departement des Innern EDI
Generalsekretariat GS-EDI

Herr Bundesrat Alain Berset

Inselgasse 1

3003 Bern

Per E-Mail an: ehealth@bag.admin.ch

gever@bag.admin.ch

Vernehmlassung EDI - Revision des Bundesgesetzes uber das elektronische
Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (EPD; inkl. Ausfiih-
rungsrecht)

Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit E-Mail vom 26. Januar 2023 hat uns das Bundesamt fir Gesundheit (BAG) Un-
terlagen in rubrizierter Angelegenheit zugestellt. Innert Frist nehmen wir dazu wie

folgt Stellung:

Das elektronische Patientendossier in der heutigen Form ist nicht praxistauglich. Da-
ran vermag auch die vorgesehene finanzielle Unterstitzung zur Eréffnung von neuen
Dossiers nichts zu &ndern. Entsprechend hegen wir begriindete Zweifel, dass der mit
der vorliegenden Gesetzesrevision in Aussicht genommene Versuch zur Rettung des
elektronischen Patientendossiers von Erfolg gekront sein wird. Dartiber hinaus be-

steht im Kanton Graubinden keine gesetzliche Grundlage fir die Gewéhrung von Fi-

nanzhilfen.


mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Im Ubrigen schliessen wir uns der Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Ge-

sundheitsdirektorinnen und -direktoren vom 9. Marz 2023 an.

Wir bedanken uns flir die Mdglichkeit zur Stellungnahme.

Namens der Regierung

Der Prasident: Der Kanzleidirektor:
Peter Peyer Daniel Spadin

Beilage:

- Antwortformular



Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Kanton Graubtinden
Abkirzung der Firma / Organisation :GR

Adresse, Ort : Regierungsplatz 35
Datum : 25. April 2023
Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch



mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.

Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Das elektronische Patientendossier in der heutigen Form ist nicht praxistauglich. Daran vermag auch die vorgesehene finanzielle Unterstiitzung zur Eroff-
nung von neuen Dossiers nichts zu &ndern. Entsprechend hegen wir begriindete Zweifel, dass der mit der vorliegenden Gesetzesrevision in Aussicht ge-
nommene Versuch zur Rettung des elektronischen Patientendossiers von Erfolg gekrént sein wird. Darlber hinaus besteht im Kanton Graublinden keine
gesetzliche Grundlage fur die Gewahrung von Finanzhilfen.

Im Ubrigen schliessen wir uns der Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren vom 9. Mérz 2023 an.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag
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Verordnung tber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Vgl. Ausfuhrungen oben.

Bemerkunge

n zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Bemerkunge

n zu den Erlauterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag
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Ju BA [El CH REPUBLIOUE ET CANTON DU JURA GOUVERNEMENT

Hétel du Gouvernement
2, rue de I'Hopital
CH-2800 Delémont

144132 42051 11

s . _ 1 +41324207201
Hétel du Gouvernement — 2, rue de I'Hdpital, 2800 Delémont chancellerie@jurq.ch

Département fédéral de l'intérieur DFI

A l'attention de Monsieur le Conseiller fédéral Alain Berset
Inselgasse 1

CH-3003 Berne

Adressé par courriel a :
ehealth@bag.admin.ch ;
gever@bag.admin.ch .

Delémont, le 4 avril 2023

Révision de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient : financement
transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution)

Monsieur le Conseiller fédéral,
Mesdames, Messieurs,

Par la présente, le Gouvernement de la République et Canton du Jura vous remercie de le consulter
sur l'objet susmentionné et vous transmet sa réponse aprés une analyse détaillée de la législation
proposée.

La Reépublique et Canton du Jura, membre de I'Association CARA et impliquée depuis plusieurs
années dans le déploiement du dossier électronique du patient (DEP), est trés attentive a la présente
révision. Le développement de la santé numérique est un enjeu stratégique majeur pour le systéme
de sante suisse. Des efforts considérables, notamment financiers et organisationnels, ont déja été
déployés et le seront encore ces prochaines années. Sur la période 2018-2024, prés de 2 millions
de francs auront été directement investis au total par le canton du Jura dans le developpement de
la santé numérique et du DEP.

Financement transitoire

La République et Canton du Jura approuve et salue la proposition de fournir aux communautés de-
" référence un financement transitoire. Le principe du cofinancement & parts égales entre la
Confédération et les cantons est pertinent, méme si, au regard des montants avancés par la
Confédération, les cantons membres de I'Association CARA verseront une contribution bien plus
élevée que la Confédération.

e

www.jura.ch/gvt



Dans le cadre du présent projet égislatif, le montant prévu de 30 francs par DEP ouvert (15 francs
financés par les cantons, 15 francs par la Confédération) est trés nettement sous-évalué pour
garantir I'exploitation et le développement du DEP durant cette phase transitoire. L'Association
CARA estime que I'ouverture d’un DEP coite en moyenne 120 francs. Cette estimation est partagée
par le Service de la santé publique jurassien. A ces colits s’ajoutent ceux relatifs a I'obtention d’'une
identité électronique certifiée au sens de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient (LDEP).
Ces codts connexes sont a I'heure actuelle entiérement supportés par le canton du Jura.

Au regard de ce qui précéde, la République et Canton du Jura propose que la contribution de la
Confédération s’éléve au minimum a 50 francs par DEP ouvert, en tenant compte de I'ensemble
des DEP ouverts jusqu'a présent. En dessous de ce montant, I'aide fédérale ne pourra pas jouer
son rdle de catalyseur pour un déploiement large et rapide du DEP en Suisse, c’est une certitude.

Demande concréte du Gouvernement jurassien :
» Maintenir le principe du cofinancement & parts égales entre les cantons et la
Confédération ;
» Adapter le montant versé par la Confédération a minimum 50 francs par DEP ouvert.

Consentement

Selon le droit fédéral en vigueur, 'ouverture d’un DEP requiert le consentement écrit (signature
manuscrite ou électronique qualifiée) de la patiente ou du patient. La présente adaptation de la LDEP
donne la possibilité a la personne intéressée de confirmer son consentement a l'ouverture d’'un DEP
gréce a l'utilisation d’un moyen d’identification électronique (MIE) certifié au sens de la LDEP, tel
que la SwissID. La République et Canton du Jura soutient explicitement cette adaptation.

Le Gouvernement jurassien profite de ce courrier pour rappeler & la Confédération que le MIE
constitue a I’heure actuelle le principal obstacle au déploiement du DEP en Suisse. Les différents
niveaux de sécurité des MIE en circulation (« auto-déclaré », « vérifié », certification SCSE,
certification LDEP, etc.) complexifient de maniére marquée les processus d'ouverture et d’'acces a
un DEP. Du point de vue d'un-e citoyen-ne ou d’un-e professionnel-le de la santé, c'est tout
simplement incompréhensible. A titre d'exemple, une Jurassienne ayant fait vérifier son identité en
ligne via la Swiss|D App doit suivre un second processus complet de vérification d’identité en
présentiel pour pouvoir ouvrir un DEP et y accéder. Techniquement et en terme de sécurité, ce
second processus n'apporte rien et limite trés fortement I'accés au DEP.

Par conséquent, des mesures d'accompagnement spécifiques pour obtention d’'un MIE compatible
pour le DEP sont de fait nécessaires au regard de la complexité du systéme actuel et par ailleurs
déja largement financées par les cantons de Suisse occidentale. Un MIE unique et automatiquement
certifi¢ dans différents contextes dés son activation permettra d'y remédier. Par conséquent, nous
attendons que la Confédération accélére les travaux relatifs a la future e-ID fédérale.

Demande concréte du Gouvernement jurassien :
e Maintenir la modification telle que proposée ;
e Accélérer les travaux relatifs a la future e-ID fédérale.



Propositions complémentaires

Des DEP documentés sont une condition sine qua non du succés du DEP. Hors, le Service de la
santé publique jurassien constate régulierement sur le terrain qu'il existe différentes interprétations
de l'obligation de publication des documents de santé par les prestataires de soins (interprétation
large ou restrictive de I'obligation, refus de déposer des documents, etc.). En conséquence, a des
fins de clarification du droit fédéral en vigueur, la République et Canton du Jura encourage fortement
la Confédération a introduire une disposition explicite dans la LDEP obligeant les prestataires de
soins a publier leurs documents de santé pertinents dans les DEP de leurs patient.e.s.

Enfin, afin de pouvoir s’acquitter efficacement de ses devoirs de vérification et de surveillance, en
particulier au regard du critére d’admission des médecins a pratiquer a charge de I'assurance
obligatoire des soins (obligation d'affiliation @ une communauté de référence depuis le 1°" janvier
2022), la République et Canton du Jura demande a la Confédération d’élargir 'accés au Health
Provider Directory (HPD) national aux autorités cantonales compétentes.

Demande concreéte du Gouvernement jurassien :
¢ Introduire dans la LDEP une obligation explicite de publication ;
o Elargir 'accés au HPD aux autorités cantonales compétentes.

Le Gouvernement jurassien vous remercie de I'avoir consulté sur I'objet cité en titre et vous prie de
croire, Monsieur le Conseiller fédéral, Mesdames, Messieurs, a sa haute considération.

AU NOM DU GOUVERNEMENT DE LA
REPUBLIQUEZ ET CANTON DU JURA

7°9 st
san-Baptiste Maitre
ﬁhancelier d'Etat

/

'




Schweizerische Eidgenossenschaft Département fédéral de I'intérieur DFI
Conrederation suisse Office fédéral de Ia santé publique OFSP

Confederaz!one S.vnzzera Unit de Direction Santé Pulque
Confederaziun svizra

Consultation sur la révision partielle de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient :
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution)

Prise de position de

Nom / canton / entreprise / organisation : République et Canton du Jura

Abréviation de I'entreprise / I'organisation : RCJU

Adresse / lieu : Hotel du Gouvernement — 2, rue de I'Hépital, 2800 Delémont
Date : 04.04.23

Indications

1. Veuillez compléter cette page.

2. Pour les commentaires sur l'ordonnance, utilisez une ligne par article.

3. Veuillez envoyer votre prise de position électronique sous forme de document Word d'ici au 2 mai 2023 3 I'adresse suivante
ehealth@bag.admin.ch et gever@bag.admin.ch




Loi fédérale sur le dossier électronique du patient :
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution) ; RS 816.1

Remarques générales

La Republique et Canton du Jura soutient la proposition de modification qui vise & permetire & la patiente ou au patient de valider son consentement avec
un moyen d'identification électronique (MIE) certifi¢ au sens de la LDEP. Cette méthode est & la fois plus simple pour le patient et plus sécurisée que la
| signature manuscrite, qui peut étre aisément falsifiée.

La République et Canton du Jura soutient la proposition de fournir aux communautés de référence un financement transitoire, basé sur le principe d’un

cofinancement a parts égales entre les cantons et la Confédération. Le Gouvernement jurassien n’a pas de commentaire particulier sur les modifications

proposees au niveau de la loi, mais suggére deux ajouts en lien avec I'obligation de publier et 'accés des autorités cantonales compétentes au
Health Provider Directory (HPD) national.

Commentaires concernant les différents articles

Article Commentaire Modification proposée

Aucun.

Commentaires concernant le rapport explicatif

Page / Article | Commentaire Modification proposée

Aucun.
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Ordonnance sur les aides financiéres pour le dossier électronique du patient
(OFDEP); RS 816.12

Remarques générales

La République et Canton du Jura approuve la proposition de fournir aux communautés de référence un financement transitoire. En effet, en tant que
membre de I'Association CARA, la République et Canton du Jura est trés consciente des colits engendrés par I'ouverture de DEP. Le Gouvernement juras-
sien estime toutefois que les 15 francs proposés ne couvrent de loin pas les colts réels de I'ouverture d’'un DEP. En consequence, le Gouvernement juras-
sien demande & la Confédération & ce que le montant de I'aide soit d'au minimum 50 francs par DEP ouvert.

Commentaires concernant les différents articles

Article Commentaire Modification proposée
Art. 3, al. 1 Une aide financiére d'au minimum 50 francs est nécessaire | Les communautés de référence regoivent 50 francs 12 minmuml par dossier
pour encourager et véritablement stimuler le déploiement électronique du patient ouvert.

du DEP en Suisse durant la phase transitoire.

Au regard des montants déja investis par les cantons de
Suisse occidentale, cette aide financiére est fortement at-
tendue.
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Commentaires concernant le rapport explicatif

Page / Article

Commentaire

Modification proposée

Aucun.
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

0 Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Gesundheits- und Sozialdepartement, Kanton Luzern
Abklrzung der Firma / Organisation : GSD

Adresse, Ort : Bahnhofstrasse 15, 6002 Luzern

Datum :11.04.2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit lnren Angaben ausfiillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch
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mailto:gever@bag.admin.ch

Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfiihrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Mit der vorgeschlagenen Finanzhilfe wird versucht, das elektronische Patientendossier bis zur dringend notwendigen Gesamtrevision des Bundesgesetzes
zum elektronischen Patientendossier (EPDG), also voraussichtlich bis 2027, am Leben zu erhalten. Diese Ubergangsfrist erachten wir in einem solch dyna-
mischen Umfeld mit einer rasch voranschreitenden Digitalisierung als sehr lange. Wir befiirchten bis 2027 ein schwindendes Interesse der Bevolkerung am
EPD. Damit bestehen auch Zweifel, ob mit dieser vorgeschlagenen Finanzhilfe die Zukunft des elektronischen Patientendossiers tatsachlich gesichert
werden kann. Nur mit einem noch starkeren Engagement des Bundes ist das EPD zu retten. Wir erwarten deshalb, dass der Bund die Planung soweit
optimiert, dass eine maximale Frist von drei Jahren fiir die Ubergangsfinanzierung angestrebt werden kann.

Die vorgeschlagene Ausgestaltung der dual zu gewahrenden Finanzhilfen wird kritisch beurteilt. Die neu vorgesehenen Finanzhilfen werden nur gewahrt,
wenn die Kantone sich mindestens in gleicher Hohe an den Kosten der Stammgemeinschaften flir den Betrieb und die Weiterentwicklung beteiligen. Diese
Bedingung verkompliziert die Sache ungemein, insbesondere da mehrere Stammgemeinschaften ein Kantonsgebiet oder umgekehrt eine Stammgemein-
schaft mehrere Kantone abdecken kann. Es braucht somit wohl nicht nur eine Koordination in der Gewahrung von Finanzhilfen zwischen Bund und Kanto-
nen, sondern auch zwischen den Kantonen. Vieles spricht dafiir, dass der Bund alleine bereits in der Zwischenphase die Finanzierung nach den von ihm ja
vorgegebenen Regeln sicherstellt, da er auch die Rahmenbedingungen und Regeln fir den Betrieb definiert.

Damit die Kantone ihren Prifungs- und Aufsichtspflichten sowie ihren Verantwortlichkeiten effizient nachkommen kénnen, ist ihnen rasch der Zugriff auf
den kompletten HPD zu gewahren. Eine entsprechende Rechtsgrundlage ist zu schaffen und der Zugriff ist mit dem in Kraft treten der EPDG Revision
direkt und ohne Ubergangsfrist umzusetzen.

Die Vereinfachung des Einwilligungsprozesses wird begrusst. Es ist zu prifen ob es eventuell noch weitere Vereinfachungen des Eréffnungsprozesses
(insbesondere in der Ausstellung einer elD) gibt, die ebenfalls zeithah umgesetzt werden kénnen.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Art. 23a Der Nachweis einer geleisteten Mitbeteiligung kann nur mit | Die Beteiligung der Kantone muss ver zum Zeitpunkt der Einreichung der
einem Zahlungsbeleg mit Valuta in der Vergangenheit er- Gesuche um Finanzhilfen durch die Stammgemeinschaften erfolgt zugesi-

bracht werden. Kantone die heute noch keine Rechtsgrund- | chert sein.
lage haben, kdnnen bis zum 15. September 2024 (nach Art.
10 Abs. 1) keine Zahlung geleistet haben und die Stamm-

gemeinschaft kann folglich kein giltiges Gesuch einreichen.
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Die Kantone kénnen im Rahmen der dann noch laufenden
kantonalen Gesetzgebungsverfahren maximal ein schriftli-
ches Zahlungsversprechen in der nahen Zukunft leisten.

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Verordnung uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
4 Die Beschrankung des Héchstbetrags pro Stammgemein- -
schaft auf 15 Millionen Franken kann ein Hindernis fur all-
fallige Fusionen von Stammgemeinschaften sein. Dies
sollte in die Uberlegungen einbezogen werden.
5 Abs. 2 Bst. b | Wie bereits erwahnt ist nicht abschatzbar wann die ersten den Nachweis der erfolgten zugesicherten Beteiligung durch die Kantone;

Auszahlungen durch die Kantone erfolgen kénnen.
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Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag
Seite 4, Art. 5. | In den Erlauterungen wird festgehalten, dass grundsatzlich | Dieser wichtige Punkt sollte explizit in der EPDFV aufgenommen werden.
Abs. 2 «..fur alle seit der Zertifizierung bis Ende des Vorjahres er-

offneten elektronischen Patientendossiers Finanzhilfen ge-
wahrt werden» kdnnen. Diese wichtige Prazisierung findet
man in der Verordnung nicht.

4/4



Iy

LE CONSEIL D’ETAT

DE LA REPUBLIQUE ET
CANTON DE NEUCHATEL

Envoi par courrier électronique
Département fédéral de l'intérieur
Palais fédéral

3003 Berne

Révision de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient : financement
transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution)

Monsieur le président,

Nous vous remercions de nous consulter sur le projet relatif a la révision de la loi fédérale sur
le dossier électronique du patient (LDEP) en lien avec le financement transitoire et
consentement (y c. dispositions d’exécution).

Nous sommes en mesure de prendre position comme suit a leur sujet.

D’emblée, le Conseil d’Etat tient a saluer la mise en place d’un financement transitoire jusqu’a
I'entrée en vigueur de la révision compléte de la LDEP ainsi que la simplification du
consentement numeérique. Cela va dans le sens d'une diffusion du dossier électronique du
patient (DEP) a plus large échelle. Cependant, le montant prévu par DEP ouvert ne nous
semble pas suffisant pour garantir un soutien substantiel aux communautés de référence.

Le principe d’'un financement basé sur le nombre de DEP ouvert est une trés bonne chose
puisque cela a un caractére résolument incitatif. Par contre, le montant prévu par DEP ouvert
se base uniquement sur les colts liés a I'émission d’un moyen d’identification au sens de la
LDEP avec pour raison que les fonds de la Confédération ne financent pas des aspects liés
aux soins de santé (compétence des cantons). Cet argument ne peut toutefois étre retenu.
Dés lors que le DEP est devenu une exigence de la LAMal pour de nombreux acteurs, il reléve
au moins en partie d'une compétence fédérale dans le domaine des assurances sociales
s’agissant d’un instrument de la numérisation des relations entre citoyen-ne-s et autorités, la
Confédération est aussifondée a agir. Les communautés de référence doivent en effet
supporter des coits de fonctionnement annuel conséquents pour fournir un service de qualité.
Il s'agit de colts lies a la plateforme, la certification de la communauté de référence, la
communication, la formation, I'ouverture de DEP (stand + personnel), 'émission d’un moyen
d’identification au sens de la LDEP et I'assistance, autant d’étapes indépendantes de la
fourniture de soins a proprement parler.

Nous demandons donc que le montant octroyé aux communautés de référence soit porté a 30
francs par dossier électronique du patient ouvert pour les raisons suivantes :



- Les communautés de référence doivent supporter des colts de fonctionnement annuel
conséquents bien au-dela des collts liés et a I'émission d’'un moyen d'identification au sens
de la LDEP qui ne représentent actuellement que 6% des colts globaux (budget 2023 de
1'380'000 francs avec une projection de 10'000 a 20'000 DEP ouverts) ;

— Les colts totaux liés a I'émission d’un moyen d’identification au sens de la LDEP oscillent
entre 25 et 30 francs. En effet, une vidéo-authentification pour une Trust ID est facturée
entre 25 et 30 francs. Si la communauté est certifiée point LRA pour délivrer les moyens
d’identification au sens de la LDEP, il faut sommer les couts de certification, d’abonnement
auprés du fournisseur d’identités et le personnel (25 francs environ actuellement ;

— Les projections de 2 millions de DEP ouverts d'ici 4 2027 nous semblent ambitieuses maigré
le fait que Neuchétel est I'un des cantons ayant le plus fort taux de DEP ouverts. Ainsi avec
1 million de DEP d'ici a 2027, ce que nous estimons plus réaliste, le plafond des dépenses
serait de 30 millions de francs tel que prévu.

Nous en arrivons a la conclusion que la mise en place d'un financement transitoire jusqu’a
lentrée en vigueur de la révision compléte de la LDEP ainsi que la simplification du
consentement numérique contribueraient & améliorer la diffusion du dossier électronique du
patient (DEP) a plus large échelle. Mais afin de garantir un soutien substantiel aux
communautés de référence dans cette phase clé de démarrage, le montant par dossier
électronique du patient ouvert doit étre considérablement augmenté.

Nous vous remercions de l'attention que vous voudrez bien porter a la présente et vous prions
de croire, Monsieur le président, a I'expression de notre haute considération.
Neuchatel, le 28 avril 2023

Au nom du Conseil d'Etat :

Le président, La chanceliére,
L. KURTH S. DESPLAND




g Schweizerische Eidgenossenschaft Département fédéral de l'intérieur DFI

Confédération suisse Office fédéral de la santé publique OFSP

Confederazione Svizzera Unit de Direction Santé Pulque
Confederaziun svizra

Consultation sur la révision partielle de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient :
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution)

Prise de position de

Nom / canton / entreprise / organisation : Canton de Neuchétel

Abréviation de l'entreprise / I'organisation : Canton de Neuchétel

Adresse / lieu : Chéteau, Rue de la Collégiale 12, 2000 Neuchéatel
Date : 28.04.2023

Indications

1. Veuillez compléter cette page.
2. Pour les commentaires sur I'ordonnance, utilisez une ligne par article.
3. Veuillez envoyer votre prise de position électronique sous forme de document Word d'ici au 2 mai 2023 a I'adresse suivante :

ehealth@bag.admin.ch et gever@bag.admin.ch




Loi fédérale sur le dossier électronique du patient :
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution) ; RS 816.1

Remarques générales

Nous saluons la mise en place d’'un financement transitoire jusqu’a I'entrée en vigueur de la révision compléte de la LDEP ainsi que la simplification du
consentement numérique. Cela va dans le sens d'une diffusion du DEP a plus large échelle. Cependant, le montant prévu pour le financement transitoire ne
nous semble pas suffisant pour garantir un soutien substantiel aux communautés de référence.

Le principe d’un financement basé sur le nombre de DEP ouvert est une trés bonne chose puisque cela a un caractére résolument incitatif. Le montant
prévu par DEP ouvert se base uniquement sur les colts liés a I'émission d’un moyen d’identification au sens de la LDEP avec pour raison que les fonds de
la confédération ne financent pas des aspects liés aux soins de santé (compétence des cantons) mais cela est restrictif. Les communautés de référence
doivent supporter des colts de fonctionnement annuel conséquents pour fournir un service de qualité. Il s’agit de colts liés a la plateforme, la certification
de la communauté de référence, la communication, la formation, 'ouverture de DEP (stand + personnel), I'émission d’un moyen d’identification au sens de
la LDEP et I'assistance.

Avec plus de 6 mois de recul, les projections de 2 millions de DEP ouverts d'ici @ 2027 nous semblent ambitieuses malgré le fait que nous sommes I'un des
cantons ayant le plus fort taux de DEP ouverts.

Commentaires concernant les différents articles

Article Commentaire Modification proposée
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Commentaires concernant le rapport explicatif

Page / Article | Commentaire

Modification proposée

p.11 Les projections de 2 millions de DEP ouverts d'ici a 2027
nous semblent ambitieuses malgré le fait que Neuchatel est
'un des cantons ayant le plus fort taux de DEP ouverts.

p.12 Les colts totaux liés a I'émission d’'un moyen d'identifica-
tion sont plus élevés que 15-20 francs. En effet, une vidéo-
authentification auprés de Trust ID est facturée entre 25 et
30 francs. Si la communauté est certifiée point LRA pour
délivrer les moyens d'identification au sens de la LDEP, il
faut sommer les co(ts de certification, d'abonnement au-
prés du fournisseur d’identités et le personnel (25 francs
environ actuellement).

p.13/Art.23a | Le montant prévu par DEP ouvert se base uniquement sur
- Al2 les codts liés a I'émission des moyens d'identification avec
pour raison que les fonds de la Confédération ne financent
pas des aspects liés aux soins de santé (compétence des
cantons) Cet argument ne peut toutefois étre retenu. Dés
lors que le DEP est devenu une exigence de la LAMal pour
de nombreux acteurs, il reléve au moins en partie d'une
compétence fédérale dans le domaine des assurances so-
ciales s’agissant d’'un instrument de la numérisation des re-
lations entre citoyen-ne-s et autorités, la Confédération est
aussi fondée a agir. Les communautés de référence doi-
vent supporter des colits de fonctionnement annuel consé-
quents pour fournir un service de qualité. Il s’agit de colts
liés a la plateforme, la certification de la communauté de ré-
férence, la communication, fa formation, I'ouverture de DEP
(stand + personnel), 'émission d’un moyen d’identification
au sens de la LDEP et I'assistance.

Les colts liés aux moyens d'identification ne représentent
actuellement que 6% des colts globaux portés par la com-
munauté de référence neuchateloise pour I'exploitation et la
diffusion du dossier électronique du patient.
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Ordonnance sur les aides financiéres pour le dossier électronique du patient
(OFDEP); RS 816.12

Remarques générales

Le montant de 15 francs par dossier électronique du patient ouvert est trop faible par rapport aux colits que cela représente réellement. En effet, la commu-
nauté de référence neuchéateloise a un budget annuel de 1'380'000 (année 2023) avec une projection de 10'000 a 20’000 DEP ouverts.

Commentaires concernant les différents articles

Article Commentaire Modification proposée
Art.3 al.1 Le montant de 15 francs par dossier électronique du patient | Les communautés de référence regoivent 30 francs par dossier électro-
ouvert est trop faible. Le fait de baser I'aide financiére uni- nique du patient ouvert.

quement sur les colts relatifs a I'émission du moyen d’iden-
tification est trop restrictif. Les communautés de référence
doivent supporter des cots de fonctionnement annuel con-
séquents pour fournir un service de gqualité. Il s’agit de
colts liés a la plateforme, la certification de la communauté
de référence, la communication, la formation, I'ouverture de
DEP (stand + personnel), 'émission d’'un moyen d'identifi-
cation au sens de la LDEP et I'assistance.

De plus si I'on considére uniquement les colits liés a I'émis-
sion des moyens d’identification le montant oscille entre 25
et 30 francs. Nous demandons donc que le montant soit
porté a 30 francs.
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KANTON LANDAMMANN UND Dorfplatz 2, Postfach 1246, 6371 Stans
NIDWALDEN REGIERUNGSRAT Telefon 041 618 79 02, www.nw.ch

CH-6371 Stans, Dorfplatz 2, Postfach 1246, STK

PER E-MAIL

Eidg. Departement des Innern EDI
Herr Bundesprasident Alain Berset
Inselgasse 1

3003 Bern

Telefon 041 618 79 02
staatskanzlei@nw.ch
Stans, 25. April 2023

Revision des Bundesgesetzes liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfi-
nanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht). Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Bundesprasident

Mit Brief vom 25. Januar 2023 unterbreiteten Sie uns den Entwurf zur Revision des Bundes-
gesetzes Uber das elektronische Patientendossier mit der Bitte, bis zum 2. Mai 2023 eine
Stellungnahme abzugeben.

Wir danken Ihnen fiir diese Moglichkeit und nehmen wie folgt Stellung.

Ausgangslage

Schon vor langerer Zeit wurde erkannt, dass die Verbreitung des elektronischen Patienten-
dossiers (EPD) nur schieppend vorankommt. Die Griinde dafir sind vielfaltig. Noch sind die
Prozesse zur Beantragung einer elD (elektronischer Identifikationsnachweis) zu wenig benut-
zerfreundlich und zu kompliziert. Wir erwarten deshalb, dass die Botschaft zum BGEID rasch
dem Parlament ibermittelt und die Vorarbeiten zur Umsetzung gestartet werden. Des Weite-
ren leidet die Verbreitung des EPD darunter, dass das EPDG keine klaren Verantwortungen,
Kompetenzen und Durchsetzungsinstrumente definiert. Durch den Schritt, das EPD als Instru-
ment der Krankrenversicherung zu betrachten und somit das EPDG neu auch auf Artikel 117
Absatz 1 der Bundesverfassung abzustiitzen, er6ffnen sich dem Bund neue Handlungsspiel-
raume, die es erlauben, Kompetenzen und Aufgaben von Bund und Kantonen im Zusammen-
hang mit dem Betrieb des EPD umfassend zu regeln. Wir begriissen dieses Vorgehen.

Wir teilen die Einschétzung des Bundesrates, dass ein breiter Einsatz des EPD die Qualitat
der Gesundheitsversorgung noch verbessern sowie langerfristig die Effizienz des Gesund-
heitssystems erhéhen und somit die Kostenentwicklung im Bereich der Krankenversicherung
positiv beeinflussen kann. Wir bemangeln jedoch, dass selbst diese erste Teilrevision frihes-
tens Mitte 2024 ihre Wirkung entfalten kann und dass eine umfassende Revision nicht vor
2027 greifen wird. Bis dahin werden sich alle Akteure bemiihen missen, die Verbreitung des
EPD in der Bevdlkerung, bei den Gesundheitsfachpersonen und den Institutionen mit den vor-
handenen rechtlichen und finanziellen Mitteln zu unterstiitzen. Das wird nach wie vor keine
leichte Aufgabe sein und es besteht das Risiko, dass das EPD diese Periode nicht unbescha-
det Ubersteht. Darauf muss auch das Parlament explizit hingewiesen werden und der Gesetz-
gebungsprozess sollte entsprechend beschleunigt werden.
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Stans, 25. April 2023

Ubergangsfinanzierung

Die Finanzierung der Stammgemeinschaften und Gemeinschaften steht vielerorts auf wacke-
ligen Beinen. Dies ist mitunter auch ein Grund dafiir, dass diese Anbieter bis heute nur be-
schrankt fur ihnr EPD werben, denn zusatzliche Dossiers sind auch immer mit zusatzlichen
Kosten verbunden. Dass nun im EPDG eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden soll,
die es dem Bund erlaubt, den Stammgemeinschaften fiir den Betrieb und die Weiterentwick-
lung Finanzhilfen zu gewahren, wird begrisst. Wir begriissen ausdriicklich, dass die Finanz-
hilfen fir alle seit der Zertifizierung eréffneten EPD gewahrt werden kdnnen. Dies wird insbe-
sondere der Tatsache gerecht, dass gewisse Stammgemeinschaften, mit Unterstltzung der
Kantone, bereits grosse Anstrengungen fir die Verbreitung des EPD unternommen haben.

Anzumerken ist, dass der vorgesehene Betrag pro erdffnetes Dossier von 30 Franken (15 Fr.
durch die Kantone und 15 Fr. durch den Bund finanziert) deutlich zu tief bemessen ist, um den
Betrieb und die Weiterentwicklung des EPD zu sichern. Die Stammgemeinschaften werden
somit auf weitere Finanzierungsquellen angewiesen sein. Des Weiteren gilt es zu bemerken,
dass der Bund die Finanzhilfen nur gewahrt, wenn die Kantone sich mindestens in gleicher
Hohe an den Kosten der Stammgemeinschaften flir den Betrieb und die Weiterentwicklung
beteiligen. Diese Bedingung verkompliziert die Sache ungemein, insbesondere da mehrere
Stammgemeinschaften ein Kantonsgebiet oder umgekehrt eine Stammgemeinschaft mehrere
Kantone abdecken kénnen. Es braucht somit wohi nicht nur eine Koordination in der Gewah-
rung von Finanzhilfen zwischen Bund und Kantonen, sondern auch zwischen den Kantonen.

Vieles spricht dafiir, dass der Bund alleine bereits in der Zwischenphase die Finanzierung nach
den von ihm ja vorgegebenen Regeln sicherstellt, da er auch die Rahmenbedingungen und
Regeln fiir den Betrieb definiert. Gleichwohi scheint diese duale Finanzierung die einzige Mog-
lichkeit zu sein, dass der Bund Finanzhilfen sprechen dirfte. Sollte sich die duale Ubergangs-
finanzierung durchsetzen, gilt es zu beachten, dass nicht alle Kantone bei Inkrafttreten des
geanderten EPDG Uber eine kantonale gesetzliche Grundlage flir kantonale Finanzhilfen ver-
fligen werden. Es ist deshalb zu priifen, inwiefern eine bundesrechtliche Regelung eine klarere
Basis fiir allenfalls notwendige kantonale Gesetzesgrundlagen bilden kann. Im Gegensatz zur
Mehrheit der Kantone muss der Kanton Nidwalden das Gesetz nicht anpassen, um Finanzhil-
fen gewdhren zu kdnnen. Gemaéss Art. 45¢ des Gesetzes zur Erhaltung und Forderung der
Gesundheit (Gesundheitsgesetz, GesG; NG 711.1) kann der Regierungsrat fiir das elektroni-
sche Patientendossier im Rahmen der bewilligten Kredite finanzielle Mittel sprechen.

Generell darf eine Auszahlung von Finanzhilfen des Bundes zeitlich nicht von bereits erfolgten
Auszahlungen abhéngig gemacht werden beziehungsweise die Kantone miissen auch die
Méglichkeit haben, ihre finanzielle Unterstlitzung unter Vorbehalt zu gewéhren und sie im Fall,
dass der Bund ein Gesuch abschlagig beurteilt, wieder zuriickzuziehen.

Antrag: Fur die Auszahlung der ersten Finanzhilfen im Jahr 2024 muss ein Nachweis einer
zugesicherten Beteiligung der Kantone ausreichend sein. Gesetz und Verordnung sind ent-
sprechend anzupassen.

Zugriff Health Provider Directory (HPD)

Durch die finanzielle Mitverantwortung der Kantone in Form einer Beitragszahlung pro eroff-
netes Dossier dirfte sich das Interesse der Kantone erhdhen, dass die Leistungserbringer
behandlungsrelevante Dokumente im EPD ihrer Patientinnen und Patienten ablegen und auf
bereits vorliegende Dokumente zugreifen. Ob die Leistungserbringer dazu nur schon technisch
und organisatorisch (iberhaupt in der Lage sind, kann im sogenannten Health Provider
Directory (HPD) Uberprift werden, dem Verzeichnis aller im EPD registrierten Gesundheits-
fachpersonen und Organisationen. Der Bund fiihrt heute gemass Artikel 14 EPDG mehrere
zentrale Abfragedienste, zu welchen gemass Artikel 39 der Verordnung lber das elektronische
Patientendossier (EPDV) auch der HPD gehort. Zugriff auf diesen Dienst haben jedoch nur
der Bund und die Stammgemeinschaften und Gemeinschaften. Den Kantonen ist dieser Zugriff
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verwehrt. Dies fihrte bereits im Zusammenhang mit dem seit dem 1. Januar 2022 geltenden
neuen Zulassungskriterium fiir Arztinnen und Arzten zur OKP — némlich der Verpflichtung zum
Anschluss an eine Stammgemeinschaft oder Gemeinschaft — sowie der diesbezuglichen Pru-
fungs- und Aufsichtspflicht der Kantone im Rahmen des ebenfalls auf den 1. Januar 2022 neu
eingefiihrten formellen Zulassungsverfahren zur OKP zu diversen Argernissen und Unver-
standnis. Damit die Kantone ihren Priifungs- und Aufsichtspflichten sowie ihren Verantwort-
lichkeiten insgesamt effizient nachkommen kdnnen, ist ihnen rasch der Zugriff auf den kom-
pletten HPD zu gewahren. Aus unserer Sicht kann mit diesem Zugriffsrecht nicht bis zur um-
fassenden Revision gewartet werden; der Zugriff ist bereits heute notwendig fur die
Umsetzung von geltendem Bundesrecht.

Antrag: Es ist fir die zustandigen Stellen der Kantone ein explizites umfassendes Zugriffrecht
auf den HPD zu schaffen. Da die Botschaft vom 29. Mai 2013 zum EPDG erklart, dass es sich
bei den in den Abfragediensten bearbeiteten Daten nicht um besonders schitzenswerte Per-
sonendaten nach Bundesrecht handelt, dirfte dies einfach umzusetzen sein.

Einwilligung

Nach geltendem Recht ist eine schriftliche Einwilligung der Patientin oder des Patienten fur
die Erstellung eines EPD erforderlich. Dies bedeutet, dass die Einwilligung entweder hand-
schriftlich oder mit einer qualifizierten elektronischen Signatur signiert werden muss. Dies hat
zur Folge, dass die Hirden fiir einen rein elektronischen Eréffnungsprozess sehr hoch sind.
Mit der vorgeschlagenen Anpassung des EPDG und der EPDV kann neu die Einwilligung auch
mit einem ldentifikationsmittel, wie es sowieso schon fiir die Erdffnung eines Dossiers benotigt
wird, bestatigt werden. Diese Anpassung unterstitzen wir explizit.

Antrag: Es ist zu priifen, ob der Eroffnungsprozess nicht noch weiter vereinfacht werden kann.

Fir die Verbreitung des EPD ist es wichtig, dass seine Attraktivitat erhéht wird. Dazu gehort
auch, dass die Erwartung der Patientinnen und Patienten erfillt wird, behandlungsrelevante
Daten systematisch im EPD ablegen zu kdnnen. Dafiir miissen die ans EPD angeschlossene
Gesundheitsfachpersonen und Institutionen auch verbindlich dazu angehalten werden, Doku-
mente im EPD abzulegen. Diese Auflage ist in der geltenden Gesetzgebung so nicht explizit
vorgesehen, was es zu Korrigieren gilt.

Datenschutz

Datenschutzrechtlich relevant ist nur Art. 3 Abs. 1 EPDG, wonach von der «schriftlichen» zur
(jederzeit nachweisbaren) «ausdricklichen» Einwilligung gewechselt werden soll, um zukunf-
tig auch elektronische Formen der Zustimmung mdglich zu machen.

Wichtig ist dabei, dass weiterhin folgende Vorgaben einer Einwilligung (EW) eingehalten wer-

den:

- Vorgangige klare und flr die Adressaten verstandliche Information tber alle durch die EW
ermachtigten Personendatenbearbeitungen

- Freiwillige EW (das bedeutet: Weder Nachteile bei Nichterteilung noch Vorteile bei Erteilung
der EW)

- Jederzeitige Widerrufsmoglichkeit

Zudem missen gemass einschlagigen Bestimmungen des Datenschutzgesetzes des Kantons
Nidwalden angemessene technische und organisatorische Massnahmen (sog. TOMs) zum
Schutz der Personendaten gegen Unbefugtes und unbeabsichtigtes Bearbeiten sowie gegen
Schaden und Verlust getroffen und umgesetzt werden. Dies gilt erst recht, wenn eine Einwilli-
gung auch auf elektronischem Weg erméglicht werden soll.

Besten Dank firr die Beriicksichtigung unserer Uberlegungen.

2023.NWSTK.16 3/4



Stans, 25. Aprit 2023

Freundliche Grisse
NAMENS DES REGIERUNGSRATE.&}(')‘_UNF

<

e

e

L I'l, 5

i i |

~, II|Z
Larjpammann NS

N
Geht an:

- ehealth@bag.admin.ch
- gever@bag.admin.ch

2023.NWSTK.16

P

lic. iur. Armin Eberli
Landschreiber

4/4



Ka n t O n Der Vorsteher des Sicherheits- und Sozialdepartements SSD

Obwalden

CH-6060 Sarnen, Enetriederstrasse 1, SSD

Eidgendssisches Departement des Innern
EDI

per Mail an:
ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Referenz/Aktenzeichen: OWSTK.4586
Unser Zeichen: ks

Sarnen, 13. April 2023

Revision des Bundesgesetzes liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzie-
rung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht);
Stellungnahme.

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Fur die Einladung zur Vernehmlassung tber die Revision des Bundesgesetzes liber das elektroni-
sche Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht) danken wir
Ihnen.

Wir verzichten in diesem Vernehmlassungsverfahren auf eigene Ausfilhrungen und verweisen statt-
dessen auf die Stellungnahme des GDK-Vorstands vom 9. Marz 2023 (in der Beilage), welcher wir
uns vo anglich anschliessen.

Fre

Christ
Landammann

Beilage:
- Stellungnahme der GDK vom 9. Marz 2023

Sicherheits- und Sozialdepartement SSD
Enetriederstrasse 1, 6060 Samen

Tel. +41 41 666 62 19

ssd@ow.ch

www.ow.ch



Kopie an:
- Kantonale Mitglieder der Bundesversammiung

- Gesundheitsamt
- Staatskanzlei (Kommunikation)
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von
Name / Kanton / Firma / Organisation : Regierungsrat des Kantons Schaffhausen

Abktrzung der Firma / Organisation

Adresse, Ort : Beckenstube 7. 8200 Schaffhausen
Datum 11, April 2023
Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch



mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Bundesgesetz Giber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Sehr geehrte Damen und Herren

Fur die Einladung zur Vernehmlassung zur Revision des Bundesgesetzes liber das elektronische Patientendossier vom 19. Juni 2015 (EPDG; SR 816.1) betreffend
Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht) vom 25. Januar 2023 bedanken wir uns. Gerne nehmen wir zu den unterbreiteten Vernehmlas-
sungsvorlagen wie folgt Stellung:

Wir verweisen auf die Giberzeugenden Ausfiihrungen und Antragen in der beiliegenden Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und
-direktoren vom 9. Méarz 2023, welcher wir uns vollumfanglich anschliessen. Erganzend dazu erlauben wir uns aus datenschutzrechtlicher Hinsicht den Hinweis,
dass in Zusammenhang mit dem EPD jederzeit sog. «besonders schiitzenswerte» Gesundheitsdaten bearbeitet werden und deshalb dem Datenschutz eine zent-
rale Rolle beigemessen werden muss. Was die geplante Revision der Bestimmungen zur Einwilligung der Patientinnen und Patienten anbelangt begrussen wir,
dass vollumfanglich an der zwingenden Zustimmungsvoraussetzung auf der Basis ausreichender Information festgehalten wird. So wird der grundrechtlich gefor-
derten informationellen Selbstbestimmung Rechnung getragen.

Es ist nachvollziehbar, dass angesichts der nicht wie erwartet gewachsenen Verbreitung der qualifizierten elektronischen Signatur (QES) zur Férderung der Akzep-
tanz des EPD (bei technisch offener Formulierung) auch andere elektronische Identifikationsmethoden zugelassen werden sollen. Wichtig erscheint uns, dass bei
den Sicherheitsanspriichen an diese alternativen Identifikationsmittel keine datenschutzrechtlich gefahrlichen Konzessionen gemacht werden. Entscheidend sind
dabei nicht die neu geschaffenen Bestimmungen, sondern die bereits bestehende Vorschrift von Art. 31 der Verordnung Uber das elektronische Patientendossier
vom 22. Marz 2017 (EPDV; SR 816.11), auf welche in der neuen Bestimmung von Art. 16 lit. b verwiesen werden soll. Obschon bereits auf Verordnungsstufe gere-
gelt, erscheint die Bestimmung von Art. 31 EPDV zu vage, insbesondere wegen der Kompetenzdelegation an das EDI in Abs. 2 mit Weiterdelegationsmdglichkeit
an das Bundesamt fir Gesundheit in Abs. 3. Zur Gewéahrleistung eines genligenden Datenschutzes sollten die Voraussetzungen von Art. 23 bis 27 EPDV zwingend
eingehalten werden. Den datenschutzrechtlichen Anforderungen an die neu zugelassenen Identifikationsmittel ist im Rahmen der Zertifizierung alternativer Heraus-
geber eine hohe Bedeutung zuzumessen.

Fir die Kenntnisnahme und die Bertcksichtigung unserer Stellungnahme danken wir lhnen.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag

Verordnung tber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Vgl. Ausfiihrungen zu "Allgemeine Bemerkungen" zur Revision des EPDG oben.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag

Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag
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Regierungsrat

Rathaus
Barflssergasse 24
4509 Solothurn
so.ch

Bundesamt fur Gesundheit
Abteilung Digitale Transformation
Sektion Digitale Gesundheit
Schwarzenburgstrasse 157

3003 Bern

25. April 2023

Revision des Bundesgesetzes ber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinan-
zierung und Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht); Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen flr die Gelegenheit zur Stellungnahme in obengenannter Angelegenheit und
lassen uns gerne wie folgt vernehmen:

Wir begrissen die mit der umfassenden Revision des Bundesgesetzes Uber das elektronische Pati-
entendossier (EPDG) angestrebte Klarung der Aufgaben und Kompetenzen zwischen Bund und
Kantonen beziiglich dem elektronischen Patientendossier (EPD). Entsprechend unterstiitzen wir
grundsétzlich die vorliegende Anderung des EPDG hinsichtlich einer Ubergangsfinanzierung. Die
vorgeschlagenen Mechanismen verkomplizieren die Sache aber unnétig, insbesondere da meh-
rere Stammgemeinschaften ein Kantonsgebiet oder umgekehrt eine Stammgemeinschaft meh-
rere Kantone abdecken kann. Vieles spricht dafir, dass der Bund die Finanzierung in der Zwi-
schenphase nach den von ihm vorgegebenen Regeln alleine sicherstellt, da er auch die Rahmen-
bedingungen und Regeln fir den Betrieb definiert.

Falls eine Mitfinanzierung durch die Kantone zwingend ist, missen die Kantone die Méglichkeit
haben, ihre finanzielle Unterstitzung davon abhangig zu machen, dass der Bund ein entspre-
chendes Gesuch um Finanzhilfe einer Stammgemeinschaft auch tatséchlich gutheisst. Dartber
hinaus ist der Finanzierungsprozess bei Konstellationen, in welchen mehrere Stammgemein-
schaften ein Kantonsgebiet abdecken oder umgekehrt eine Stammgemeinschaft mehrere Kan-
tone abdeckt, verbindlich zu klaren. Des Weiteren sollte in der geplanten Verordnung tber die
Finanzhilfe fur das elektronische Patientendossier (EPDFV) kein fixer Betrag, sondern ein Maxi-
malbetrag pro eré6ffnetes EPD festgelegt werden. Andernfalls hat der Bund aufgrund einer tiefe-
ren finanziellen Beteiligung des Kantons keine Moéglichkeit, effizientere EPD-Er6ffnungen zu
férdern.

Gemass Art. 1 Abs. 3 EPDG werden mit dem EPD folgende Ziele angestrebt: Starkung der Quali-
tat der medizinischen Behandlung, Verbesserung der Behandlungsprozesse, Erhéhung der Pati-
entensicherheit, Steigerung der Effizienz des Gesundheitssystems und Férderung der Gesund-
heitskompetenz der Patientinnen und Patienten. Diese Ziele kbnnen mittel- und langfristig nur
durch einen umfassenden Einsatz des EPD im gesamten Gesundheitswesen erreicht werden. Die
Erfullung dieser Grundvoraussetzung liegt jedoch immer noch in weiter Ferne, weil zum Beispiel
Leistungserbringer nach wie vor nicht verpflichtet sind, behandlungsrelevante Daten im EPD ab-



zulegen. Es sind somit zwingend und dringend Massnahmen notwendig, um einerseits den Zu-
gang zum und die Handhabung des EPD fir Patientinnen und Patienten zu erleichtern sowie an-
dererseits Leistungserbringer verbindlich zu verpflichten, relevante Behandlungs- und Gesund-
heitsdaten ihrer Patientinnen und Patienten auch tatsachlich im EPD zu hinterlegen. Wir unter-
stlitzen deshalb die vorgeschlagene Erleichterung bei der Er6ffnung des EPD als ersten Schritt
auf diesem Weg, fordern aber eine gleichzeitige Nutzungspflicht fur die Leistungserbringer mit
der vorliegenden Revision.

Stossend ist zudem der Umstand, dass die Kantone keinen direkten Zugang auf den Abfrage-
dienst «Health Provider Directory» (HPD) haben. Im HPD werden alle im EPD registrierten Ge-
sundheitsfachpersonen und Gesundheitseinrichtungen aufgefihrt, die Daten des EPD bearbeiten
dirfen. Der HPD wird gemass Art. 14 EPDG bzw. Art. 39 der Verordnung Uber das elektronische
Patientendossier (EPDV) durch den Bund geflhrt. Zugriff darauf haben neben dem Bund auch
die Stammgemeinschaften und Gemeinschaften, nicht aber die Kantone; dies, obwohl die Kan-
tone gemass dem Bundesgesetz Uber die Krankenversicherung (KVG) verantwortlich dafir sind,
den Anschluss der Leistungserbringer an das EPD zu prifen. Ein explizites, direktes Zugriffsrecht
auf den HPD fir die zustandigen kantonalen Stellen musste deshalb bereits im Rahmen der vor-
liegenden Revision geschaffen werden.

Im Ubrigen verweisen wir auf das diesem Schreiben beigelegte Antwortformular und auf die
Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK)
vom 9. Marz 2023.

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES

sig. sig.

Brigit Wyss Andreas Eng
Frau Landammann Staatsschreiber
Beilage: Formular zur Stellungnahme
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Kanton Solothurn

Abkirzung der Firma / Organisation : SO

Adresse, Ort : Ambassadorenhof / Riedholzplatz 3, 4509 Solothurn
Datum : 25.04.2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch
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Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

In Bezug auf die allgemeinen Bemerkungen zu den vorgeschlagenen Anderungen verweisen wir auf den Begleitbrief des Regierungsrats Kanton Solothurn.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag
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Verordnung tber die Finanzhilfen fir das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Es sollte in der EPDFV verbindlich geklart werden, wie der Finanzierungsprozess aussieht, wenn mehrere Stammgemeinschaften ein Kantonsgebiet abde-
cken oder umgekehrt eine Stammgemeinschaft mehrere Kantone abdeckt. Im Ubrigen verweisen wir in Bezug auf die allgemeinen Bemerkungen auf den

Begleitbrief des Regierungsrats Kanton Solothurn.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

3 Abs. 1

Die Formulierung von Art. 3 Abs. 1 in Zusammenhang mit
Art. 5 Abs. 2 Bst. b fihrt dazu, dass der Bund keinen Betrag
sprechen kann, falls der Kanton einen niedrigeren Betrag
pro erdffnetes EPD ausrichtet.

Beispiel: eine Stammgemeinschaft kann flr einen Betrag
von 28 Franken ein EPD er6ffnen. Der Kanton beteiligt sich
mit einem Betrag von 14 Franken pro EPD. In diesem Fall
einer (effizienten) EPD-Er6ffnung kdnnte der Bund keinen
Betrag sprechen.

Eine Stammgemeinschaft erhalt pro erdffnetes elektronisches Patienten-

dossier maximal 15 Franken.

Die Beschrankung des Hochstbetrags pro Stammgemein-
schaft auf 15 Millionen Franken kann ein Hindernis fir all-
fallige Fusionen von Stammgemeinschaften sein. Dies
sollte in die Uberlegungen einbezogen werden.

Bemerkungen zu den Erlduterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Seite 4, Art. 5.
Abs. 2

In den Erlauterungen wird festgehalten, dass grundsatzlich
«..fur alle seit der Zertifizierung bis Ende des Vorjahres er-
offneten elektronischen Patientendossiers Finanzhilfen ge-
wahrt werden» kdnnen. Diese wichtige Prazisierung findet
man in der Verordnung nicht.

Dieser wichtige Punkt sollte explizit in der EPDFV aufgenommen werden.
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Regierungsrat des Kantons Schwyz - APR, 2023

kantonschwyz® ‘
Fi

6431 Schwyz, Postfach 1260

per E-Mail

Eidgendssisches Departement des Innern
ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

(PDF- und Word-Version)

Schwyz, 19. April 2023

Revision Bundesgesetz iiber das elektronische Patientendossier (Ubergangsfinanzierung und Einwilli-

gung)
Vernehmlassung des Kantons Schwyz

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 25. Januar 2023 hat das Eidgendssische Departement des Innern (EDI) den
Kantonsregierungen die Unterlagen zur Anderung des Bundesgesetzes (iber das elektronische Pati-
entendossier vom 19. Juni 2015 (EPDG, SR 816.1) betreffend Ubergangsfinanzierung und Einwilli-
gung (inkl. Ausflhrungsrecht) zur Vernehmlassung bis 2. Mai 2023 unterbreitet.

Der Regierungsrat schliesst sich vollumfanglich der Stellungnahme der Schweizerischen Konferenz
der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren vom 9. Mérz 2023 an und unterstitzt die
Massnahmen zur Férderung des elektronischen Patientendossiers.

Wir danken lhnen fir die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern Sie, Herr Bundesrat, unse-
rer vorzliglichen Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates:

L, & 2=

André Riegsegger
Landammann

—_ >

Dr. Mathias E. Brun
Staatsschreiber

Kopie an:
— die Schwyzer Mitglieder der Bundesversammlung.



Der Regierungsrat des Kantons Thurgau

Staatskanzlei, Regierungsgebadude, 8510 Frauenfeld

Eidgendssisches
Departement des Innern
Herr Alain Berset
Bundesprasident

3003 Bern

Frauenfeld, 11. April 2023
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Revision des Bundesgesetzes liber das elektronische Patientendossier: Uber-
gangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesprasident

Wir danken lhnen fur die Moglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf fur die Teilrevisi-
on des Bundesgesetzes uber das elektronische Patientendossier (EPDG; SR 816.1:
Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausflihrungsrecht).

Die rasche Realisierung der Digitalisierung im Gesundheitswesen unterstutzen wir sehr.
Allerdings ist das elektronische Patientendossier (EPD) dafur nicht geeignet, weil es in
der vorliegenden Form erhebliche Konstruktionsfehler hat:

Es sind zahlreiche Stammgemeinschaften mit zu definierenden Schnittstellen zu-
gelassen, obwohl eine Stammgemeinschaft effizienter und ohne Schnittstellen-
problematik ware. In anderen Landern, z.B. Danemark, hat sich die Losung mit ei-
ner Stammgemeinschaft sehr bewahrt.

Es fehlt eine Verpflichtung fur alle Leistungserbringer und Leistungserbringerinnen
zur Teilnahme am EPD.

Die Datenerfassung erfolgt selektiv pro Krankheit und Arzt oder Arztin, was dazu
fiihrt, dass ein behandelnder Arzt oder eine behandelnde Arztin nie weiss, ob die
vorliegenden elektronischen Akten vollstandig sind oder aufgrund einer selektiven
Eingabe die Gefahr einer Falschbehandlung besteht. Eine erfolgreiche Therapie
setzt einen umfassenden Zugang der Leistungserbringer und Leistungserbringe-
rinnen zu allen Daten voraus.

Die technische Konstruktion Uberzeugt nicht. Anstelle der Abspeicherung dynami-
scher, strukturierter Daten bildet das EPDG nur statische Daten ab (Bilder und sta-

Regierungsgebaude, 8510 Frauenfeld
T +41 58 345 53 10, F +41 58 345 53 54
www.tg.ch



Thurgau%%
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tische Texte). Dadurch mussen die Daten mihsam in die jeweiligen Systeme der
Leistungserbringer oder Leistungserbringerinnen eingespeist werden.

Es fehlen zudem Anreize zur Eroffnung eines EPD:

—  Leistungserbringer und Leistungserbringerinnen konnen die Daten aus dem EPD
kaum nutzen, weil sie nie wissen, ob diese vollstandig sind. Sie haben daher kei-
nerlei Anreiz, EPD zu eroffnen oder deren Eroffnung zu fordern.

- Patienten und Patientinnen sehen ebenfalls kaum einen Nutzen, und die Eroff-
nungshurden sind zu hoch (Unterschrift oder zertifizierte eSignatur), weshalb bis-
her nur wenige EPD erdffnet wurden.

- Es ist nicht ersichtlich, wieso in der kleinraumigen Schweiz diverse Stammge-
meinschaften bestehen sollen, wenn doch die Patienten und Patientinnen mobil
zwischen den einzelnen Leistungserbringern und Leistungserbringerinnen, Kanto-
nen und Systemen wechseln (Arzt, Arztin, Apotheker, Apothekerin, Spitaler etc.).

—  Die Krankenversicherer haben keinen Zugang zu den Daten, was insbesondere
deren gesetzlichen Auftrag der Wirtschaftlichkeits-, Zweckmassigkeits- und Wirk-
samkeitsuberprufung unnaotig erschwert und administrativen Aufwand mit Kosten-
folgen fur die Pramienzahlenden verursacht.

—  Niemand profitiert wirtschaftlich von der aufwendigen Eréffnung eines EPD.

Das EPDG ist in der vorliegenden Form damit offenkundig gescheitert. Ohne grundle-
gende Revision unter Berticksichtigung vorstehender Aspekte wird es nie eine Wirkung
entfalten. Mit der vorliegenden Gesetzesrevision soll der Staat den bereits Uber

100 Mio. Franken, die in die Stammgemeinschaften investiert wurden, nochmals rund
30 Mio. Franken investieren, was angesichts des Misserfolgs des EPD in der gegenwar
tigen Form unverstandlich ist. Statt der verlangerten Finanzierung eines nicht funktionie
renden Systems sollte das EPDG grundlegend in vorstehendem Sinn revidiert und das
EPD neu aufgegleist werden, was aufgrund der bisherigen Geschehnisse deutlich wird:
Das EPDG wurde per 15. April 2017 in Kraft gesetzt. Die Listenspitaler wurden ver-
pflichtet, sich bis spatestens 15. April 2020, neu zugelassene Arzte und Arztinnen ab

1. Januar 2022 und Pflegeinstitutionen ab 15. April 2022 einer Stammgemeinschaft an-
zuschliessen. Seither zahlen diese Leistungserbringer und Leistungserbringerinnen
jahrlich hohe Beitragsgebuhren, ohne bisher daraus einen Nutzen zu erzielen. Die Kan-
tone wurden vom Bund und eHealth Suisse aufgefordert, auf freiwilliger Basis eine An-
schubfinanzierung oder sonstige finanzielle Unterstitzung zu gewahren. Die Stamm-
gemeinschaften erhalten damit seit Jahren Beitrage, ohne einen Nutzen flr die Leis-
tungserbringer und Leistungserbringerinnen sowie das Gesundheitssystem generiert zu
haben. Das hat seinen Grund auch in der aufwendigen Zertifizierung der Stammge-
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meinschaften. Diese hat sich so stark verzogert, dass die ersten Patientendossiers erst
2022 eroffnet werden konnten.

Nun sollen der Bund und die Kantone fur mehrere Jahre eine umfassende Finanzhilfe
fur die Stammgemeinschaften leisten. Damit der Bund diese Finanzhilfe legitimieren
kann, soll im Ingress des EPDG Art. 117 Abs. 1 der Bundesverfassung (BV; SR 101)
aufgeflihrt werden, so dass das EPD, entgegen der heutigen Konzeption, als Instrument
der Krankenversicherung betrachtet werden kann. Dieser Bezug ist konstruiert. Es fehlt
an einer verfassungsmassigen Grundlage fur die staatliche Mitfinanzierung des EPD.

Aber auch inhaltlich Uberzeugt die Vorlage nicht. Die Bundesfinanzierung von bis zu

Fr. 15 pro EPD wird an die Bedingung geknupft, dass sich die Kantone in mindestens
gleicher Hohe an den jahrlichen Kosten der Stammgemeinschaften fur den Betrieb und
die Weiterentwicklung des EPD beteiligen. Damit soll ein Anreiz fur die Stammgemein-
schaften geschaffen werden, die Verbreitung des EPD voranzutreiben. Die Stammge-
meinschaften wurden aber gerade zu diesem Zweck gegrundet. Es ist nicht nachvoll-
ziehbar, dass fur die Erflllung der Kernaufgabe ein zusatzlicher Anreiz geschaffen wer-
den soll. Wir bezweifeln, dass dieser Anreiz fur eine Verbreitung des EPD sorgen wird.
Der bisherige Misserfolg des EPD ist vielmehr darauf zurlickzuflhren, dass dessen
Nutzung nicht far alle Leistungserbringer und Leistungserbringerinnen obligatorisch und
der Eroffnungsprozess zu kompliziert ausgestaltet ist. Die obligatorische und im Eroff-
nungsprozess kundenfreundliche Einfuhrung von EPD in anderen Landern, etwa Da-
nemark, zeigen den Weg zu einem erfolgreichen EPD auf. Dass der Bund und die Kan-
tone ohne verfassungsmassige Grundlage jahrelang Beitrage in ein System einspeisen
sollen, das aufgrund sachlicher und systematischer Mangel nicht funktioniert und auch
nicht funktionieren wird, ist fir uns nicht nachvollziehbar.

Die vorgeschlagene Ubergangsfinanzierung und damit die Anpassung des EPDG sowie
die neu vorgesehene Verordnung Uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patienten-
dossier (EPDFV) lehnen wir daher ab.

Die Weiterentwicklung und die Einfihrung des EPD sind auf jeden Fall zlgig und im
Hinblick auf einen umfassenden Nutzen fur die Patienten und Patientinnen und fur die
Leistungserbringer und Leistungserbringerinnen sowie zur Forderung von Qualitat und
Effizienz im Gesundheitswesen voranzutreiben. Das EPD wird in der Bevolkerung mit
der Digitalisierung im Gesundheitswesen gleichgesetzt. Aufgrund der Konstruktionsfeh-
ler des EPD entsteht bei vielen Menschen der Eindruck, die Digitalisierung im Gesund-
heitswesen sei generell schlecht. Das ist aber nicht der Fall. Es ist daher umso wichti-
ger, ein revidiertes EPD mit allen Mitteln rasch und entschlossen voranzutreiben, so
dass ein Produkt entsteht, dass in der Bevolkerung akzeptiert und positiv wahrgenom-
men wird. Andere Bereiche, z.B. das eBanking oder die Apps der Krankenkassen, be-
weisen, dass die Schweizer Bevolkerung daflr bereit ist, wenn ein nutzenstiftendes
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Produkt angeboten wird. Damit wirde die Digitalisierung im Gesundheitswesen effektiv
unterstitzt und zudem ein Beitrag an die Begrenzung des Kostenwachstums im Ge-
sundheitswesen geleistet.

Mit freundlichen Griissen

Die Prasidentin des Regierungsrates

- \/"-‘zé

Der Staatsschreiber
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Il Consiglio di Stato

Dipartimento federale dell’interno
Ufficio federale della sanita pubblica
3003 Berna

Invio per posta elettronica
ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Consultazione: Revisione della legge federale sulla cartella informatizzata del
paziente: finanziamento transitorio e consenso (incl. diritto esecutivo)

Gentili signore, egregi signori,

con la presente prendiamo posizione sulla consultazione menzionata, promossa dal 25
gennaio al 2 maggio 2023.

Il Consiglio di Stato del Canton Ticino ringrazia per essere stato invitato a partecipare alla
procedura di consultazione inerente la revisione della Legge federale sulla cartella
informatizzata del paziente (CIP), per il finanziamento transitorio e consenso, € la relativa
Ordinanza.

La diffusione della cartella informatizzata del paziente procede a rilento, per tutta una
serie di motivi ormai conosciuti e condivisi dai diversi partner coinvolti. La revisione delle
basi legali in un’ottica di limitazione degli ostacoli & quindi benvenuta. Un elemento
centrale di rallentamento nell’ulteriore implementazione del progetto e quindi nella
diffusione della CIP & certamente riconducibile all’insufficiente finanziamento destinato a
tale progetto, principio ampiamente riconosciuto dal Consiglio federale nel rapporto
dell’11 agosto 2021 in risposta al postulato 18.4328 Wehrli.

In attesa della revisione completa della Legge federale sulla cartella informatizzata del
paziente (LCIP), che non entrera in vigore presumibilmente prima del 2028, il Consiglio
federale ha deciso di procedere inizialmente con una revisione parziale della stessa, con
I'obiettivo di introdurre un finanziamento transitorio valido per il periodo 2024-2027 a
supporto delle diverse Comunita di riferimento (CR) coinvolte e di conseguenza
agevolare l'ulteriore diffusione e sviluppo della CIP. Grazie a questa prima modifica di
legge, la Confederazione potra sostenere con aiuti finanziari le Comunita di riferimento,
ossia i principali gestori e responsabili della CIP, finché le questioni riguardanti il
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finanziamento non saranno chiarite ulteriormente e in maniera dettagliata nel quadro
della revisione completa della LCIP.

Il Cantone prende atto che gli aiuti finanziari della Confederazione saranno subordinati a
un cofinanziamento cantonale di almeno pari importo, valido per ogni dossier aperto dal
momento dell’ottenimento della certificazione da parte delle CR in poi. Gli aspetti
esecutivi - alfine di accelerare il processo - sono gia esposti nellavamprogetto di
ordinanza sugli aiuti finanziari per la cartella informatizzata del paziente (AP-OFCIP). Il
progetto propone inoltre una semplificazione del processo di apertura al fine di agevolare
e promuovere ulteriormente la diffusione della CIP e prevede di rendere possibili altre
forme di consenso elettronico.

Il Consiglio di Stato sostanzialmente condivide e sostiene la revisione proposta, per la
quale vengono tuttavia presentate delle proposte di modifica tramite I'allegato formulario.

Vogliate gradire, gentili signore, egregi signori, I'espressione della nostra massima stima.

PER IL CONSIGLIO DI STATO

,.-—gesidente Il Cancelffere '
(3129
_fafpocte T1 ? M
Coduri

Raffaele De Rosa Arnoldo

Allegato:
- Formulario di risposta

Copia a:

- - Consiglio di Stato (decs-dir@ti.ch; dfe-dir@ti.ch; di-dir@ti.ch; dss-dir@ti.ch; dt-dir@ti.ch; can-sc@ti.ch)
- Divisione della salute pubblica (dss-dsp@ti.ch)

- Ufficio del medico cantonale (dss-umc@ti.ch)

- Deputazione ticinese alle Camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch)

- Pubblicazione in internet

‘ti mu%\



Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

0 Schweizerische Eidgenossenschaft Dipartimento federale dell’interno DFI

Ufficio federale della sanita pubblica UFSP
Unita di direzione Sanita pubblica

Modulo per I'inoltro della presa di posizione sulla consultazione sulla revisione della LCIP: finanziamento
transitorio e consenso (incl. diritto di esecuzione)

Presa di posizione di

Nome / Cantone/ ditta / organizzazione : Consiglio di Stato del Cantone Ticino
Abbreviazione della ditta / dell’'organizzazione : Repubblica e Cantone Ticino
Indirizzo, localita : Piazza Governo 7 — 6500 Bellinzona
Data : 26.04.2023

Indicazioni

1. Compilare la presente pagina con i propri dati.

2. Nelle tabelle, utilizzare una riga separata per ciascun articolo.

3. Inviare la presa di posizione in formato Word per e-mail entro il 2 maggio 2023 a
ehealth@bag.admin.ch e gever@bag.admin.ch



mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Legge federale sulla cartella informatizzata del paziente: finanziamento transitorio e consenso (incl. di-
ritto esecutivo); RS 816.1

Osservazioni generali

Il Consiglio di Stato del Canton Ticino segue da tempo I'applicazione della Legge sulla cartella informatizzata del paziente e deve purtroppo costatare che la
diffusione della cartella clinica elettronica procede a rilento, per tutta una serie di motivi. La creazione di una base legale che ne acceleri lo sviluppo € quindi
caldamente benvenuta.

Il processo per ottenere un'identita elettronica & complicato e il suo finanziamento non ancora chiarito. Pitu in generale, la LCIP risente del fatto che la legge
non definisce chiaramente responsabilitd, competenze e strumenti di attuazione. La modifica di legge crea un appiglio con un richiamo nell’'ingresso della
Legge con l'articolo 117 cpv. 1 della Costituzione, che considera ora la CIP (anche) come uno strumento di controllo dei costi (con una sapiente aggiunta
all'art. 1 cpv. 3) e quindi di fatto un elemento dell’'assicurazione malattia (offrendo alla Confederazione un nuovo margine di manovra per disciplinare nel
dettaglio il ruolo di Confederazione e Cantoni in relazione al funzionamento e finanziamento della CIP).

A fronte di quanto precede si chiede di valutare un coinvolgimento — limitato alla partecipazione finanziaria — degli assicuratori malattia nel finanziamento
delle comunita.

Con il finanziamento transitorio, basato su quanto precede, & stato previsto di creare una base giuridica nella LCIP che consenta alla Confederazione di
garantire alle Comunita di riferimento un aiuto economico per il funzionamento e I'ulteriore sviluppo della CIP. Il nuovo modello di sostegno economico sara
concesso solamente se anche i Cantoni saranno chiamati a contribuire almeno in parti uguali rispetto a quanto concesso dalla Confederazione. Cio crea
comunque alcune criticita, in quanto piu Comunita di riferimento possono “coprire” uno stesso Cantone o, al contrario, una sola Comunita di riferimento puo
coprire piu Cantoni. Sara quindi necessario un coordinamento tra Cantoni.

In considerazione della complessita nella registrazione, che crea un ostacolo aggiuntivo, una procedura di consenso piu agevolata & sicuramente auspica-
bile. Ad oggi, il processo di apertura di una CIP ¢ troppo laborioso dal punto di vista logistico-operativo e non da ultimo anche in termini finanziari.

Un accesso da parte dei Cantoni al registro nazionale dei professionisti della salute dovrebbe essere attuato quanto prima alfine di permettere agli stessi di
procedere alle corrette verifiche — il cui compito di vigilanza & di loro spettanza per legge - rispetto ai fornitori di cure.

Osservazioni sui singoli articoli

Articolo Commento Richiesta di modifica
Art 3 cpv. 1bis “Le comunita di riferimento devono poter comprovare il con- | Trattandosi di accesso informatico, il concetto di “qualsiasi momento” apre
senso del paziente in qualsiasi momento.” la strada a nuove interpretazioni che la legge in precedenza non preve-

deva. Non & possibile rispondere di notte e fuori orario a qualsiasi richiesta,
specie laddove il consenso € archiviato in formato cartaceo. L’elemento
“qualsiasi momento” appare sproporzionato ed inutile.

Si propone di riformulare:
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“Le comunita di riferimento devono poter comprovare il consenso del pa-

ziente dietro richiesta in-qualsiasi-momento.”

Art. 23a

“La partecipazione dei Cantoni deve essere corrisposta
prima della presentazione delle domande di aiuto finanzia-
rio...”. La prova di partecipazione pud essere fornita solo at-
traverso una prova di pagamento con una data di paga-
mento antecedente. | Cantoni che non dispongono ancora
di una base giuridica potrebbero non riuscire a procedere
con alcun pagamento prima del 15 settembre 2024 (art. 10,
paragrafo 1). In questo caso la comunita di riferimento non
potrebbe presentare nessuna domanda di finanziamento
valida. In questo contesto i Cantoni potrebbero impegnarsi
per iscritto con una promessa di pagamento quanto prima.

La partecipazione dei Cantoni deve essere versata (garantita) prima (al
momento) della presentazione delle domande di sostegno finanziario da
parte delle Comunita di riferimento.

Osservazion

i sul rapporto esplicativo

Pagina / arti-
colo

Commento

Richiesta di modifica

Ordinanza sugli aiuti finanziari per la cartella informatizzata del paziente (OFCIP); SR 816.12

Osservazion

i generali

Il Consiglio di Stato del Canton Ticino prende atto che la modifica della legge prevede esplicitamente la partecipazione finanziaria dei Cantoni e formalizza
nella legge un aspetto che almeno in alcuni Cantoni € di fatto gia realta. Non di meno, dalle valutazioni delle Comunita attualmente attive e dalla stima effet-
tuata dalla CDS appare evidente che gli importi previsti NON premetterebbero di coprire i costi della registrazione. Resta inoltre da capire come dovranno
essere finanziati i costi delle identita elettroniche (elD) sapendo che ad oggi, per ammissioni degli stessi fornitori di elD, non sono in misura di fatturare le
loro prestazioni direttamente al cittadino. Da chiarire a carico di chi andranno fatturati tali costi.

3/4



Osservazioni sui singoli articoli

Articolo Commento Richiesta di modifica
Art. 4 Limitare il montante massimo per Co-
munita di riferimento a 15 milioni po-
trebbe apportare degli ostacoli, per
esempio limitando la possibile aggrega-
zione/fusione tra piu Comunita di riferi-
mento.
Art. 5, cpv. | Come gia anticipato in precedenza, & Promessa di pagamento garantita da parte dei Cantoni
2,let.b difficile poter stimare quando potranno
essere effettuati i primi pagamenti can-
tonali
Osservazioni sul rapporto esplicativo
Pagina / Commento Richiesta di modifica
articolo
Pag. 4, art. | Nell'Ordinanza non ¢ specificato il pas- | Questo punto deve essere riportato esplicitamente nell’ordinanza.
5, cpv. 2 saggio relativo al fatto che di base, le

Comunita di riferimento potranno rice-
vere aiuti finanziari per tutti i dossier
aperti tra I'ottenimento della certifica-
zione e la fine dell’anno precedente.
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Landammann und Regierungsrat des Kantons Uri

Bundesamt fiir Gesundheit
Abteilung Digitale Transformation
Sektion Digitale Gesundheit
Schwarzenburgstrasse 157
3003 Bern

Revision des Bundesgesetzes iiber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inklusive Ausfiihrungsrecht); Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Januar 2023 unterbreitet das Eidgendssische Departement des Innern (EDI)
den Kantonsregierungen die Revision zum Bundesgesetz tiber das elektronische Patientendossier
(EPDG; SR 816.1), Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inklusive Ausfiihrungsrecht) zur Stellung-
nahme.

Der Regierungsrat des Kantons Uri beurteilt die dual zu gewahrenden Finanzierungshilfen fir das
elektronische Patientendossier (EPD) kritisch. Denn Uri wird bis zum Inkrafttreten der Ubergangsfi-
nanzierung noch keine kantonale gesetzliche Grundlage fiir die Gewahrung von Finanzhilfen im Be-
reich EPD haben. Dagegen begriisst der Regierungsrat, dass der Einwilligungsprozess, im Speziellen
fiir einen rein elektronischen Eréffnungsprozess, vereinfacht wird.

Sie erhalten unsere Antworten zusammengefasst im beiliegenden Formular.



Wir danken Ihnen fiir die Moglichkeit der Stellungnahme und griissen Sie freundlich.

Altdorf, 21. April 2023

Im Namen des Regierungsrats
Der Landammann

rs Janett

Beilage
- Antwortformular



Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI Beilage
Confédération suisse

Confederazione Svizzera Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Confederaziun svizra Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Patrik Zgraggen, Gesundheits-, Sozial- und Umweltdirektion des Kantons Uri
Abkurzung der Firma / Organisation : GSUD

Adresse, Ort : Klausenstrasse 4, 6460 Altdorf

Datum : 18. April 2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit lnren Angaben ausfiillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch
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Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkI.
Ausfiuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Die vorgeschlagene Ausgestaltung der dual zu gewahrenden Finanzhilfen wird kritisch beurteilt. Die neu vorgesehenen Finanzhilfen werden nur gewahrt,
wenn die Kantone sich mindestens in gleicher Hohe an den Kosten der Stammgemeinschaften flir den Betrieb und die Weiterentwicklung beteiligen. Diese
Bedingung verkompliziert die Sache ungemein, insbesondere da mehrere Stammgemeinschaften ein Kantonsgebiet oder umgekehrt eine Stammgemein-
schaft mehrere Kantone abdecken kann. Es braucht somit wohl nicht nur eine Koordination in der Gewahrung von Finanzhilfen zwischen Bund und Kanto-
nen, sondern auch zwischen den Kantonen. Vieles spricht dafiir, dass der Bund alleine bereits in der Zwischenphase die Finanzierung nach den von ihm ja
vorgegebenen Regeln sicherstellt, da er auch die Rahmenbedingungen und Regeln fiir den Betrieb definiert.

Da Uri wie die meisten Kantone bis zum Inkrafttreten der Ubergangsfinanzierung keine kantonale gesetzliche Grundlage fiir die Gewahrung von Finanzhil-
fen haben wird, gilt es allenfalls zu prufen, inwiefern eine bundesrechtliche Regelung eine klarere Basis fur allenfalls notwendige kantonale Gesetzesgrund-
lagen bilden kann.

Damit Uri seinen Prifungs- und Aufsichtspflichten sowie seinen Verantwortlichkeiten effizient nachkommen kann, ist ihm rasch der Zugriff auf den komplet-
ten HPD zu gewahren. Eine entsprechende Rechtsgrundlage ist zu schaffen und der Zugriff ist mit dem in Kraft treten der EPDG Revision direkt und ohne
Ubergangsfrist umzusetzen.

Die Vereinfachung des Einwilligungsprozesses wird durch Uri begrisst. Es ist zu prifen, ob es eventuell noch weitere Vereinfachungen des Eréffnungspro-
zesses (insbesondere in der Ausstellung einer elD) gibt, die ebenfalls zeitnah umgesetzt werden kénnen.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Art. 23a Der Nachweis einer geleisteten Mitbeteiligung kann nur mit | Die Beteiligung der Kantone muss ver zum Zeitpunkt der Einreichung der
einem Zahlungsbeleg mit Valuta in der Vergangenheit er- Gesuche um Finanzhilfen durch die Stammgemeinschaften erfolgt zugesi-

bracht werden. Kantone die heute noch keine Rechtsgrund- | chert sein.
lage haben, kdnnen bis zum 15. September 2024 (nach
Art. 10 Abs. 1) keine Zahlung geleistet haben und die
Stammgemeinschaft kann folglich kein gultiges Gesuch ein-
reichen. Die Kantone kénnen im Rahmen der dann noch
laufenden kantonalen Gesetzgebungsverfahren maximal
ein schriftliches Zahlungsversprechen in der nahen Zukunft
leisten.

Bemerkungen zum erlauternden Bericht
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Seite / Artikel | Kommentar

| Anderungsantrag

Verordnung uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Art. 4 Die Beschrankung des Hochstbetrags pro Stammgemein- -
schaft auf 15 Millionen Franken kann ein Hindernis fir all-
fallige Fusionen von Stammgemeinschaften sein. Dies
sollte in die Uberlegungen einbezogen werden.
Art. 5 Abs. 2 Wie bereits erwahnt ist nicht abschatzbar, wann die ersten den Nachweis der erfolgten zugesicherten Beteiligung durch die Kantone;
Bst. b Auszahlungen durch die Kantone erfolgen kénnen.

Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag
Seite 4, Art. 5. | In den Erlduterungen wird festgehalten, dass grundsétzlich | Dieser wichtige Punkt sollte explizit in der EPDFV aufgenommen werden.
Abs. 2 «...fur alle seit der Zertifizierung bis Ende des Vorjahres er-

offneten elektronischen Patientendossiers Finanzhilfen ge-
wahrt werden» kénnen. Diese wichtige Prazisierung findet
man in der Verordnung nicht.
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Monsieur Alain Berset ‘.4:'-'\'
Conseiller fédéral .
Département fédéral de Hintérieur (DFI)
Inselgasse 1
3003 Berne

Date 2 6 AVR 2025

Procédure de consultation : révision de la loi fédérale sur le dossier électronique du
patient : financement transitoire et consentement (y ¢. dispositions d’exécution)

Monsieur le Conseiller fédéral,

En réponse & votre invitation du 25 janvier 2023 relative & l'objet cité en marge, nous vous
remercions de nous donner 'occasion de nous prononcer sur votre projet de révision partielle de fa
lol fédérale sur le dossier électronique du patient.

Consentermnent

Le canton du Valais soutient totalement la proposition de modification qui vise & permettre 2 la
patiente ou au patient de valider son consentement avec un moyen d'identification électronique
(MIE) certifie. Cette méthode est a la fois plus simple pour le patient et plus sécurisée que la
signature manuscrite, gui peut &tre aisément falsifiée. Enfin, le processus qui intégre le MIE est
egalement plus efficient pour les communautés de référence, Ce dernier point est également
important dés lors que la révision soumise & la présente consultation parte également sur une aide
financiére a l'ouverture de DEP.

Demande concréte :
= Maintenir la modification telle que proposée.

Financement transitoire

Le canton du Valais approuve également la proposition de fournir aux communautés de référence
un financement transitoire. Le principe du cofinancement & parts égales entre la Confédération et
les cantons est pertinent méme si, dans le cas de CARA, les cantons verseront une contribution
bien plus élevee que la Confédération. En tant que co-financeur de CARA et exploitant de bureaux
physiques d'ouverture de DEP, le canton du Valais est particuliérement conscient des colts
engendrés par ce processus. Nous estimans toutefois que I'aide de 15 CHF par DEP prévue dans
le projet est largement insuffisante, |l est estimé que l'ouverture d’un DEP colile en moyenne 120
CHF. Le canton du Valais propose donc que la contribution de la Confédération s'éléve au
minimum a 50 CHF par DEP ouveit, en tenant compte également de Fensemble des DEP ouveris
jusqu'a présent. C'est ainsi que l'aide de la Confédération, cumulée avec une participation
équivalente des cantons, pourra jouer son réle de catalyseur pour un déploiement large et rapide
du dossier électronique du patient en Suisse.

Demande concréte :
=» Maintenir le principe du cofinancement a parts égales entre cantons et Confédération
= Adapter le montant versé par [a Confédération & 50 CHF par DEP ouvert

Place de la Planta 3, CP 478, 1951 Sion
Tél. 027 606 21 00 - Fax 027 606 21 04




Annexe
Copie

Propositions complémentaires

Nous constatons réguligrement sur le terrain qu'il existe différentss interprétations de l'obligation
de publication des documents médicaux par les institutions de santé. Alors que certaines
institutions comprennent bien le besoin d'avoir des DEP confenant des documents, d'autres
institutions en revanche interprétent de maniére trés restrictive la notion de « données pertinentes
pour fa suite du traitement », ou refusent méme de déposer des documents. En conséquence, le
canton du Valais encourage la Confédération a introduire dans la LDEP un article explicite
obligeant les institutions, les professionnelies et les professionnels de santé a publier leurs
documents dans le DEP. Cet article pourrait étre formulé de maniére & laisser l'autonomie aux
professionnels de santé sur le choix des documents & publier, tout en conférant a cet égard un
droit plus explicite encore & la patiente ou au patient et une responsabilité tout aussi explicite aux
professionnels de santé. Des DEP documentés sont une condition sine gua non du succés du
DEP.

Enfin, le canton du Valais estime nécessaire d’accéder rapidement au Health Provider Directory
(HPD) national. Ce service de la Confédération est actuellement réservé aux communautés. Or, un
accés direct nous permettrait de nous acquitter avec efficacité de nos devoirs de vérification ot de
surveillance, notamment en regard du critére d'admission des médecins & pratiquer & charge de
I'AOS — a savoir I'obligation de s'affilier & une communauté en vigueur depuis le 1er janvier 2022,

Demande concréte :
= Ajouter une obligation explicite de publier les documents de santé dans le DEP
= Ajouter un élargissement aux autorités cantonales de I'accés au HPD natjonal

En vous remerciant de nous avoir consultés, nous vous prions de croire, Monsieur le Conseiller
fédéral, a l'assurance de notre parfaite considsration.

Au nom du Conseil d'Etat

—~ L.a chanceliére

Le président |

Roberto Schmidt

formulaire de réponse
gever@bag.admin.ch
ehealth@bag.admin.ch
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Schweizerische Eidgenossenschaft Département fédéral de I'intérieur DFI
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Office fédéral de la santé publique OFSP
Unit de Direction Santé Pulque

Consultation sur la révision partielle de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient :
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution)

Prise de position de

Nom / canton / entreprise / organisation : Canton du Valais, département de la santé, des affaires sociales et de la culture
Abréviation de I'entreprise / I'organisation : DSSC Valais

Adresse / lieu : Avenue de la Gare 39, Case postale 670, 1950 Sion

Date : 31.03.2023

Indications

1. Veuillez compléter cette page.

2. Pour les commentaires sur I'ordonnance, utilisez une ligne par article.

3. Veuillez envoyer votre prise de position électronique sous forme de document Word d'ici au 2 mai 2023 a I'adresse suivante :
ehealth@bag.admin.ch et gever@bag.admin.ch
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Loi fédérale sur le dossier électronique du patient :
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution) ; RS 816.1

Remarques générales

Le canton du Valais soutient totalement la proposition de modification qui vise a permettre a la patiente ou au patient de valider son consente-
ment avec un moyen d’identification électronique (MIE) certifié. Cette méthode est a la fois plus simple pour le patient et plus sécurisée que la
signature manuscrite, qui peut étre aisément falsifiée. Enfin, le processus qui intégre le MIE est également plus efficient pour les communautés
de référence. Le canton du Valais soutient également a cet égard le principe de la neutralité technologique qui permet a la loi de suivre les
évolutions techniques.

Le canton du Valais soutient la proposition de fournir aux communautés de référence un financement transitoire, basé sur le principe d’un
cofinancement a parts égales entre cantons et Confédeération. En effet, le canton du Valais en tant que co-créateur de la communauté de réfé-
rence CARA a pris des le début ses responsabilités en financant intégralement le DEP sur son territoire. Le canton du Valais n’a pas de com-
mentaire particulier sur les modifications proposées au niveau de la loi, mais suggére deux ajouts en lien avec 1’obligation de publier et I’acces
des cantons au HPD national.

Commentaires concernant les différents articles

Article Commentaire Modification proposée

Aucun

Commentaires concernant le rapport explicatif

Page / Ar- Commentaire Modification proposée
ticle
p.12/23 Art.3 Ajouter que la signature manuscrite peut étre falsifiée relativement

aisément, alors qu’une identification, par exemple avec le moyen
d’identification électronique qui nécessite le double facteur, rend le
consentement beaucoup plus sdr.
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Ordonnance sur les aides financieres pour le dossier électronique du patient
(OFDEP); RS 816.12

Remarques générales

Le canton du Valais approuve la proposition de fournir aux communautés de référence un financement transitoire. En effet, le canton du Valais
en tant que co-créateur et financeur de la communauté de référence CARA ainsi que responsable de la mise en place de bureaux physiques
d'ouverture de DEP est tres conscient des colts engendrés par ce processus.

Le canton du Valais estime toutefois que les 15 francs proposés ne couvrent de loin pas les cotits réels de I’ouverture d’un DEP. En consé-
guence, le canton du Valais demande a ce que le montant de 1’aide versé par la Confédération soit d’au minimum 50 francs.

De plus, il est essentiel que I’aide financiére soit octroyée de maniére rétroactive pour les DEP déja ouverts. Cela afin d’encourager les commu-
nautés de référence qui ont fait les plus grands efforts jusqu’a présent.

Commentaires concernant les différents articles

Article

Commentaire

Modification proposée

Art.3

La proposition de 15 francs par ouverture DEP est in-
suffisante.

CARA a ouvert plus de 13'000 DEP dans différents
cantons, de différentes manieres (inscription a un bu-
reau ou inscription en ligne) et avec différents moyens
d’identification électronique (MIE). L’ expérience de
terrain permet d'affirmer que le montant de 15 francs
est insuffisant pour véritablement stimuler le déploie-
ment.

Lors d’une ouverture compléte en présentiel, les taches
suivantes sont effectuées : information a la patiente ou
au patient ; création du compte MIE ; validation de
I’identité ; remplissage du consentement ; création du
DEP ; réalisation de la 1°® connexion, ou dans le cas
d’une ouverture en ligne, envoi des codes temporaires

! Les communautés de référence regoivent 50 francs par dossier élec-
tronique du patient ouvert.
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au patient. CARA accompagne également les patients
dans I’attribution initiale de droits d’accés et dans la
demande de publication de document aux institutions
de sante.

Au final, méme sans compter la demande de docu-
ments ou ’attribution de droits d’acces, il faut compter
entre 75 et 100 francs par ouverture de DEP. A ce
montant, il faut encore ajouter les couts d’exploitation
des outils qui sont facturés par les fournisseurs a la
communauté, comme le MIE en lui-méme, la vidéo-
identification le cas échéant, les outils de gestion des
consentements ou encore la partie de la plateforme
Post E-Health utilisée pour créer le DEP. Une aide fi-
nanciére d’au minimum 50 francs est nécessaire.

A noter que I’aide fournie au patient pour demander
des documents a certaines institutions et attribuer des
droits d’acces initiaux, méme si elle ne releve pas
d’une obligation légale, permet rapidement d’augmen-
ter 1’utilité du DEP.

Commentaires concernant le rapport explicatif

Page / Ar-
ticle

Commentaire

Modification proposée

Aucun
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Regierungsrat

B Kanton Zug

Regierungsrat, Postfach, 6301 Zug

Nur per E-Mail

Eidgendssisches Departement
des Innern EDI

Herr Bundesprasident Alain Berset
3003 Bern

Zug, 4. April 2023 sa

Revision des Bundesgesetzes (iber das elektronische Patientendossier
(EPDG; Ubergangsfinanzierung und Einwilligung)
Vernehmlassung des Kantons Zug

Sehr geehrter Herr Bundesprasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat eréffnete am 25. Januar 2023 die Vernehmlassung zur Revision des Bundesge-
setzes Uber das elektronische Patientendossier (EPDG; Ubergangsfinanzierung und Einwilli-

gung).

Wir schliessen uns grundsatzlich der Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Gesund-
heitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) vom 9. Marz 2023 (Beilage 1) an. Erganzend weisen
wir darauf hin, dass der Kanton Zug — wie wohl auch die meisten anderen Kantone — nicht Gber
eine genligende gesetzliche Grundlage zur Gewahrung von Finanzhilfen an Stammgemein-
schaften geméss Art. 23 EPDG verfigt. Sollen sich die Kantone an der Finanzierung des elekt-
ronischen Patientendossiers beteiligen, ist zu prufen, ob auf Bundesebene eine gesetzliche
Grundlage fir entsprechende Zahlungen durch die Kantone geschaffen werden kann, zumal
entsprechende Rechtssetzungsverfahren in den Kantonen kaum rechtzeitig zum Abschluss ge-
bracht werden kdnnten.

Im Ubrigen verweisen wir auf die Ausfiihrungen im beiliegenden Antwortformular (Beilage 2).
Wir bedanken uns fur die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Freundliche Grisse
Regierungsrat des Kantons Zug

s — o

Silvia Thalmann-Gut Tobias Moser
Frau Landammann Landschreiber

Regierungsgebéaude, Seestr. 2, 6300 Zug
T +41 41 728 33 11
www.zg.ch



Seite 2/2

Beilagen:

Beilage 1: Stellungnahme der GDK vom 9. Marz 2023
Beilage 2: Antwortformular an EDI

Versand per E-Mail an:

EDI, gever@bag.admin.ch (PDF und Word-Dokument)
EDI, ehealth@bag.admin.ch (PDF und Word-Dokument)
Gesundheitsdirektion, info.gd@zg.ch (PDF)

Zuger Mitglieder der Bundesversammiung (PDF)



c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI Beilage 2

fedérati .
Confédération suisse Bundesamt fir Gesundheit BAG

Confederazione Svizzera . L . .
. . Direktionsbereich Offentliche Gesundheit
Confederaziun svizra

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von
Name / Kanton / Firma / Organisation : Gesundheitsdirektion des Kantons Zug

Abktrzung der Firma / Organisation

Adresse, Ort - Neugasse 2, 6301 Zug
Datum 1 29. Méarz 2023
Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch
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Bundesgesetz Giber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Wir schliessen uns grundsatzlich der Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) vom 9. Méarz 2023 an.
Ergénzend weisen wir darauf hin, dass der Kanton Zug — wie wohl auch die meisten anderen Kantone — nicht tiber eine geniigende gesetzliche Grundlage
zur Gewahrung von Finanzhilfen an Stammgemeinschaften gemass Art. 23 EPDG verflgt. Sollen sich die Kantone an der Finanzierung des elektronischen
Patientendossiers beteiligen, ist zu prifen, ob auf Bundesebene eine gesetzliche Grundlage fur entsprechende Zahlungen durch die Kantone geschaffen
werden kann, zumal die Rechtsetzungsverfahren in den Kantonen kaum rechtzeitig zum Abschluss gebracht werden kénnten.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Art. 23a

Siehe Allgemeine Bemerkungen.

Méogliche Formulierung (noch vertieft zu prifen):

1Der Bund und die Kantone gewahren denkann-Stammgemeinschaften Fi-
nanzhilfen fur die Sicherstellung der Finanzierung des Betriebs und der
Weiterentwicklung des elektronischen Patientendossiers gewahren.

2 Die Finanzhilfen werden in Form eines festen Betrags pro eroffnetes Pati-
entendossier ausgerichtet. Der Bundesrat legt dessen Héhe fest.

34 Bund und Kantone beteiligen sich je zur Halfte an den Finanzhilfen. Kén-
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nen fur den Betrieb und die Weiterentwicklung des elektronischen Patien-
tendossiers andere Bundessubventionen beansprucht werden, so durfen
die gesamten Bundesmittel héchstens die Halfte der entsprechenden Kos-
ten betragen.

Bemerkunge

n zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Verordnung uber die Finanzhilfen fir das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag
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Bemerkunge

n zu den Erlauterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag
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Kanton Ziirich
Regierungsrat

Eidgendssisches Departement des Innern
3003 Bern

19. April 2023 (RRB Nr. 514/2023)
I_’_levision des Bundesgesetzes liber das elektronische Patientendossier:
Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (Vernehmlassung)

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 25. Januar 2023 haben Sie uns __eingeladen, zur Revision des Bundes-
gesetzes Uber das elektronische Patientendossier, Ubergangsfinanzierung und Einwilligung,
Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen fiir diese Gelegenheit und dussern uns wie folgt:

Revisionsbedarf

Die Verbreitung des elektronischen Patientendossiers (EPD) schreitet in der Schweiz, auch
im Kanton Zirich, nicht ausreichend rasch voran. Dariber hinaus kdmpfen die Stamm-
gemeinschaften mit Finanzierungsliicken. Der geringe Fortschritt und die Finanzierungs-
Itcken sind unter anderem auf Mangel im zugrunde liegenden Bundesgesetz Uber das
elektronische Patientendossier (EPDG, SR 816.1) zurlickzufihren. Der Bund hat darin die
Kompetenzen und Pflichten der Akteure unzureichend geregelt und ging von einer Vielzahl
von Stammgemeinschaften aus, was organisatorisch und technisch nicht zu bewerkstelligen
ist und zu Ineffizienzen und Verzdgerungen fiihrte. Ausserdem unterschéatzten der Bund
und die Stammgemeinschaften die Identifizierungs-, Zertifizierungs- und Weiterentwick-
lungskosten. Wir sind der Uberzeugung, dass das EPDG deshalb rasch und umfassend
revidiert und die Anderungen vor 2027 in Kraft gesetzt werden miissen. Die entsprechenden
Arbeiten sind daher umgehend an die Hand zu nehmen und voranzutreiben.

Die wichtigsten Elemente der umfassenden Revision sind aus unserer Sicht:

— eine klare Regelung und Abgrenzung der Aufgaben und Kompetenzen von Bund und
Kantonen sowie der Einbezug von Dritten wie den Krankenversicherern,

— die Sicherung einer nachhaltigen Finanzierung,

— die Verpflichtung aller ambulanten Gesundheitsfachpersonen, ein EPD zu fihren,



— die Einfihrung der Pflicht zur Er6ffnung eines EPD durch die Bevdlkerung mit einem
Opting-out-Modell (anstelle der bisherigen Freiwilligkeit),

— die Nutzung der technischen Infrastruktur fiir Zusatzdienste, wie z. B. die Uberweisung
von Patientinnen und Patienten an andere Gesundheitsfachpersonen.

Auch die Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) sieht
im weitgehenden Fehlen von klar definierten Verantwortungen, Kompetenzen und Durch-
setzungsinstrumenten in den gesetzlichen Grundlagen die Hauptursachen fiir die entstan-
denen Finanzierungsliicken und den geringen Fortschritt in der Verbreitung des EPD.
Dieser Feststellung kdnnen wir uns anschliessen.

Wir begriissen zudem im Einklang mit der GDK das Bestreben, bereits in der vorliegenden
Vorlage dem Bund mit dem Verankern des EPD «als Instrument des KVG» zusétzliche
Kompetenzen einzurdumen, indem das EPDG neu auch auf Art. 117 Abs. 1 der Bundes-
verfassung (SR 101) abgestltzt werden soll. Ein mdglichst breiter Einsatz des EPD wird
die Qualitat der Gesundheitsversorgung noch verbessern, langerfristig die Effizienz des
Gesundheitssystems erh6hen und somit die Kostenentwicklung im Bereich der Kranken-
versicherung positiv beeinflussen.

Ubergangsfinanzierung

Der Zeitraum bis zum Inkrafttreten der umfassenden Revision des EPDG stellt eine kritische
Phase in der Einfihrung und Verbreitung des EPD dar. Wir begriissen daher die Anstren-
gungen des Bundes, diese Periode mittels einer Ubergangsfinanzierung der Stammge-
meinschaften mit einem Bundesbeitrag von voraussichtlich gesamthaft 30 Mio. Franken zu
Uberbrlicken. Die leistungsorientierte Ausgestaltung von Finanzhilfen nach Anzahl er6ffneter
Patientendossiers seit Inbetriebnahme des EPD erscheint ebenfalls folgerichtig. Damit
kann verhindert werden, dass die Stammgemeinschaften mit Investitionen in die Verbreitung
des EPD bis zum Inkrafttreten der Vorlage zur Ubergangsfinanzierung zuwarten.

Kritisch beurteilen wir jedoch, dass die Beteiligung der Kantone bei Einreichung der Gesu-
che bereits erfolgt sein muss (Fr. 15 des Bundes und Fr. 15 der Kantone pro Dossier). Diese
Regelung zieht einen grossen Koordinationsbedarf bei der Durchsetzung nach sich und
wUrde die Auszahlung von Finanzhilfen zeitlich verzégern. Soweit an einer Bindung der
Finanzhilfen des Bundes an eine bereits ausbezahlte Mitfinanzierung der Kantone fest-
gehalten wird, sollte zumindest auf die Regelung verzichtet wird, dass die kantonalen
Beitrage vor den Bundesgeldern ausbezahlt sein miissen. Stattdessen soll die Auszahlung
an die Stammgemeinschaften durch den Bund lediglich an einen Nachweis einer zuge-
sicherten Beteiligung der Kantone gekntipft werden.

Verzicht auf schriftliche oder qualifizierte Einwilligung

Der Verzicht auf eine handschriftliche Einwilligung oder eine qualifizierte elektronische
Unterschrift der Patientin oder des Patienten zur Er6ffnung des EPD ist eine sinnvolle
Erleichterung des Er6ffnungsprozesses. Ein vollstandig elektronischer Erd6ffnungsprozess
ist eine Grundvoraussetzung, die erfillt sein muss, damit sich das EPD verbreiten kann.
Wir begriissen die vorgeschlagenen Anderungen und regen an, weitere Erleichterungen in
die Gesetzesrevision aufzunehmen. Insbesondere sollen die gesetzlichen Anforderungen



an den Eréffnungsprozess, die E-ID und die Zertifizierung gesenkt werden. In diesen
Bereichen bestehen Optimierungspotenziale, die genutzt werden kdnnten, ohne dass
wesentliche Abstriche bei der Sicherheit gemacht werden missen. Das EPD soll durch die
Gesetzesrevision fir alle Beteiligten einfacher, zugénglicher und attraktiver werden.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat,
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates

Der Prasident: Die Staatsschreiberin:

Ernst Stocker Dr. Kathrin Arioli




Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

0 Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Kanton Zurich

Abkurzung der Firma / Organisation : ZH

Adresse, Ort : Staatskanzlei, Neumihlequai 10, Postfach, 8090 Zrich
Datum : 19. April 2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch
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Bundesgesetz iiber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Revisionsbedarf

Die Verbreitung des EPD schreitet in der Schweiz nicht ausreichend rasch voran. Dariiber hinaus kdmpfen die Stammgemeinschaften mit Finanzie-

rungsliicken. Der geringe Fortschritt und die Finanzierungsliicken sind unter anderem auf Mangel im zugrunde liegenden EPDG zurtickzufiihren.

Der Bund hat darin die Kompetenzen und Pflichten der Akteure unzureichend geregelt und ging von einer Vielzahl von Stammgemeinschaften aus,

was organisatorisch und technisch nicht zu bewerkstelligen ist und zu Ineffizienzen und Verzégerungen fiihrte. Ausserdem unterschatzten der Bund

und die Stammgemeinschaften die Identifizierungs-, Zertifizierungs- und Weiterentwicklungskosten. Der Kanton Zirich ist der Uberzeugung, dass

das EPDG deshalb rasch und umfassend revidiert und die Anderungen vor 2027 in Kraft gesetzt werden miissen. Die entsprechenden Arbeiten sind

daher umgehend an die Hand zu nehmen und voranzutreiben.

Die wichtigsten Elemente der umfassenden Revision sind aus Sicht des Kantons Ziirich:

— eine klare Regelung und Abgrenzung der Aufgaben und Kompetenzen von Bund und Kantonen sowie der Einbezug von Dritten wie den Kran-
kenversicherern,

— die Sicherung einer nachhaltigen Finanzierung,

— die Verpflichtung aller ambulanten Gesundheitsfachpersonen, ein EPD zu fiihren,

— die Einfuhrung der Pflicht zur Eréffnung eines EPD durch die Bevdlkerung mit einem Opting-out-Modell (anstelle der bisherigen Freiwilligkeit),

— die Nutzung der technischen Infrastruktur fiir Zusatzdienste, wie z.B. die Uberweisung von Patientinnen und Patienten an andere Gesundheits-

fachpersonen.
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Ubergangsfinanzierung

Der Zeitraum bis zum Inkrafttreten der umfassenden Revision des EPDG stellt eine kritische Phase in der Einfihrung und Verbreitung des EPD dar.
Der Kanton Ziirich begriisst daher insbesondere die Anstrengungen des Bundes, diese Periode mittels einer Ubergangsfinanzierung der Stammge-
meinschaften mit einem Bundesbeitrag von voraussichtlich gesamthaft 30 Mio. Franken zu Uberbriicken. Die leistungsorientierte Ausgestaltung von
Finanzhilfen nach Anzahl eréffneter Patientendossiers seit Inbetriebnahme des EPD erscheint ebenfalls folgerichtig. Damit kann verhindert werden,
dass die Stammgemeinschaften mit Investitionen in die Verbreitung des EPD bis zum Inkrafttreten der Vorlage zur Ubergangsfinanzierung zuwar-
ten.

Kritisch beurteilt der Kanton Zirich jedoch, dass die Beteiligung der Kantone bei Einreichung der Gesuche bereits erfolgt sein muss (Fr. 15 durch
den Bund und Fr. 15 durch die Kantone pro Dossier). Diese Regelung zieht einen grossen Koordinationsbedarf bei der Durchsetzung nach sich und
wirde die Auszahlung von Finanzhilfen zeitlich verzogern. Soweit an einer Bindung der Finanzhilfen des Bundes an eine bereits ausbezahlte Mitfi-
nanzierung der Kantone festgehalten wird, sollte zumindest auf die Regelung verzichtet wird, dass die kantonalen Beitrdge vor den Bundesgeldern
ausbezahlt sein miissen. Stattdessen soll die Auszahlung an die Stammgemeinschaften durch den Bund lediglich an einen Nachweis einer zugesi-

cherten Beteiligung der Kantone gekniipft werden.

Verzicht auf schriftliche oder qualifizierte Einwilligung

Der Verzicht auf eine handschriftliche Einwilligung oder eine qualifizierte elektronische Unterschrift der Patientin oder des Patienten zur Er6ffnung
des EPD ist eine sinnvolle Erleichterung des Eréffnungsprozesses. Ein vollstandig elektronischer Eréffnungsprozess ist eine Grundvoraussetzung,
die erflillt sein muss, damit sich das EPD verbreiten kann. Der Kanton Ziirich begriisst die vorgeschlagenen Anderungen und regt an, weitere Er-
leichterungen in die Gesetzesrevision aufzunehmen. Insbesondere sollen die gesetzlichen Anforderungen an den Eréffnungsprozess, die E-ID und
die Zertifizierung gesenkt werden. In diesen Bereichen bestehen Optimierungspotenziale, die genutzt werden kdnnten, ohne dass wesentliche Ab-
striche bei der Sicherheit gemacht werden missen. Das EPD sollte durch die Gesetzesrevision fir alle Beteiligten einfacher, zuganglicher und at-

traktiver werden.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Ingress und
Art. 1

Der Kanton Zlrich begrusst das Bestreben, bereits in der
vorliegenden Vorlage dem Bund mit dem Verankern des
EPD «als Instrument des KVG» zusatzliche Kompetenzen
einzurdumen, indem das EPDG neu auch auf Art. 117
Abs. 1 der Bundesverfassung (SR 101) abgestiitzt werden
soll.

Art. 3

Der Verzicht auf die schriftliche Einwilligung und deren
technologieneutraler Ersatz durch die ausdrtckliche Einwil-
ligung (in welcher nachweisbaren Form auch immer) ist zu
begrissen.

Art. 23 a

Bei einer Bindung der Finanzhilfen des Bundes an eine Mit-
finanzierung der Kantone auf die Regelung zu verzichten,
dass die kantonalen Beitrédge vor den Bundesgeldern aus-
bezahlt sein missen. Mit der Weglassung des letzten Sat-
zes von Abs. 3 wird die Auszahlung an die Stammgemein-
schaften durch den Bund lediglich an einen Nachweis einer
zugesicherten Beteiligung der Kantone gekniipft.

Abs. 3
Die Finanzhilfen werden nur gewéhrt, wenn sich die Kantone in mindestens
gleicher Héhe an den jahrlichen Kosten der Stammgemeinschatft flir den
Betrieb und die Weiterentwicklung des elektronischen Patientendossiers
beteiligen. Die-Beteiligung-der-Kantone-muss-vor-der-Einreichung-der-Ge-

! i hilfor.dl io-S nschaf o i

Art. 23b, 23c
und 26a

Die Bestimmungen kdnnen so unterstitzt werden.

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

S. 6/Ziff. 1.1.3

Siehe oben bei den Allgemeinen Bemerkungen die zeitli-
chen und inhaltlichen Anforderungen an eine rasche Durch-
fuhrung der umfassenden Revision.

Verordnung uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag

Art. 1 Keine Bemerkungen. -

Art. 2 Ein Anspruch besteht, wenn die Voraussetzungen fiir die Abs. 2
Gewahrung der Finanzhilfe im Rahmen der zur Verfiigung weglassen
stehenden finanziellen Mittel erfillt sind. Abs. 2 kann damit
weggelassen werden.

Art. 3 Keine Bemerkungen. -

Art. 4 Die Hochstgrenze orientiert sich am geplanten Zahlungs- Einer Stammgemeinschaft kann insgesamt hdchstens ein Betrag ven—16
rahmen von 30 Mio. Franken. Dieser Betrag kann sich aber | MilliorenFranken im Umfang von héchstens der Hélfte des Zahlungsrah-
andern. Ein Hochstbetrag pro Stammgemeinschaft sollte mens gemdss Art. 23b EPDG gewéhrt werden.
daher ebenfalls nicht absolut formuliert werden.

Art. 5 Die Finanzhilfe soll nicht erst nach Auszahlung der Kan- Abs. 2Bst. b
tone, sondern bereits bei deren Zusicherung erfolgen. b. den Nachweis der erfelgten Beteiligung durch die Kantone;

Abs. 2 ist in Bst. b entsprechend anzupassen.

Art. 6-11 Keine Bemerkungen. -

Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag
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4-2-2 | MW
Bern, 9. Marz 2023

Stellungnahme zur Anderung des EPDG: Ubergangsfinanzierung

Sehr geehrter Herr Bundesprasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fiir die Méglichkeit, zum Vorentwurf der Anderungen im Bundesgesetz iber das elekt-
ronische Patientendossier (EPDG) sowie zum Vorentwurf der Anderungen in der Verordnung Gber die
Finanzhilfen fiir das elektronische Patientendossier (VE-EPDFV) betreffend Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung Stellung nehmen zu kénnen. Der GDK-Vorstand hat an seiner Sitzung vom 9. Marz 2023 die
Vorschlage diskutiert und wie folgt dazu Stellung genommen.

Ausgangslage

Schon vor langerer Zeit wurde erkannt, dass die Verbreitung des elektronischen Patientendossiers
(EPD) nur schleppend vorankommt. Die Griinde dafir sind vielfaltig. Noch sind die Prozesse zur Bean-
tragung einer elD zu wenig benutzerfreundlich und kompliziert. Der Vorstand der GDK erwartet deshalb,
dass die Botschaft zum BGEID rasch dem Parlament tGbermittelt und die Vorarbeiten zur Umsetzung ge-
startet werden. Des Weiteren leidet die Verbreitung des EPD darunter, , dass das EPDG keine klaren
Verantwortungen, Kompetenzen und Durchsetzungsinstrumente definiert. Durch den Schritt, das EPD
als Instrument der Krankrenversicherung zu betrachten und somit das EPDG neu auch auf Artikel 117
Absatz 1 der Bundesverfassung abzustitzen, eréffnen sich dem Bund neue Handlungsspielrdume, die
es erlauben, Kompetenzen und Aufgaben von Bund und Kantonen im Zusammenhang mit dem Betrieb
des EPD umfassend zu regeln. Der Vorstand der GDK begrisst dieses Vorgehen. Er teilt die Einschat-
zung des Bundesrates, dass ein breiter Einsatz des EPD die Qualitat der Gesundheitsversorgung noch
verbessern und langerfristig die Effizienz des Gesundheitssystems erhéhen und somit die Kostenent-
wicklung im Bereich der Krankenversicherung positiv beeinflussen kann. Der Vorstand der GDK beman-
gelt jedoch, dass selbst diese erste Teilrevision friihestens Mitte 2024 ihre Wirkung entfalten kann und
dass eine umfassende Revision nicht vor 2027 greifen wird. Bis dahin werden sich alle Akteure bemuhen
mussen, die Verbreitung des EPD in der Bevdlkerung, bei den Gesundheitsfachpersonen und den Insti-
tutionen mit den vorhandenen rechtlichen und finanziellen Mitteln zu unterstiitzen. Das wird nach wie vor
keine leichte Aufgabe sein und es besteht das Risiko, dass das EPD diese Periode nicht unbeschadet
Ubersteht. Darauf muss auch das Parlament explizit hingewiesen werden und der Gesetzgebungspro-
zess sollte entsprechend beschleunigt werden.
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Ubergangsfinanzierung

Die Finanzierung der Stammgemeinschaften und Gemeinschaften steht vielerorts auf wackeligen Bei-
nen. Dies ist mitunter auch ein Grund dafir, dass diese Anbieter bis heute nur beschrankt fir ihnr EPD
werben, denn zusatzliche Dossiers sind auch immer mit zusatzlichen Kosten verbunden. Dass nun im
EPDG eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden soll, die es dem Bund erlaubt, den Stammgemein-
schaften fir den Betrieb und die Weiterentwicklung Finanzhilfen zu gewahren, wird begriisst. Die GDK
begrisst ausdriicklich, dass die Finanzhilfen fiir alle seit der Zertifizierung eréffneten EPD gewahrt wer-
den kdnnen. Dies wird insbesondere der Tatsache gerecht, dass gewisse Stammgemeinschaften, mit
Unterstltzung der Kantone, bereits grosse Anstrengungen fiir die Verbreitung des EPD unternommen
haben. Anzumerken ist, dass der vorgesehene Betrag pro eréffnetes Dossiers von 30 CHF (15 CHF
durch die Kantone und 15 CHF durch den Bund finanziert) deutlich zu tief bemessen ist, um den Betrieb
und die Weiterentwicklung des EPD zu sichern. Die Stammgemeinschaften werden somit auf weitere
Finanzierungsquellen angewiesen sein. Des Weiteren gilt es zu bemerken, dass der Bund die Finanzhil-
fen nur gewahrt, wenn die Kantone sich mindestens in gleicher H6he an den Kosten der Stammgemein-
schaften fir den Betrieb und die Weiterentwicklung beteiligen. Diese Bedingung verkompliziert die Sache
ungemein, insbesondere da mehrere Stammgemeinschaften ein Kantonsgebiet oder umgekehrt eine
Stammgemeinschaft mehrere Kantone abdecken kann. Es braucht somit wohl nicht nur eine Koordina-
tion in der Gewahrung von Finanzhilfen zwischen Bund und Kantonen, sondern auch zwischen den Kan-
tonen. Vieles spricht dafiir, dass der Bund alleine bereits in der Zwischenphase die Finanzierung nach
den von ihm ja vorgegebenen Regeln sicherstellt, da er auch die Rahmenbedingungen und Regeln fur
den Betrieb definiert. Gleichwohl scheint diese duale Finanzierung die einzige Mdglichkeit zu sein, dass
der Bund Finanzhilfen sprechen diirfte. Sollte sich die duale Ubergangsfinanzierung durchsetzen, gilt es
zu beachten, dass nicht alle Kantone bei Inkrafttreten des geanderten EPDG Uber eine kantonale ge-
setzliche Grundlage fur kantonale Finanzhilfen verfigen werden. Es ist deshalb zu prifen, inwiefern eine
bundesrechtliche Regelung eine klarere Basis fur allenfalls notwendige kantonale Gesetzesgrundlagen
bilden kann. Generell darf eine Auszahlung von Finanzhilfen des Bundes zeitlich nicht von bereits erfolg-
ten Auszahlungen abhangig gemacht werden, bzw. die Kantone missen auch die Moéglichkeit haben,
ihre finanzielle Unterstitzung unter Vorbehalt zu gewahren und sie im Fall, dass der Bund ein Gesuch
abschlagig beurteilt, wieder zurlickzuziehen.

Konkreter Antrag

Fur die Auszahlung der ersten Finanzhilfen im 2024 muss ein Nachweis einer zugesicherten Beteiligung
der Kantone ausreichend sein. Gesetz und Verordnung sind entsprechen anzupassen.

Zugriff Health Provider Directory (HPD)

Durch die finanzielle Mitverantwortung der Kantone in Form einer Beitragszahlung pro eréffnetes Dossier
dirfte sich das Interesse der Kantone erhéhen, dass die Leistungserbringer behandlungsrelevante Doku-
mente im EPD ihrer Patientinnen und Patienten ablegen und auf bereits vorliegende Dokumente zugrei-
fen. Ob die Leistungserbringer dazu nur schon technisch und organisatorisch Uberhaupt in der Lage
sind, kann im sogenannten Health Provider Directory (HPD) tberprift werden, dem Verzeichnis aller

im EPD registrierten Gesundheitsfachpersonen und Organisationen. Der Bund fiihrt heute gemass Arti-
kel 14 EPDG mehrere zentralen Abfragedienste, zu welchen gemass Artikel 39 der Verordnung tber das
elektronische Patientendossier (EPDV) auch der HPD gehoért. Zugriff auf diesen Dienst haben jedoch nur
der Bund und die Stammgemeinschaften und Gemeinschaften. Den Kantonen ist dieser Zugriff verwehrt.
Dies flhrte bereits im Zusammenhang mit dem seit dem 1.1.2022 geltenden neuen Zulassungskriterium
fur Arztinnen und Arzten zur OKP — namlich der Verpflichtung zum Anschluss an eine Stammgemein-
schaft oder Gemeinschaft — sowie der diesbezliglichen Prifungs- und Aufsichtspflicht der Kantone im
Rahmen des ebenfalls auf den 1.1.2022 neu eingeflhrten formellen Zulassungsverfahren zur OKP zu
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diversen Argernissen und Unversténdnis. Damit die Kantone ihren Priifungs- und Aufsichtspflichten so-
wie ihren Verantwortlichkeiten insgesamt effizient nachkommen kénnen, ist ihnen rasch der Zugriff auf
den kompletten HPD zu gewahren. Aus Sicht des Vorstandes der GDK kann mit diesem Zugriffsrecht
nicht bis zur umfassenden Revision gewartet werden, der Zugriff ist bereits heute notwendig fiir die Um-
setzung von geltendem Bundesrecht.

Konkreter Antrag

Es ist fir die zustandigen Stellen der Kantone ein explizites umfassendes Zugriffrecht auf den HPD zu
schaffen. Da die Botschaft vom 29. Mai 2013 zum EPDG erklart, dass es sich bei denen in den Abfrage-
diensten bearbeiteten Daten nicht um besonders schiitzenwerte Personendaten nach Bundesrecht han-
delt, dirfte dies einfach umzusetzen sein.

Einwilligung

Nach geltendem Recht ist eine schriftliche Einwilligung der Patientin oder des Patienten fiir die Erstel-
lung eines EPD erforderlich. Dies bedeutet, dass die Einwilligung entweder handschriftlich oder mit einer
qualifizierten elektronischen Signatur signiert werden muss. Dies hat zur Folge, dass die Hirden fir ei-
nen rein elektronischen Eréffnungsprozess sehr hoch sind. Mit der vorgeschlagenen Anpassung des
EPDG und der EPDV kann neu die Einwilligung auch mit einem Identifikationsmittel, wie es sowieso
schon fiir die Eréffnung eines Dossiers bendtigt wird, bestatigt werden. Diese Anpassung unterstitzt der
Vorstand der GDK explizit.

Konkreter Antrag

Es ist zu prifen, ob der Eréffnungsprozess nicht noch weiter vereinfacht werden kann.

Fur die Verbreitung des EPD ist es wichtig, dass die Attraktivitdt des EPD erhdht wird. Dazu gehdrt auch,
dass die Erwartung der Patientinnen und Patienten, behandlungsrelevante Daten werden systematisch
im EPD abgelegt, erfiillt wird. Daflir missen die ans EPD angeschlossene Gesundheitsfachpersonen
und Institutionen auch verbindlich dazu angehalten werden, Dokumente im EPD abzulegen. Diese Auf-
lage ist in der geltenden Gesetzgebung so nicht explizit vorgesehen, was es zu korrigieren gilt.

Wir bedanken uns flr die Berlicksichtigung unserer Anliegen.

/é'.a-mt.'

Freundliche Griisse

Regierungsrat Lukas Eng€lberger Michael Jordi
Prasident GDK Generalsekretar
Beilage:

Antwortformular
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und —direktoren
Abktrzung der Firma / Organisation : GDK

Adresse, Ort : Speichergasse 6, 3001 Bern

Datum :9.3.2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch



mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Bundesgesetz Giber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Die vorgeschlagene Ausgestaltung der dual zu gewéahrenden Finanzhilfen wird kritisch beurteilt. Die neu vorgesehenen Finanzhilfen werden nur gewahrt,
wenn die Kantone sich mindestens in gleicher Hohe an den Kosten der Stammgemeinschaften fir den Betrieb und die Weiterentwicklung beteiligen. Diese
Bedingung verkompliziert die Sache ungemein, insbesondere da mehrere Stammgemeinschaften ein Kantonsgebiet oder umgekehrt eine Stammgemein-
schaft mehrere Kantone abdecken kann. Es braucht somit wohl nicht nur eine Koordination in der Gewahrung von Finanzhilfen zwischen Bund und Kanto-
nen, sondern auch zwischen den Kantonen. Vieles spricht dafir, dass der Bund alleine bereits in der Zwischenphase die Finanzierung nach den von ihm ja
vorgegebenen Regeln sicherstellt, da er auch die Rahmenbedingungen und Regeln fur den Betrieb definiert.

Da die meisten Kantone bis zum Inkrafttreten der Ubergangsfinanzierung keine kantonale gesetzliche Grundlage fiir die Gewahrung von Finanzhilfen ha-
ben werden, gilt es zu prifen, inwiefern eine bundesrechtliche Regelung eine klarere Basis fir allenfalls notwendige kantonale Gesetzesgrundlagen bilden
kann.

Damit die Kantone ihren Prifungs- und Aufsichtspflichten sowie ihren Verantwortlichkeiten effizient nachkommen kénnen, ist ihnen rasch der Zugriff auf
den kompletten HPD zu gewahren. Eine entsprechende Rechtsgrundlage ist zu schaffen und der Zugriff ist mit dem in Kraft treten der EPDG Revision
direkt und ohne Ubergangsfrist umzusetzen.

Die Vereinfachung des Einwilligungsprozesses wird durch den Vorstand der GDK begrisst. Es ist zu prifen ob es eventuell noch weitere Vereinfachungen
des Eroffnungsprozesses (insbesondere in der Ausstellung einer elD) gibt, die ebenfalls zeithah umgesetzt werden kénnen.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Art. 23a Der Nachweis einer geleisteten Mitbeteiligung kann nur mit | Die Beteiligung der Kantone muss ver zum Zeitpunkt der Einreichung der
einem Zahlungsbeleg mit Valuta in der Vergangenheit er- Gesuche um Finanzhilfen durch die Stammgemeinschaften erfelgt zugesi-

bracht werden. Kantone die heute noch keine Rechtsgrund- | chert sein.
lage haben, kdnnen bis zum 15. September 2024 (nach Art.
10 Abs. 1) keine Zahlung geleistet haben und die Stamm-
gemeinschaft kann folglich kein gtiltiges Gesuch einreichen.
Die Kantone kénnen im Rahmen der dann noch laufenden
kantonalen Gesetzgebungsverfahren maximal ein schriftli-
ches Zahlungsversprechen in der nahen Zukuntft leisten.
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Bemerkunge

n zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Verordnung uber die Finanzhilfen fir das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln
Artikel Kommentar Anderungsantrag
4 Die Beschrankung des Hochstbetrags pro Stammgemein- -

schaft auf 15 Millionen Franken kann ein Hindernis fur all-
fallige Fusionen von Stammgemeinschaften sein. Dies
sollte in die Uberlegungen einbezogen werden.

5 Abs. 2 Bst. b | Wie bereits erwéahnt ist nicht abschatzbar wann die ersten den Nachweis der erfelgten zugesicherten Beteiligung durch die Kantone;
Auszahlungen durch die Kantone erfolgen kénnen.
Bemerkungen zu den Erlduterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Seite 4, Art. 5.
Abs. 2

In den Erlauterungen wird festgehalten, dass grundsatzlich
«..fur alle seit der Zertifizierung bis Ende des Vorjahres er-
offneten elektronischen Patientendossiers Finanzhilfen ge-
wahrt werden» kdnnen. Diese wichtige Préazisierung findet
man in der Verordnung nicht.

Dieser wichtige Punkt sollte explizit in der EPDFV aufgenommen werden.
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Allianza Alleanza Le Die
dal Center del Centro Centre Mitte

Per Mail:
ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Bern, 25. April 2023

Vernehmlassung: Revision des Bundesgesetzes uber das elektronische
Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben uns eingeladen, zur obengenannten Vernehmlassungsvorlage Stellung zu nehmen. Fir diese Ge-
legenheit zur Meinungséusserung danken wir Ihnen bestens.

Das Bundesgesetz iiber das elektronische Patientendossier (EPDG) soll demnéchst umfassend Uberarbeitet
werden. In diesem Rahmen soll auch die Finanzierung der Stammgemeinschaften geklart werden. Bis diese
Vorlage In Kraft treten kann, ist eine Ubergangsfinanzierung zugunsten der Stammgemeinschaften notwen-
dig. Diese soll mit der vorliegenden Vorlage sichergestellt werden. Gleichzeitig sollen Anreize geschaffen
werden, um die Verbreitung des elektronischen Patientendossiers (EPD) zu verbessern. Zudem sollen mit
der Vorlage neue Moglichkeiten fir die digitale Einwilligung zur Eréffnung eines EPD geschaffen werden.

Fur die Forderung der Digitalisierung im Gesundheitswesen

Die Mitte will die Chancen der Digitalisierung im Gesundheitswesen konsequent nutzen. Dazu gehort nach
Ansicht der Mitte auch der Einsatz des EPD. Die Mitte ist Uberzeugt, dass mit einem funktionierenden EPD
Doppelspurigkeiten in der Behandlung vermieden und administrativer Aufwand reduziert werden kann. So-
mit kdnnten Behandlungen, die Patientinnen und Patienten unndtig belasten, und die damit verbundenen
Kosten vermieden werden. Die Mitte begrisst deshalb explizit, dass im Gesetz neu festgehalten werden
soll, dass das EPD zu einer qualitativ hochstehenden Gesundheitsversorgung wie auch zu einer Kostenein-
dammung im Bereich der Krankenversicherung beitragen soll.

Die Mitte stellt sich jedoch die Frage, weshalb es nach der ersten Anschubfinanzierung eine erneute finanzi-
elle Unterstltzung fir das bestehende EPD braucht. Die Stammgemeinschaften sollten grundsatzlich geni-
gend Zeit gehabt haben, ihr Angebot auf nachhaltige finanzielle Grundlagen zu stellen. Die Mitte erwartet
deshalb, dass endlich eine solche nachhaltige finanzielle Basis fir das EPD und die Stammgemeinschaften
geschaffen wird. Die Mitte fordert den Bundesrat auf, mit der umfassenden Revision Rahmenbedingungen
zu schaffen, die so rasch wie moglich ein funktionierendes, praktikables und finanziell stabiles EPD ermdogli-
chen, welches dann auch breit eingesetzt wird. Die Ubergangszeit soll so kurz wie moglich gehalten und
weitere Verzégerungen vermieden werden.

Anpassung Kriterien fir Finanzhilfen

Grundsatzlich begrisst Die Mitte die Bindung der Finanzhilfen an eine Mitfinanzierung durch die Kantone in
mindestens gleicher Héhe. Die Mitte stellt jedoch fest, dass dieses Kriterium Finanzhilfen fur Stammgemein-
schaften wie Abilis, die Stammgemeinschaft fir das EPD der Apothekerinnen und Apotheker, verunmdglichen
durfte. Dies sieht Die Mitte kritisch. Grundsatzlich sollten allen funktionierenden Stammgemeinschaften Fi-
nanzhilfen offenstehen, beispielsweise indem diese eine Mitfinanzierung in mindestens gleicher Héhe auch

Die Mitte Seilerstrasse 8a T 0313573333
Schweiz Postfach info@die-mitte.ch
CH-3001 Bern www.die-mitte.ch
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vonseiten weiterer Akteure garantieren kénnen. Die Mitte zeigt sich offen fir andere Losungen und fordert den
Bundesrat auf, diese Bestimmung anzupassen.

Zudem stellt sich Die Mitte die Frage, ob es sinnvoll ist, die Héhe der Finanzhilfen einzig an das Kriterium der
Anzahl eréffneter EPD zu binden, oder ob es weitere Kriterien gibt, welche dem Ziel eines méglichst breiten
Einsatzes des EPD ebenfalls dienen wiirden.

Fur die Vereinfachung des Eréffnungsprozesses

Die Mitte spricht sich dafur aus, dass der Erdffnungsprozess vereinfacht werden soll, indem weitere Formen
der elektronischen Einwilligung zugelassen werden.

Wir danken lhnen fir die Méglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen Grissen.

Die Mitte
Sig. Gerhard Pfister Sig. Gianna Luzio
Prasident Die Mitte Schweiz Generalsekretarin Die Mitte Schweiz
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Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Die Mitte Schweiz

Abklrzung der Firma / Organisation : Die Mitte

Adresse, Ort : Seilerstrasse 8a, Postfach, 3011 Bern
Datum : 25.04.2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit lnren Angaben ausfiillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch
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Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfiihrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Das Bundesgesetz Uber das elektronische Patientendossier (EPDG) soll demnachst umfassend Uberarbeitet werden. In diesem Rahmen soll auch die
Finanzierung der Stammgemeinschaften geklart werden. Bis diese Vorlage In Kraft treten kann, ist eine Ubergangsfinanzierung zugunsten der Stammge-
meinschaften notwendig. Diese soll mit der vorliegenden Vorlage sichergestellt werden. Gleichzeitig sollen Anreize geschaffen werden, um die Verbreitung
des elektronischen Patientendossiers (EPD) zu verbessern. Zudem sollen mit der Vorlage neue Méglichkeiten fiir die digitale Einwilligung zur Eréffnung
eines EPD geschaffen werden.

Fur die Férderung der Digitalisierung im Gesundheitswesen

Die Mitte will die Chancen der Digitalisierung im Gesundheitswesen konsequent nutzen. Dazu gehort nach Ansicht der Mitte auch der Einsatz des EPD. Die
Mitte ist Uberzeugt, dass mit einem funktionierenden EPD Doppelspurigkeiten in der Behandlung vermieden und administrativer Aufwand reduziert werden
kann. Somit kdnnten Behandlungen, die Patientinnen und Patienten unnétig belasten, und die damit verbundenen Kosten vermieden werden. Die Mitte
begrisst deshalb explizit, dass im Gesetz neu festgehalten werden soll, dass das EPD zu einer qualitativ hochstehenden Gesundheitsversorgung wie auch
zu einer Kosteneinddmmung im Bereich der Krankenversicherung beitragen soll.

Die Mitte stellt sich jedoch die Frage, weshalb es nach der ersten Anschubfinanzierung eine erneute finanzielle Unterstiitzung fir das bestehende EPD
braucht. Die Stammgemeinschaften sollten grundsatzlich gentigend Zeit gehabt haben, ihr Angebot auf nachhaltige finanzielle Grundlagen zu stellen. Die
Mitte erwartet deshalb, dass endlich eine solche nachhaltige finanzielle Basis fir das EPD und die Stammgemeinschaften geschaffen wird. Die Mitte fordert
den Bundesrat auf, mit der umfassenden Revision Rahmenbedingungen zu schaffen, die so rasch wie mdglich ein funktionierendes, praktikables und finan-
ziell stabiles EPD erméglichen, welches dann auch breit eingesetzt wird. Die Ubergangszeit soll so kurz wie mdglich gehalten und weitere Verzégerungen
vermieden werden.

Anpassung Kriterien fur Finanzhilfen

Grundsatzlich begrusst Die Mitte die Bindung der Finanzhilfen an eine Mitfinanzierung durch die Kantone in mindestens gleicher Hohe. Die Mitte stellt je-
doch fest, dass dieses Kriterium Finanzhilfen fiir Stammgemeinschaften wie Abilis, die Stammgemeinschaft fir das EPD der Apothekerinnen und Apothe-
ker, verunmdglichen diirfte. Dies sieht Die Mitte kritisch. Grundsatzlich sollten allen funktionierenden Stammgemeinschaften Finanzhilfen offenstehen,
beispielsweise indem diese eine Mitfinanzierung in mindestens gleicher Hohe auch vonseiten weiterer Akteure garantieren konnen. Die Mitte zeigt sich
offen fiir andere Ldsungen und fordert den Bundesrat auf, diese Bestimmung anzupassen.

Zudem stellt sich Die Mitte die Frage, ob es sinnvoll ist, die Héhe der Finanzhilfen einzig an das Kriterium der Anzahl eréffneter EPD zu binden, oder ob es
weitere Kriterien gibt, welche dem Ziel eines mdglichst breiten Einsatzes des EPD ebenfalls dienen wirden.

Fir die Vereinfachung des Eréffnungsprozesses
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Die Mitte spricht sich dafiir aus, dass der Eréffnungsprozess vereinfacht werden soll, indem weitere Formen der elektronischen Einwilligung zugelassen

werden.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Bemerkungen zum erlauternden Bericht
Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag

Verordnung uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag
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Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag
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FDP

Die Liberalen

FDP.Die Liberalen, Postfach, 3001 Bern

Eidgenossisches Departement des Innern EDI Bern, 2. Mai 2023 / MD
VL EPD Ubergangsfinanzierung

Elektronischer Versand: gever@bag.admin.ch; ehealth@bag.admin.ch

Revision des Bundesgesetzes lUber das elektronische Patientendossier:
Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht) Eréffnung
des Vernehmlassungsverfahrens

Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen

Sehr geehrte Damen und Herren

Fur lhre Einladung zur Vernehmlassung oben genannter Vorlage danken wir lhnen. Gerne
geben wir IThnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis.

1 Allgemeine Vorbemerkungen

FDP.Die Liberalen begriisst die Absicht des Bundesrats, das elektronische Patientendossier
weiterzuentwickeln. Die FDP engagiert sich seit Jahren fiir die Digitalisierung des
schweizerischen Gesundheitswesens und somit auch fur die Einfihrung und flachendeckende
Verbreiterung eines elektronischen Patientendossiers (EPD). Der Riickstand der Schweiz bei
der Digitalisierung des Gesundheitswesens ist inzwischen betrachtlich (Rang 14 von 17 beim
Digital-Health-Index 2018). Aufgrund von Passivitdit und mangelnder Priorisierung im
zustandigen Departement nehmen wir heute teure Ineffizienzen bei der Versorgung in Kauf
und verpassen Chancen im Bereich der Qualitat, der Patientensicherheit und der Forschung.

Die FDP ist Uberzeugt, dass ein EPD und Digitalisierungsprojekte im Gesundheitswesen
generell nur dann erfolgreich sind, wenn sie fir alle Nutzer einen Mehrwert generieren.
Ebenfalls ist die Sicherstellung des Datenschutzes zentral, um das nétige Vertrauen zu
gewahrleisten. Wir fordern den Bundesrat bereits jetzt auf, sich bei der Ausarbeitung der
inhaltlichen Revision konsequent an diesen Grundsétzen zu orientieren.

2 Ubergansfinanzierung

Mit der vorliegenden Vorlage will der Bundesrat in einem ersten Schritt die Finanzierung der
Stammgemeinschaften bis zur Inkraftsetzung der bereits angekindigten umfassenden
Revision des EPD-Gesetzes (frihestens Ende 2027) tiberbriicken. Konkret sollen die zurzeit
unrentablen Stammgemeinschaften durch finanzielle Zuschiisse erhalten werden, um einen
allfalligen Neustart zu verhindern. Die FDP erachtet die gewahlte Vorgehensweise des
Bundesrates nur dann als sinnvoll, sofern politisch unumstrittene und langstens uberfallige
Anderungen bereits mit der Finanzierungsvorlage aufgegleist werden. Ebenfalls muss
sichergestellt werden, dass keine Anbieter durch die Finanzierungshilfen diskriminiert werden.

FDP.Die Liberalen | Generalsekretariat | Neuengasse 20 | Postfach | CH-3001 Bern
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FDP

Die Liberalen

3 Forderungen der FDP

Die FDP knupft ihre Zustimmung zur vorgesehenen Ubergangsfinanzierung an folgende
Forderungen:

3.1 Unumstrittene Rahmenbedingungen jetzt schaffen

Die FDP teilt die Ansicht des Bundesrates, wonach die Vorlage zur Ubergangsfinanzierung
rasch in Kraft treten muss. Die Meinung des Bundesrates, dass die Vorlage aus diesem Grund
mit keinen weiteren Massnahmen angereichert werden soll, teilt die FDP nicht. All jene
Anpassungen, die politisch nicht oder kaum umstritten sind, missen dem Parlament so rasch
als moglich vorgeschlagen und beschlossen werden. Dazu z&hlen aus Sicht der FDP:

> die Umsetzung der im Nationalrat mit 161 zu 12 bei 4 Enthaltungen und im Standerat
einstimmig  Uberwiesenen  Motion SGK-N  19.3955 «Ein elektronisches
Patientendossier far alle am Behandlungsprozess beteiligten
Gesundheitsfachpersonen».  Die Motion fordert, dass alle Leistungserbringer
beziehungsweise Gesundheitsfachpersonen verpflichtet werden, sich einer
zertifizierten Gemeinschaft oder Stammgemeinschaft anzuschliessen. Aus Sicht der
FDP gibt es keinen Grund, mit der Umsetzung der Motion abzuwarten. Im Gegenteil:
Die Tatsache, dass trotz Anschlusspflicht fiir Spitaler, Geburtshdauser und neu
zugelassene ambulante Leistungserbringer bis anhin nicht einmal die Halfte der
Spitaler angeschlossen sind, verdeutlicht, dass der Prozess Zeit benétigt und deshalb
mdglichst frih lanciert werden sollte.

> die (Teil-)Umsetzung der angenommenen Motion SGK-N 22.3015 «Elektronisches
Patientendossier. Praxistauglich gestalten und finanziell sichern». Die zweite
Forderung, wonach die technische und organisatorische Komplexitat des EPD
reduziert werden soll, kann aus Sicht der FDP auf Gesetzesstufe umgesetzt werden.

Eventualiter: Sollte die Vernehmlassung zeigen, dass die genannten Massnahmen inzwischen
umstritten sind, fordert die FDP, dass die mit der Finanzierung verknupften Anreize (Art. 23a,
Abs. 1 E-EPDG) ergéanzt werden. Gemass aktuellem Entwurf beschréanken sich die Anreize
auf das Kriterium der Anzahl erdffneter EPD. Fir ein gut funktionierendes Gesamtsystem ist
eine  hohe Anzahl angebundener Gesundheitseinrichtungen, sowie die stetige
Weiterentwicklung mit relevanten Services mitentscheidend. Entsprechende Anreize sollen
deshalb erganzt werden.

3.2 Keine Diskriminierung bei der Beteiligung der Kantone

Die FDP erachtet es als richtig, dass sich die Kantone mindestens in gleicher Hohe wie der
Bund an der Ubergangsfinanzierung beteiligen sollen. Gemass Entwurf (Art. 23a, Abs. 3 E-
EPDG) muss vor der Einreichung der Gesuche um Finanzhilfe beim Bund, die Beteiligung der
Kantone erfolgt sein. Die gewéhlte Vorgehensweise fiihrt aus Sicht der FDP zu potenziellen
Diskriminierungen von privaten Gemeinschaften. Kantone, die eine Gemeinschaft entwickelt
oder ubernommen haben, werden nicht daran interessiert sein, ein privates
Konkurrenzprodukt mitzufinanzieren, obwohl dieses die Bedingungen erfullt. Aus Sicht der
FDP muss die Verpflichtung deshalb moglichst klar und verbindlich geregelt werden. Dies kann
z.B. durch die Einfuhrung eines fir die Kantone ebenfalls fixen (minimalen) Beitrags erreicht
werden.
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4 Einwilligung
Die FDP begrisst die vorgesehene Ausweitung der Moglichkeiten zur elektronischen

Einwilligung, um den Er6ffnungsprozess eines EPDs zu vereinfachen.

Wir danken lhnen, sehr geehrte Damen und Herren, fur die Gelegenheit zur Stellungnahme
und fur die Bertuicksichtigung unserer Uberlegungen.

Freundliche Grisse
FDP.Die Liberalen

Der Prasident Der Generalsekretéar
L o A
Thierry Burkart Jon Fanzun
Standerat

Beilagen
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GRUNE Schweiz
Waisenhausplatz 21

3011 Bern Eidgenossisches Departement
des Innern EDI

raphael.noser@gruene.ch Bundesamt fiir Gesundheit BAG

031326 66 07 Schwarzenburgstrasse 157
3003 Bern

Bern, 2. Mai 2023

Revision des Bundesgesetzes lber das elektronische Patientendossier:
Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfuihrungsrecht); Vernehmlassungs-
antwort

Sehr geehrter Herr Bundesrat,
Sehr geehrte Damen und Herren

Im Zusammenhang mit der im Titel vermerkten Vernehmlassung haben Sie die GRUNEN zur
Stellungnahme eingeladen. Wir danken Ihnen fiir die Gelegenheit, uns zur Vorlage zu aus-
sern.

Ein funktionierendes elektronisches Patient*innendossier (EPD) ist ein wichtiger Baustein,
um das Informationsmanagement zwischen den verschiedenen Leistungserbringer*innen —
und somit auch die Behandlungsqualitat, die Patient*innensicherheit und letztlich auch die
(Kosten-)effizienz — zu verbessern. Die GRUNEN unterstiitzen folglich eine rasche und fla-
chendeckende Umsetzung des EPD. Die vorliegende Vernehmlassungsvorlage und die
Notwendigkeit einer Ubergangsfinanzierung ist eklatanter Ausdruck davon, dass sich
das Bundesgesetz uiber das elektronische Patientendossier (EPDG) dafur nicht be-
wahrt hat. So fehlt etwa eine Ubergeordnete weisungsbefugte Stelle, die grosse Anzahl an
Stammgemeinschaften ist nicht zielfihrend und es gibt erhebliche Mangel im Bereich der Fi-
nanzierung.

Um die bisher getatigten Investitionen nicht zu gefdhrden und weitere Verzégerungen bei der

Verbreitung des EPD zu vermeiden, unterstiitzen die GRUNEN den Vorschlag des Bundes-
rates, eine Ubergangsfinanzierung zugunsten der Stammgemeinschaften bis zum
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Inkrafttreten der umfassenden Revision des EPDG einzurichten. Dies allerdings unter der
Bedingung, dass die Kantone ihrerseits mindestens in gleicher Héhe Finanzhilfen leisten. Da
das Gesundheitswesen in der Kompetenz der Kantone liegt, sollten diese unseres Erachtens
eigentlich zu einer deutlich héheren Beteiligung verpflichtet werden.

Unabhangig von der Frage der Ubergangsfinanzierung kommt der umfassenden Revision
des EPDG eine zentrale Bedeutung zu. Die GRUNEN begriissen diesbezuglich insbeson-
dere den , das EPD kinftig als Instrument der obligato-
rischen Krankenpflegeversicherung zu bezeichnen und dem Bund eine weitreichende Rege-
lungskompetenz zukommen zu lassen. Wir erachten dies als logische Konsequenz aufgrund
der Schwierigkeiten, die sich mit dem heutigen EPDG gezeigt haben. Die GRUNEN erwar-
ten vom Bundesrat dabei auch die grundsétzliche Uberdenkung des Prinzips mit den
Stammgemeinschaften und dass die Variante von nur noch einer selbstverstandlich
von der 6ffentlichen Hand gesteuerten Anbieterin seriés geprift wird. Diese Revision
muss genutzt werden, um die grundlegenden Konstruktionsfehler des EPD, wie etwa die ihm
zugrundeliegende Marktideologie und den davon abgeleiteten Pseudowettbewerb der
Stammgemeinschaften, zu korrigieren. Ohne schrittweise Reduktion der Anzahl Stamm-
gemeinschaften und ohne Schaffung einer Uibergeordneten weisungsbefugten Stelle
beim Bund werden sich die GRUNEN folglich vorbehalten, die Vorlage abzulehnen.

Die GRUNEN weisen im Hinblick auf die Revision des EPDG proaktiv darauf hin, dass es
sich bei den auf dem EPD abgelegten Gesundheitsdaten um besonders schiitzenswerte Per-
sonendaten handelt. Eine missbrauchliche Verwendung dieser Daten muss, wie der Bundes-
rat korrekterweise festhalt, ausgeschlossen werden.

Wir danken lhnen flr die Beriicksichtigung unserer Anliegen. Fur Fragen stehen wir gerne
zur Verflgung.

Freundliche Grisse

x JOHC
Balthasar Glattli Raphael Noser
Prasident Fachsekretar
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Per Email an:

ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Bern, 28. April 2023

Vernehmlassung zur Revision des Bundesgesetzes uber das elektronische
Patientendossier.

Sehr geehrter Herr Berset,
sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fur die Gelegenheit zur Stellungnahme, die wir gerne nutzen.

Die vorliegende Revision beinhaltet eine Ubergangsfinanzierung zugunsten der
Stammgemeinschaften bis zum Inkrafttreten der Revision des Bundesgesetzes Uber das
elektronische Patientendossier (EPDG) und neue Moglichkeiten fur die digitale
Einwilligung zur Eréffnung eines elektronischen Patientendossiers (EPD).

Die aktuelle Situation rund ums EPD ist bedauerlich und tragt zur dringend notwendigen
Digitalisierung im Gesundheitswesen wenig bei. Die in einer zweiten Phase
angekdndigten Anpassungen sind zwingend notwendig. Damit das EPD seinen Zweck
erfolgreich erfullen kann, sind folgende Faktoren entscheidend: Einfaches Onboarding,
nutzenbringende Inhalte, angeschlossene Leistungserbringende (Verpflichtung),
angeschlossene Patient:innen (Opt-Out) und funktionierende Interoperabilitat. Leider
reicht die aktuelle Vorlage zu wenig weit, um die Faktoren fUr ein fur alle erfolgreiches EPD
Zu begunstigen.

Ubergangsfinanzierung

Die vorgeschlagene Massnahme zur Ubergangsfinanzierung ist als temporar zu
betrachten und |6st das Problem einer fehlenden Finanzierung langerfristig nicht. Wir
sehen jedoch die Notwendigkeit, bis zum Inkrafttreten der EPDG-Revision (in rund funf
Jahren), Zwischenmassnahmen zu definieren. In diesem Sinne tragen wir die
vorgeschlagenen Massnahmen zur Ubergangsfinanzierung mit.

Es ist wichtig, dass das bereits bestehende System mit dieser Ubergangsfinanzierung als
Grundlage anerkannt wird, damit darauf aufgebaut und es vor allem verbessert werden
kann. Wir weisen jedoch darauf hin, dass damit auch die Stammgemeinschaften in die
Pflicht genommen werden mussen, Dossiererdoffnungen fur die Patient:iinnen zu
vereinfachen. Zudem mussen sie auch davon absehen, dass sich die
Leistungserbringenden mit einem hohen Mitgliederbeitrag an der Stammgemeinschaft
beteiligen mussen.

PS|&

Sozialdemokratische Partei der
Schweiz

Zentralsekretariat
Theaterplatz 4
3011 Berne

Tel. 031 329 69 69
Fax 031329 69 70

info@spschweiz.ch
www.spschweiz.ch



An der vorgeschlagenen Ubergangsfinanzierung begriissen wir insbesondere, dass dem
Subsidiaritétsprinzip und dem Prinzip der fiskalischen Aquivalenz Rechnung getragen
wird: Der Bund tUbernimmt die Beitrage pro erdffnetes EPD nur, wenn der entsprechende
Kanton sich bereits in gleichem Umfang an den jahrlichen Kosten der
Stammesgemeinschaft flr Betrieb und Weiterentwicklung beteiligten (Art. 23a, insbes.
Abs. 3 EPDG). Diese Vereinheitlichung betreffend Kostenbeteiligung der Kantone
begrissen wir sehr. Denn heute existieren fUr die sechs Stammgemeinschaften
unterschiedliche Bedingungen. Einige erhalten grosse Unterstutzung auf kantonaler
Ebene - andere hingegen wenig bis gar keine. Eine Vereinheitlichung hierbei fihrt zu
gleich langen Spiessen und nimmt auch die Kantone absolut zu Recht in die Pflicht; liegt
doch das Gesundheitswesen in ihrem Kompetenzbereich. Gemass erlauterndem Bericht
des Bundesrates dirfte sich der Zahlungsrahmen (maximal) in der Hohe von 30 Millionen
Franken bewegen (15 Franken pro EPD). Finanziell wird diese Gesetzesanderung tragbar
sein. Die Bundesversammlung wird hierbei das letzte Wort haben: sie legt den
Hochstbetrag fest (Art. 23b EPDG). Wir unterstitzen die vorgeschlagenen 15 Franken pro
EPD.

Digitale Einwilligung zur Eréffnung

Der zweite Teil der Revision befasst sich mit neuen Moglichkeiten fur die digitale
Einwilligung zur Erdffnung des EPD (Art. 3 EPDG). Kinftig soll der Bundesrat Alternativen
zur eigenhandigen Unterzeichnung der Einwilligungserklarung ermoglichen, sofern die
Einwilligung jederzeit nachgewiesen werden kann und ausdrtcklich erfolgte. Mit der
Gesetzesanpassung soll der Eroéffnungsprozess effizienter gestaltet und somit die Hirde
flr das Eroffnen eines EPD gesenkt werden. In diesem Sinne begriissen wir auch diese
vorgeschlagene Ergdnzung des Art. 3 Abs. 1, respektive neuen Art. 3 Abs. 1¢,

Verpflichtung der Leistungserbringenden bereits in Ubergangsfinanzierung aufnehmen

Das Parlament hat die Motion "Ein elektronisches Patientendossier fur alle am
Behandlungsprozess beteiligten Gesundheitsfachpersonen" 19.3955 am 8. Marz 2021
deutlich angenommen. Diese beauftragt den Bundesrat, die gesetzlichen Grundlagen
auszuarbeiten, damit sich alle Leistungserbringenden im Gesundheitswesen einer
Stammgemeinschaft/Gemeinschaft anschliessen missen. Stand heute mussen sich
Spitdler, Geburtshduser und neu zugelassene ambulante Leistungserbringende einer
Stammgemeinschaft ~ anschliessen. Far  alle  bisherigen niedergelassenen
Leistungserbringenden, also die rund 8000 bis 9000 Grundversorger:innen, fehlt eine
Anschlussplicht. Das EPD kann seinen Nutzen nicht entfalten, wenn sich einzig die
stationdren und die neu zugelassenen ambulanten Leistungserbringenden einer
Stammgemeinschaft anschliessen mussen. Wir fordern deshalb, dass dies bereits in die
erste Etappe der Revision aufgenommen wird.

Ausblick

Aus unserer Sicht geht es mit der Einflhrung dieser vereinfachten Massnahmen, welche
mit der Revision des EPDG in funf Jahren folgen durften, viel zu langsam. Fur die SP
Schweiz ist klar, dass eine flachendeckende Nutzung des EPD Kosten im
Gesundheitswesen einsparen wie auch Prozesse effizienter gestalten kann. Es verringert

Sozialdemokratische Partei der Theaterplatz 4 Tel. 031 329 69 69
Schweiz Case postale - 3001 Berne Fax 031 329 69 70

info@soschweiz.ch
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die Wahrscheinlichkeit von Mehrfachmedikationen und eliminiert die Gefahr, dass im
entscheidenden Moment die entsprechenden Fachpersonen nicht erreichbar sind, um
einen Krankheitsverlauf in einem physischen Dossier nachzuschlagen. Wir vertreten auch
deshalb klar die Ansicht, dass die Nutzung des EPD nicht von dem aktuell geltenden,
aufwandigen Prozess der Erdffnung abhangen darf und pladieren deshalb fur ein Opt-Out
Modell.

Auch deshalb ist fir uns unabdingbar, dass nun rasch und unkompliziert die Hurden fur
die Erstellung eines EPD gesenkt werden. Eine Moglichkeit sehen wir darin, dass mit dem
Covid-Impfzertifikat ein EPD erdffnet werden kann. Denn um Uberhaupt erst an ein Covid-
Impfzertifikat zu gelangen, sind mehrfache Uberpriifungen der Identitat notwendig, nicht
zuletzt bei einem Covid-Test oder der Corona-Impfung. Dieses Zertifikat gentigt zudem
den Sicherheitsstandards und ermdéglicht so, dass 6 Millionen Menschen in der Schweiz
unkompliziert und unburokratisch ein EPD er6ffnen kdnnten. Wir regen deshalb an, dass
der Bundesrat diese Option basierend auf den vorgeschlagenen Anpassungen von Art. 3
ermdoglicht.

Zudem mochten wir einbringen, dass die Frage der Anzahl notwendigen
Stammgemeinschaften in der Phase 2 ebenfalls berlicksichtigt werden soll. Als einzige
Anbieterin ist die Post Monopolist gegeniber den Stammgemeinschaften, von Letzteren
gibt es Stand April 2023 noch sechs. Die SP ist kritisch gegenUber der Notwendigkeit, an
den verschiedenen Stammgemeinschaften festzuhalten, eingestellt. Die Vergangenheit
hat gezeigt, dass der Markt zu klein ist fir mehrere Anbieter:innen. Deshalb regen wir an
zu prufen, wie zielfUhrend unterschiedliche Stammgemeinschaften sind, zumal es eben
nur noch eine Systemanbieterin, die Post, gibt.

Wir danken fur die Berucksichtigung unserer Anliegen.

Mit freundlichen GrUssen.

SP Schweiz

Mattea Meyer Cédric Wermuth
Co-Prasidentin Co-Prasident
Anna Storz

Fachreferentin

Sozialdemokratische Partei der Theaterplatz 4 Tel. 031 329 69 69
Schweiz Case postale - 3001 Berne Fax 031 329 69 70

info@soschweiz.ch
www.spschweiz.ch



Schweizerische Volkspartei Generalsekretariat / Secrétariat général

Union Démocratique du Centre Postfach, CH-3001 Bern

Unione Democratica di Centro Tel. +41(0)31 300 58 58, Fax + 41(0)31 300 58 59
Partida Populara Svizra gs@svp.ch, www.svp.ch, PC-Kto: 30-8828-5

Eidgendssisches Departement des Inneren EDI
Bundesrat Alain Berset

Elektronisch an:
ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Bern, 02. Mai 2023

Revision des Bundesgesetzes iiber das elektronische Patientendossier:
Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Vernehmlassungsantwort der Schweizerischen Volkspartei (SVP)

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen fir die Einladung, im Rahmen der oben genannten Vernehmlas-
sung Stellung zu nehmen. Wir dussern uns dazu wie folgt:

Die SVP lehnt eine Ubergangsfinanzierung fiir das elektronische Patien-
tendossier (EPD) kategorisch ab. In der aktuell angespannten finanziellen
Lage der Bundesfinanzen und aufgrund der Tatsache, dass eine kostende-
ckende Reform des EPD in weiter Ferne liegt, ist es unverantwortlich 30
Millionen Franken an Steuergeldern in ein defizitdres Programm ohne vor-
handene Nachfrage in der Bevdlkerung zu investieren.

Der Bundesrat sieht eine Uberarbeitung des EPD in den nichsten Jahren vor. Grund
daftr ist, dass sich zu wenige Menschen in der Schweiz ein elektronisches Patien-
tendossier anlegen und es deshalb attraktiver gestaltet werden muss. Fur die Stit-
zung dieses unbeliebten Dossiers veranschlagt der Bund nun 30 Millionen Franken,
um das EPD bis zu einer Reform zu finanzieren. Aus Sicht der SVP ist dieses Projekt
in dieser Form nicht mehr finanziell zu unterstitzen, bis eine selbsttragende Alter-
native auf dem Tisch liegt.

In der aktuell angespannten finanziellen Lage der Bundesfinanzen, mit einem Mil-
liardendefizit fir das Jahr 2022 und weiteren Milliardengarantieren flr den Kauf
der Credit Suisse durch die UBS, sind die Bundesfinanzen dringend auszugleichen.
Hier sind Millionenkredite flir das elektronische Patientendossier aktuell nicht an-
gebracht.

Das Problem des EPD liegt in der mangelnden Nachfrage aus der Bevolkerung. Der
Bundesrat will nun diese mangelnde Nachfrage finanziell ausgleichen und gleich-
zeitig Schritte forcieren, welche das EPD attraktiver machen. Aus Sicht der SVP ist
das Anlegen eines elektronischen Patientendossier jeder Person selbst zu lberlas-
sen und darf nicht durch staatliche Massnahmen forciert werden. Wenn die Bevodl-
kerung nicht willens ist, ein solches Dossier anzulegen ist diese indirekte Wil-
lensdusserung zu akzeptieren. Es ist nicht Aufgabe des Staates dem Einzelnen


mailto:ehealth@bag.admin.ch

seinen Willen aufzuzwingen und dieses Aufzwingen noch mit Millionenbetragen aus
der Steuerkasse zu finanzieren.

Wir danken Ihnen fir die Berlicksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Grisse

SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI

Der Parteiprasident Der Generalsekretar

Marco Chiesa Peter Keller
Standerat Nationalrat



economiesuisse

Eidgentssisches Departement des Inneren
Inselgasse 1
3003 Bern

E-Mail-Adressen:
ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

2. Mai 2023

Revision des Bundesgesetzes Uber das elektronische Patientendossier (EPDG):
Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfuhrungsrecht)

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Januar 2023 laden Sie uns ein, an der Vernehmlassung zur «Revision des
Bundesgesetzes Uber das elektronische Patientendossier» teilzunehmen. Wir danken flr diese
Méoglichkeit und nehmen gerne Stellung. Wir verzichten auf einen detaillierten Kommentar zu den
Artikeln und verweisen auf die Stellungnahmen unserer Mitglieder.

1) Ausgangslage / Interessen der Wirtschaft

Die Digitalisierung des Gesundheitsbereichs muss rasch vorangetrieben werden. Im internationalen
Vergleich hinkt die Schweiz mit ihrer Digitalisierungsstrategie hinterher. Diese Anderungen des
Bundesgesetzes lber das elektronische Patientendossier sind deshalb aus Sicht der Wirtschaft
wichtig. Die Vorlage beschréankt sich auf eine Ubergangsfinanzierung und auf die elektronische
Einwilligung. Die umfassende Revision im Sommer wird umso wichtiger und muss schon im Entwurf
gute Eckwerte aufweisen. Aus diesem Grund mdchten wir bereits jetzt darauf hinweisen.

economiesuisse Verband der Schweizer Unternehmen
Hegibachstrasse 47 Fédération des entreprises suisses
Postfach CH-8032 Ziirich Federazione delle imprese svizzere
Telefon +41 44 421 35 35 Swiss Business Federation

Telefax +41 44 421 34 34 www.economiesuisse.ch
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2) Beurteilung der Vorlage

Die Wirtschaft unterstiitzt die Revision grundsatzlich. Leider ist die Vorlage thematisch sehr
beschrankt, da die umfassende Revision erst im Sommer geplant ist. Wir beantragen dennoch einige
Verbesserungen und Prazisierungen, die spatestens im Hinblick auf die ndchste Revision des EPDG
als Grundpfeiler berticksichtigt werden sollten.

- Inder Vorlage werden die Stammgemeinschaften «pro erdffnetes Patientendossier»
entschadigt. Bei der (Ubergangs-)Finanzierung ist es jedoch wichtig, diese leistungsorientiert
auszugestalten. Die Erdffnung eines Dossiers ist zwar der erste Schritt, aber er gentigt nicht.
Das Dossier muss aktiv unterhalten werden und mdéglichst alle betroffenen Leistungserbringer
mussen sich daran beteiligen. Die jetzige Finanzierung garantiert keinen echten Nutzen des
EDPs.

- Eine Ungleichbehandlung zwischen den von Kantonen gegriindeten Stammgemeinschaften
und den anderen Stammgemeinschaften ist zu vermeiden. Die Finanzierung des
elektronischen Patientendossiers soll in jedem Fall unter den gleichen Bedingungen
gewahrleistet sein, unabhéngig von der gewahlten Stammgemeinschaft. Damit haben alle
Stammgemeinschaften die gleich langen Spiesse fiir den Betrieb und die Weiterentwicklung
des elektronischen Patientendossiers.

- Wichtig ist uns die Anschlussfahigkeit des elektronischen Dossiers zum European Dataspace.
Es sollte unbedingt mdglich sein, sich diesem anzuschliessen. Ob wir uns tatsachlich
anschliessen wollen, kann in einem spéateren Zeitpunkt entschieden werden.

- Um die Arzteschaft und andere Leistungserbringer zu motivieren am EPD mitzumachen,
braucht es sogenannte «Quick Wins». Diese kdnnen via Gesetz und Verordnung skizziert
werden. Wir denken dabei u.a. an ein vereinfachtes Meldewesen an den Bund oder an eine
Rechnungskopie Uber das EPD.

- Mit einer einmaligen und zeitlich beschrankten Finanzierung des Onboardings kénnten
ambulante Leistungserbringergruppen schneller aufs EPD gebracht werden. Die Abgeltung
misste auch hier leistungsorientiert ausgestaltet sein, damit nur im Fall einer Offenheit und
Benutzung des EPD ausbezahlt werden.

Fur die Bertcksichtigung dieser Anliegen danken wir IThnen im Voraus bestens. Bei Fragen oder fir
weitere Auskinfte stehen wir Ihnen gerne zur Verfligung.

Freundliche Griisse
economiesuisse

\/

] | ety

Pré)f. Dr. Rudolf Minsch Dr. Fridolin Marty
Stv. Vorsitzender der Geschéaftsleitung Leiter Gesundheitspolitik



Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

0 Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : economiesuisse

Abklrzung der Firma / Organisation : economiesuisse

Adresse, Ort : Hegibachstrasse 47, 8032 Zirich
Datum : 27.04.2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit lnren Angaben ausfiillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch



mailto:ehealth@bag.admin.ch
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Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfiihrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Die Wirtschaft unterstitzt die Revision grundséatzlich. Leider ist die Vorlage thematisch sehr beschrankt, da die umfassende Revision erst im Sommer ge-
plant ist. Wir beantragen dennoch einige Verbesserungen und Prazisierungen, die spatestens im Hinblick auf die nachste Revision des EPDG als Grund-
pfeiler berlicksichtigt werden sollten.

In der Vorlage werden die Stammgemeinschaften «pro erdffnetes Patientendossier» entschadigt. Bei der (Ubergangs-)Finanzierung ist es jedoch
wichtig, diese leistungsorientiert auszugestalten. Die Er6ffnung eines Dossiers ist zwar der erste Schritt, aber er genigt nicht. Das Dossier muss
aktiv unterhalten werden und mdglichst alle betroffenen Leistungserbringer missen sich daran beteiligen. Die jetzige Finanzierung garantiert kei-
nen echten Nutzen des EDPs.

Eine Ungleichbehandlung zwischen den von Kantonen gegriindeten Stammgemeinschaften und den anderen Stammgemeinschaften ist zu vermei-
den. Die Finanzierung des elektronischen Patientendossiers soll in jedem Fall unter den gleichen Bedingungen gewahrleistet sein, unabhangig von
der gewahlten Stammgemeinschaft. Damit haben alle Stammgemeinschaften die gleich langen Spiesse flir den Betrieb und die Weiterentwicklung
des elektronischen Patientendossiers.

Wichtig ist uns die Anschlussfahigkeit des elektronischen Dossiers zum European Dataspace. Es sollte unbedingt méglich sein, sich diesem anzu-
schliessen. Ob wir uns tatsachlich anschliessen wollen, kann in einem spateren Zeitpunkt entschieden werden.

Um die Arzteschaft und andere Leistungserbringer zu motivieren am EPD mitzumachen, braucht es sogenannte «Quick Wins». Diese kdnnen via
Gesetz und Verordnung skizziert werden. Wir denken dabei u.a. an ein vereinfachtes Meldewesen an den Bund oder an eine Rechnungskopie Gber
das EPD.

Mit einer einmaligen und zeitlich beschrankten Finanzierung des Onboardings kénnten ambulante Leistungserbringergruppen schneller aufs EPD
gebracht werden. Die Abgeltung misste auch hier leistungsorientiert ausgestaltet sein, damit nur im Fall einer Offenheit und Benutzung des EPD
ausbezahlt werden.

Fur die Berucksichtigung dieser Anliegen danken wir Ihnen im Voraus bestens. Bei Fragen oder fir weitere Auskinfte stehen wir Ihnen gerne zur Verfu-

gung.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Bemerkungen zum erlauternden Bericht
Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag

Verordnung uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag
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Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag
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Von: Maeder Sabine

An: Luginbiihl Edith BAG

Betreff: WG: Revision EPDG: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht); Eréffnung des
Vernehmlassungsverfahrens

Datum: Montag, 30. Januar 2023 09:44:24

Anlagen: image001.png
image002.png
Formular-fiir-Stellungnahme-Rev-EPDG DE.docx
Formular-fiir-Stellungnahme-Rev-LCIP IT.docx
Formular-fiir-Stellungnahme-Rev-LDEP FR.docx
Schreiben Organisationen f.pdf
Schreiben Organisationen i.pdf
Schreiben Organisationen.pdf

Guten Tag Frau Luginbuhl

Wir danken lhnen bestens fir die Gelegenheit, in eingangs erwahnter Sache Stellung
nehmen zu kénnen.

Da diese Vorlage kein arbeitgeberpolitisch relevantes Thema ist und gemass
Dossieraufteilung zwischen economiesuisse und dem Schweizerischen
Arbeitgeberverband von economiesuisse bearbeitet wird, verzichtet der SAV auf eine
Stellungnahme zu dieser Vernehmlassung.

Ich wiinsche Ihnen einen schonen Abend.

Freundliche Grisse
Sabine Maeder

Assistentin

SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND
Hegibachstrasse 47

Postfach

8032 Zirich

Tel. +41 44 421 17 17

Fax +41 44 421 17 18

Direktwahl: +41 44 421 17 42
maeder@arbeitgeber.ch

http://www.arbeitgeber.ch


mailto:maeder@arbeitgeber.ch
mailto:edith.luginbuehl@bag.admin.ch
mailto:maeder@arbeitgeber.ch
http://www.arbeitgeber.ch/
https://twitter.com/arbeitgeber_ch
https://www.linkedin.com/company/schweizerischer-arbeitgeberverband
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Formular für Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Übergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausführungsrecht)



Stellungnahme von



Name / Kanton / Firma / Organisation	:      



Abkürzung der Firma / Organisation 	: 



Adresse, Ort	:      



Datum	:      





Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfüllen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an 
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch 
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Modulo per l’inoltro della presa di posizione sulla consultazione sulla revisione della LCIP: finanziamento transitorio e consenso (incl. diritto di esecuzione)



Presa di posizione di



Nome / Cantone/ ditta / organizzazione	:      



Abbreviazione della ditta / dell’organizzazione	: 



Indirizzo, località	:      



Data	:      







Indicazioni

1. Compilare la presente pagina con i propri dati.

2. Nelle tabelle, utilizzare una riga separata per ciascun articolo.

3. Inviare la presa di posizione in formato Word per e-mail entro il 2 maggio 2023 a 
ehealth@bag.admin.ch e gever@bag.admin.ch 
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Legge federale sulla cartella informatizzata del paziente: finanziamento transitorio e consenso (incl. diritto esecutivo); RS 816.1
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Ordinanza sugli aiuti finanziari per la cartella informatizzata del paziente (OFCIP); SR 816.12
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Consultation sur la révision partielle de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient : 
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution)







Prise de position de



Nom / canton / entreprise / organisation	:      



Abréviation de l'entreprise / l'organisation 	: 



Adresse / lieu	:      



Date	:      







Indications

1. Veuillez compléter cette page.

2. Pour les commentaires sur l'ordonnance, utilisez une ligne par article. 

3. Veuillez envoyer votre prise de position électronique sous forme de document Word d'ici au 2 mai 2023 à l'adresse suivante : 
ehealth@bag.admin.ch et gever@bag.admin.ch 






		

Loi fédérale sur le dossier électronique du patient : 
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution) ; RS 816.1
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Ordonnance sur les aides financières pour le dossier électronique du patient

(OFDEP); RS 816.12
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Schweizerische Eidgenossenschaft Département fédéral de I’intérieur DFI
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Berne, le 25 janvier 2023

A I'attention des :

Partis politiques

Associations faitieres des communes, des villes et des régions de montagne
Associations faitiéres de 'économie

Parties intéressées

Révision de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient :
financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution)
Ouverture de la procédure de consultation

Mesdames, Messieurs,

Le 25 janvier 2023, le Conseil fédéral a chargé le DFI de mener une consultation sur
la révision de la loi fédérale du 19 juin 2015 sur le dossier électronique du patient
(LDEP ; RS 816.1) auprés des cantons, des partis politiques, des associations fai-
tieres des communes, des villes et des régions de montagne qui ceuvrent au niveau
national, des associations faitieres de I'’économie qui ceuvrent au niveau national et
des parties intéressées.

Le délai imparti a la consultation court jusqu’au 2 mai 2023.

Le financement durable du dossier électronique du patient (DEP) n’est pas suffisam-
ment garanti : voici la conclusion du Conseil fédéral dans son rapport du

11 aodt 2021, intitulé « Dossier électronique du patient. Que faire encore pour qu’il
soit pleinement utilisé ? » et rédigé en réponse au postulat Wehrli 18.4328. En paral-
lele, le Conseil fédéral a chargé le DFI d’effectuer une révision compléte de la LDEP.
Sur la base des résultats de cet examen, le Conseil fédéral a chargé le DFI, le

27 avril 2022, d’élaborer deux projets soumis a consultation : d’'une part pour une ré-
vision complete de la LDEP, d’autre part pour un financement transitoire jusqu’a I'en-
trée en vigueur de cette révision compléete.

Le présent document envoie en consultation la modification requise dans la LDEP
pour le financement transitoire du DEP. La Confédération doit pouvoir octroyer des
aides financiéres aux communautés de référence qui exploitent principalement le
DEP, jusqu’a ce que les questions de financement aient été réglées dans le cadre de
la révision compléte de la LDEP. Les aides financiéres de la Confédération sont liées
a une participation des cantons a hauteur d’'un montant au moins équivalent. Dans
ce cadre, un plafond des dépenses a durée limitée d’'un montant total de 30 millions
de francs maximum est demandé au Parlament.

Afin de faciliter le processus d’ouverture et ainsi d’encourager la diffusion du DEP, le
projet doit également permettre d’autres formes de consentement électronique. Dans





ce cadre, le consentement doit constituer une déclaration de volonté explicite qui doit
pouvoir étre prouvee en tout temps.

Parallélement a la modification de la LDEP, un avant-projet d’'ordonnance sur les
aides financiéres pour le dossier électronique du patient (AP-OFDEP) est également
déja envoyé en consultation, ceci afin que le projet puisse entrer en vigueur rapide-
ment une fois les débats des Chambres fédérales terminés.

Nous vous remercions d’avance de bien vouloir prendre position dans les délais im-
partis. Les documents relatifs a la consultation sont disponibles sous Procédures de
consultation en cours (admin.ch).

Conformément a la loi sur I'égalité pour les handicapés (LHand ; RS 157.3), nous
nous efforgcons de publier les documents sous des formes totalement accessibles.
Aussi, nous vous saurions gré de nous faire parvenir dans la mesure du possible

votre avis sous forme électronique (priére de joindre une version Word en plus
d’une version PDF), dans la limite du délai imparti, aux adresses suivantes :

ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Gian-Reto Grond (gian-reto.grond@bag.admin.ch; 058 466 70 38) se tient volontiers

a votre disposition pour toute question ou complément d’information.

Vous remerciant d’avance pour votre précieuse collaboration, nous vous prions
d’agréer, Mesdames, Messieurs, I'expression de nos salutations distinguées.

AR e
Alain Berset
Président de la Confédération
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https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
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Schweizerische Eidgenossenschaft Dipartimento federale dell'interno DFI
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Berna, 25 gennaio 2023

Destinatari:

i partiti politici

le associazioni mantello dei Comuni, delle citta e delle regioni di montagna
le associazioni mantello dell’economia

le cerchie interessate

Revisione della legge federale sulla cartella informatizzata del paziente:
finanziamento transitorio e consenso (incl. diritto esecutivo)
Avvio della procedura di consultazione

Gentili Signore e Signori,

il 25 gennaio 2023, il Consiglio federale ha incaricato il Dipartimento federale dell’in-

terno DFI di avviare una procedura di consultazione presso i Cantoni, i partiti politici,

le associazioni mantello nazionali dei Comuni, delle citta e delle regioni di montagna,
le associazioni mantello nazionali del’economia e le cerchie interessate in merito alla
revisione della legge federale del 19 giugno 2015 sulla cartella informatizzata del pa-
ziente (LCIP; RS 816.1).

La procedura di consultazione si concludera il 2 maggio 2023.

Nel suo rapporto dell’11 agosto 2021 «Dossier électronique du patient. Que faire en-
core pour qu’il soit pleinement utilisé?» (Cartella informatizzata del paziente. Che
cos’altro si pud fare per garantirne il pieno utilizzo?) redatto in adempimento del po-
stulato 18.4328 Wehrli, il Consiglio federale ha stabilito che il finanziamento a lungo
termine della cartella informatizzata del paziente (CIP) non & sufficientemente garan-
tito. Nel contempo, ha incaricato il DFI di sottoporre la LCIP a una verifica approfon-
dita. Sulla base dei risultati di tale verifica, il 27 aprile 2022 ha dato mandato al DFI di
elaborare due progetti da porre in consultazione: uno per la revisione completa della
LCIP, e un altro per il finanziamento transitorio fino all’entrata in vigore della revi-
sione completa.

Con la presente, il Consiglio federale pone in consultazione la modifica della LCIP
necessaria per il finanziamento transitorio della CIP. La Confederazione deve poter
sostenere con aiuti finanziari le comunita di riferimento, ossia i principali gestori della
CIP, finché le questioni riguardanti il finanziamento non saranno chiarite nel quadro
della revisione completa della LCIP. Gli aiuti finanziari della Confederazione sono su-
bordinati a un cofinanziamento cantonale di almeno pari importo. Per il finanziamento
verra chiesto al Parlamento un importo massimo, limitato nel tempo, di 30 milioni di
franchi.





Per semplificare il processo di apertura e quindi promuovere la diffusione della CIP, il
progetto intende altresi rendere possibili altre forme di consenso elettronico purché si
tratti di dichiarazioni di volonta esplicite comprovabili in qualsiasi momento.

Insieme alla modifica della LCIP, & posto in consultazione anche I'avamprogetto
dell’ordinanza sugli aiuti finanziari per la cartella informatizzata del paziente (AP-OF-
CIP) affinché, una volta terminata la procedura, le Camere federali possano porre in
vigore il progetto in tempi brevi.

Vi saremmo grati se poteste farci pervenire il vostro parere entro il termine indicato
sopra. La documentazione relativa alla consultazione & disponibile alla pagina Inter-
net Procedure di consultazione in corso (admin.ch).

Ai sensi della legge sui disabili (LDis; RS 151.3), ci impegniamo a pubblicare docu-
menti accessibili a tutti. Vi invitiamo pertanto a trasmetterci il vostro parere possibil-
mente per via elettronica (allegando una versione in formato Word e una in for-
mato PDF) entro il termine della consultazione ai seguenti indirizzi e-mail:

ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Per domande ed eventuali informazioni & a vostra disposizione Gian-Reto Grond
(gian-reto.grond@bag.admin.ch; 058 466 70 38).

Ringraziandovi sin d’ora della vostra preziosa collaborazione, porgiamo distinti saluti.

AR e
Alain Berset
Presidente della Confederazione
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Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgenossisches Departement des Innern EDI
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Bern, 25. Januar 2023

Adressaten:

die politischen Parteien

die Dachverbande der Gemeinden, Stadte und Berggebiete
die Dachverbande der Wirtschaft

die interessierten Kreise

Revision des Bundesgesetzes Uber das elektronische Patientendossier:
Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)
Eroffnung des Vernehmlassungsverfahrens

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 25. Januar 2023 das EDI beauftragt, bei den Kantonen, den
politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbanden der Gemeinden,
Stadte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbanden der Wirtschaft
und den interessierten Kreisen zur Revision des Bundesgesetzes vom 19. Juni 2015
Uber das elektronische Patientendossier (EPDG; SR 816.1) ein Vernehmlassungs-
verfahren durchzufihren.

Die Vernehmlassungsfrist dauert bis am 2. Mai 2023.

Die nachhaltige Finanzierung des elektronischen Patientendossiers (EPD) ist unzu-
reichend sichergestellt. Dies hat der Bundesrat in seinem Bericht in Erfullung des
Postulats 18.4328 Wehrli vom 11. August 2021 «Elektronisches Patientendossier.
Was gibt es noch zu tun bis zu seiner flachendeckenden Verwendung?» festgehal-
ten. Gleichzeitig hat er das EDI beauftragt, das EPDG einer grundlegenden Uberpri-
fung zu unterziehen. Basierend auf den Ergebnissen dieser Uberpriifung hat der
Bundesrat das EDI am 27. April 2022 beauftragt, zwei Vernehmlassungsvorlagen
auszuarbeiten: einerseits flr eine umfassende Revision des EPDG, andererseits flr
eine Ubergangsfinanzierung bis zum Inkrafttreten der umfassenden Revision.

Vorliegend wird die fiir die Ubergangsfinanzierung des EPD erforderliche Anderung
des EPDG in die Vernehmlassung geschickt. Der Bund soll die Stammgemeinschaf-
ten, die das EPD hauptsachlich betreiben, mittels Finanzhilfen unterstiitzen konnen,
bis die Finanzierungsfragen im Rahmen der umfassenden Revision des EPDG ge-
klart sind. Die Finanzhilfen des Bundes sind an eine Mitfinanzierung in mindestens
gleicher Hohe durch die Kantone gebunden. Fur die Finanzierung wird dem Parla-
ment ein befristeter Zahlungsrahmen von héchstens 30 Mio. Franken beantragt.

Um den Erdéffnungsprozess zu vereinfachen und damit die Verbreitung des EPD zu
fordern, sollen mit der Vorlage gleichzeitig weitere Formen der elektronischen Einwil-
ligung ermdglicht werden. Vorausgesetzt wird, dass es sich bei der Einwilligung um





eine ausdruckliche Willenserklarung handelt und dass sie jederzeit nachgewiesen
werden kann.

Mit der Anderung des EPDG wird auch bereits der Vorentwurf der Verordnung tiber
die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (VE-EPDFV) in die Vernehm-
lassung geschickt, damit die Vorlage nach der Beratung durch die eidgenossischen
Rate moglichst zeitnah in Kraft gesetzt werden kann.

Far lhre allfallige Stellungnahme innert der oben genannten Frist bedanken wir uns.
Die Vernehmlassungsunterlagen kdnnen bezogen werden uber die Internetadresse:
Vernehmlassungen laufend (admin.ch).

Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, lhre Stellung-
nahmen, wenn maoglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adressen zu sen-
den:

Elektronische Zustelladressen fiir Stellungnahmen.
ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

FUr Ruackfragen und allfallige Informationen steht Ihnen Gian-Reto Grond (gian-
reto.grond@bag.admin.ch; 058 466 70 38) gerne zur Verfugung.

Fir Inre wertvolle Mitarbeit danken wir lhnen im Voraus bestens.

Freundliche Grisse

AR e
Alain Berset
Bundesprasident
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www.sgb.ch iwww.uss.ch
Schweizerischer Gewerkschaftsbund
Union syndicale suisse

Unione sindacale svizzera

Eidgendssisches Departement des Innern EDI
Herr Bundesrat Alain Berset
3003 Bern

Per Mail an:
- ehealth@bag.admin.ch
- gever@bag.admin.ch

Bern, 30. Marz 2023

Revision EPD-Gesetz und -Verordnung: Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Besten Dank flr die Einladung zur oben erwahnten Vernehmlassung. Der Schweizerische
Gewerkschaftsbund (SGB) nimmt dazu im Folgenden gerne Stellung.

Ohne an dieser Stelle Schuldzuweisungen vorzunehmen oder auf Details einzugehen, muss
einleitend festgestellt werden, dass der Unmut in Bezug auf das elektronische Patientendossier
(EPD) gemeinhin sehr gross ist. Dies vollig zu Recht: Die wichtigen und klaren Ziele, die man sich
mit der Einflhrung des EPD gesetzt hat - Starkung der Qualitat, Verbesserung der
Behandlungsprozesse, Erh6hung der Patientinnensicherheit, Starkung der
Gesundheitskompetenz der Patientinnen und Erhéhung der Effizienz des Gesundheitssystems -
wurden mitnichten erreicht. Produziert wurden stattdessen massive Verzogerungen und
KostenUberschreitungen. Man kommt daher nicht umhin, das elektronische Patientendossier
zumindest als akuten Pflegefall zu bezeichnen. Dennoch ist ein funktionierendes EPD
alternativlos, weshalb wir die zweistufige Strategie des Bundesrates unterstitzen: Zunachst soll
der klinisch fast tote Patient in einer Ubergangsphase (das heisst im Rahmen der mit dieser
Vernehmlassung vorgeschlagenen Uberbriickungsfinanzierung) am Leben erhalten werden, um
ihm danach mdglichst bald mit einer grundlegenden Revision des EPD-Gesetzes neues Leben
einzuhauchen. Letzteres mit der Festschreibung von klaren Zustéandigkeiten, Verpflichtungen,
Nutzungsbedingungen und Zugangsmodalitaten.

Vor diesem Hintergrund unterstitzt der SGB die vorgeschlagene Revision des
EPD-Gesetzes inklusive Ausfiihrungsrecht grundsatzlich. Der befristeten Unterstlitzung der
Stammgemeinschaften mit einer - auch rldckwirkend entrichteten - Unterstitzung von
15 Franken pro Dossier kann zugestimmt werden. Dies allerdings nur unter der festgehaltenen
Bedingung, dass die Kantone ihrerseits mindestens in gleicher H6he Finanzhilfen zu leisten
haben. Da das Gesundheitswesen in der Kompetenz der Kantone liegt, sollten diese
unseres Erachtens eigentlich zu einer deutlich héheren Beteiligung verpflichtet werden.
Ebenfalls zustimmen kann der SGB der darlber hinaus vorgesehenen Vereinfachung des
Prozesses flr die Eré6ffnung eines EPD durch die EinfGhrung einer vereinfachten Form der
elektronischen Einwilligung.

Wirklich entscheidend wird dann aber die hoffentlich moglichst rasch in Vernehmlassung
gegebene umfassende Revision des Bundesgesetzes (ber das elektronische

Monbijoustrasse 61, 3007 Bern, www.sgb.ch
031377 01 01, Fax 031 377 01 02, info@sgb.ch
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Patientendossier. Zentral wird dabei unseres Erachtens vor allem die bereits im hiermit
vorliegenden erlauternden Bericht - endlich! — aufgeworfene Frage sein, ‘ob die Aufgaben, die
aktuell von den Gemeinschaften und Stammgemeinschaften im Rahmen des privatrechtlichen
Betriebs des EPD tibernommen werden, kiinftig als offentlich-rechtliche Aufgabe zu verstehen
sind.” Wie etwa die seit Jahren bestens funktionierenden und aus der
Gesundheitsversorgung nicht mehr wegzudenkenden elektronischen Patientenakten in
Estland und Finnland zeigen, braucht es selbstverstandlich einen zentralen, integral von
der 6ffentlichen Hand gesteuerten Ansatz. Dem stand aber in der Schweiz bis anhin einerseits
der Fdderalismus und andererseits die Marktideologie - beziehungsweise der erwéhnte
privatrechtliche  Betrieb  durch  sich  untereinander im  Wettbewerb  befindende
Stammgemeinschaften - im Weg. Das Produkt dieser beiden Hindernisse, das EPD Stand 2023,
muss nun also vom Bund in aus frlheren Hilfseinsatzen (Swissair, UBS, Axpo) wohlbekannter
Manier gerettet werden. Und wiederum ist diese Rettung alternativios, denn wurden die unter
grossem Aufwand aufgebauten Stammgemeinschaften aus finanziellen Grinden ihren Betrieb
einstellen, missten mit dem Tod des EPD auch samtliche bereits von der o6ffentlichen Hand
getétigten Investitionen restlos abgeschrieben werden.

In diesem Sinne hoffen wir auf die BerUcksichtigung unserer Stellungnahme und danken lhnen

herzlich flr die Zusammenarbeit.

Freundliche Grlsse

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND

A= (e Y

Pierre-Yves Maillard Reto Wyss
Prasident Zentralsekretar



Dachorganisation der Schweizer KMU
Organisation faitiere des PME suisses
Organizzazione mantello delle PMI svizzere
Umbrella organization of Swiss SME

sgv@usam

Département fédéral de I'intérieur DEFI
Office fédéral de la santé publique OFSP
Schwarzenburgstrasse 165

3003 Berne

ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Berne, le 02 mai 2023 usam-MH/cp

Réponse a la consultation
« Révision de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient: financement transitoire et
consentement »

Monsieur le Conseiller fédéral Berset,
Madame, Monsieur,

Plus grande organisation faitiere de I'’économie suisse, 'Union suisse des arts et métiers usam
représente plus de 230 associations et quelque 600 000 PME, soit 99,8% des entreprises de notre
pays. La plus grande organisation faitiére de I'économie suisse s’engage sans répit pour
'aménagement d’un environnement économique et politique favorable au développement des petites
et moyennes entreprises.

Le 25 janvier 2023, I'Office fédéral de la santé publique OFSP nous a convié a prendre position dans
le cadre de la consultation relative & la Révision de la loi fédérale sur le dossier électronique du
patient: financement transitoire et consentement (y c. dispositions d’exécution).

L’'usam demande que tous les niveaux des soins soient inclus dans le domaine du digital
health et notamment du dossier électronique du patient (DPE). La transformation numérique
du systéme de santé implique un ¢ angement de I’environnement dans sa globalité et non
pas quelques paramétres seulement liés aux soins les plus importants.

L’'usam est d’avis que les drogueries devraient aussi étre inclues dans le domaine du Digital Health
avec le dossier électronique du patient. Ces acteurs participent a des étapes importantes pour les
soins des patients, a savoir 'automédication, la prévention et les services de conseil en matiére de
santé.

Il faudrait également que dans cette premiéere révision du DPE, la motion 19.3955 "Un dossier
électronique du patient pour tous les professionnels de la santé impliqués dans le processus de
traitement" acceptée par le Conseil des Etats en deuxiéme conseil le 8 mars 2021 soit enfin mise en
ceuvre. Les fournisseurs de prestations ambulatoires seraient également a inclure dans le DPE.
L’ensemble des professionnels de la santé doivent impérativement étre intégré au DPE. Cela
soutiendra son acceptation dans I'ensemble du systéme de santé et sa diffusion.

Schweizerischer Gewerbeverband Union suisse des arts et métiers Unione svizzera delle arti e mestieri

Schwarztorstrasse 26, case postale, 3001 Berne - téléphone 031 380 14 14, fax 031 380 14 15 - info@sgv-usam.ch
www.sgv-usam.ch | www.twitter.com/gewerbeverband | www.facebook.com/usamsgv
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En ce qui concerne le financement transitoire de 30 millions de francs, il est clair qu’il devrait tenir
compte non seulement de la diffusion mais encore de I'affiliation des prestataires des soins et des
professionnels de la santé. Les aides financiéres ne doivent en aucun cas consolider des structures
inefficaces, mais contribuer a un DEP utilisable durablement par les professionnels de la santé et la
population. Le DEP doit pouvoir faire ses preuves en matiere d’utilité et de fonctionnalité auprés de la
population et des acteurs de la santé.

Nous vous remercions de I'attention portée a notre prise de position et vous présentons, Mesdames et
Messieurs, nos respectueuses salutations.

Union suisse des arts et métiers usam

- o S St
Hans-Ulrich Bigler Mikael Huber
Directeur Responsable du dossier
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acsli

associazione consumatrici
e consumatori
della Svizzera italiana

Dipartimento federale dell’interno DFI
Per mail a:

ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Pregassona, 2 maggio 2023

Consultazione sulla revisione parziale della legge federale sulla cartella informatizzata del paziente (LCIP):
finanziamento transitorio e consenso (incl. diritto di esecuzione)

Gentili Signore, Egregi Signori,

I’Associazione consumatrici e consumatori della Svizzera italiana (ACSI) ringrazia per essere stata coinvolta
nella consultazione sulla revisione transitoria della legge federale sulla cartella informatizzata del paziente
(LCIP).

Contesto e presa di posizione generale

L’Associazione e-Health Ticino, di cui I’ACSI € membro, nasce nel 2016 con lo scopo di sostenere i fornitori di
prestazioni affiliati nello sviluppo della cartella informatizzata del paziente in applicazione della Legge
federale sulla cartella informatizzata del paziente (LCIP), entrata in vigore il 15 aprile 2017. L’associazione e-
Health Ticino & costituita dai principali attori del sistema sanitario cantonale ed ¢ certificata da settembre
2021.

A novembre 2022 una scheda informativa della Confederazione e della Conferenza dei direttori della sanita
(CDS) riportava 13'000 pratiche aperte. Si puo quindi constatare che, 6 anni dopo I'introduzione della legge,
solo 2 cittadini svizzeri su 1’000 abbiano aperto una CIP.

Un bilancio per nulla buono, anche se lo strumento € assolutamente necessario: permette ai pazienti di avere
accesso immediato a tutti i documenti medici che li riguardano. Offre la possibilita di un migliore
coordinamento delle cure, soprattutto nella gestione della polimorbilita cronica. Infine, raccogliendo dati,
puo contribuire all'implementazione di un vero e proprio sistema di qualita per I'assistenza ospedaliera e
ambulatoriale.

A questo proposito, & strano che I'amministrazione federale sembri accontentarsi di una scadenza di 5 anni
per portare a termine la revisione di un oggetto con un simile potenziale di contenimento dei costi. Il senso
di urgenza non sembra essere calibrato sulla stessa unita di misura delle organizzazioni come la nostra, per
le quali lo sviluppo della CIP & una priorita.
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e consumatori
della Svizzera italiana

Infine, I’ACSI € molto preoccupata dal fatto che né la presente revisione né quella piu completa della LCIP
sembrano voler migliorare i meccanismi di governance. Il rapporto esplicativo non indica che questo aspetto
sia nel mirino del DFI o del Consiglio federale. La LCIP soffre di un'eccessiva diluizione delle responsabilita. La
mancanza di coinvolgimento della Confederazione in termini di governance € una questione cruciale, mentre
i Cantoni ne hanno tutte le prerogative. Ne consegue una gestione dei costi che non risponde a tutti i criteri
di economicita. Inoltre, la molteplicita degli attori coinvolti (oltre ai Cantoni, le comunita di riferimento, i
fornitori di identita elettronica, la Posta, la multinazionale Siemens, i software utilizzati dai medici o dagli
istituti di cura, gli istituti stessi, ecc.) porta a una gestione non ottimale in caso di problemi.

Osservazioni e proposte mirate:

Oltre a questi elementi generali, I’ACSI propone in modo pit mirato alcuni adattamenti e/o osservazioni su
punti piu specifici:

Révision partielle de la LDEP

Art. 1, al. 3, 2°™ phrase

Selon le rapport explicatif (p. 12, chapitre 5) « le DEP doit devenir un instrument de I’AOS ». Ce principe est
indiscutable, mais la formulation choisie par le Conseil fédéral est trop restrictive. Le DEP offre un réel
potentiel d’'amélioration de la qualité de soins, mais davantage que de « maitriser les colts » - formulation
qui peut étre interprétée comme une nécessité de rationner co(ts et prestations grace au DEP — il permettra
une meilleure « écononomicité » en prévenant les redondances dans la prise en charge (examen a double,
voir a triple ; surprescription de prestation ou de médicaments).

=>» L’ACSI propose la formulation suivante de la 2™ phrase de I'art. al, 3 :

3... il doit par la méme contribuer a assurer des prestations de santé de qualité et-e-meaitriserlescodt en
respectant le principe d’économicité dans le domaine de I'assurance maladie

Art. 23a e 23b LCIP
Art. 3 OFCIP

Il Rapporto esplicativo concernente la modifica della legge federale sulla cartella informatizzata del paziente
(LCIP) (Finanziamento transitorio e consenso) indica al punto 1.1.2 che “Allo stato attuale, il finanziamento
delle comunita di riferimento non é sufficientemente garantito.”

Al punto 4.2 indica che “I costi complessivi per I'emissione di uno strumento d’identificazione secondo la LCIP
si aggirano tra i 15 e i 20 franchi.” Mentre alcune comunita segnalano che i costi di apertura della CIP sono
decisamente superiori. L'importo di 15 CHF versato dalla Confederazione all’apertura di ogni CIP (a
condizione che il Cantone partecipi almeno nella stessa misura) e da ritenersi insufficiente.

=>» L’ACSI ritiene quindi indispensabile che la Confederazione e i Cantoni stabiliscano insieme una
procedura e degli importi che permettano effettivamente di garantire il finanziamento delle

comunita anche per il periodo transitorio.
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e consumatori
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Ringraziando per I'attenzione, vi giungano i nostri piu distinti saluti.

Per I’Associazione consumatrici e consumatori della Svizzera italiana (ACSI)

la segretaria generale
Antonella Criizer



Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

0 Schweizerische Eidgenossenschaft Dipartimento federale dell'interno DF

Ufficio federale della sanita pubblica UFSP
Unita di direzione Sanita pubblica

Modulo per I'inoltro della presa di posizione sulla consultazione sulla revisione della LCIP: finanziamento
transitorio e consenso (incl. diritto di esecuzione)

Presa di posizione di

Nome / Cantone/ ditta / organizzazione : Associazione consumatrici e consumatori della Svizzera italiana
Abbreviazione della ditta / dell’organizzazione : ACSI

Indirizzo, localita : Strada di Pregassona 33, 6963 Pregassona

Data : 2 maggio 2023

Indicazioni

1. Compilare la presente pagina con i propri dati.

2. Nelle tabelle, utilizzare una riga separata per ciascun articolo.

3. Inviare la presa di posizione in formato Word per e-mail entro il 2 maggio 2023 a
ehealth@bag.admin.ch e gever@bag.admin.ch
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Legge federale sulla cartella informatizzata del paziente: finanziamento transitorio e consenso (incl.
diritto esecutivo); RS 816.1

Osservazioni generali

L’Associazione e-Health Ticino, di cui ’TACSI € membro, nasce nel 2016 con lo scopo di sostenere i fornitori di prestazioni affiliati nello sviluppo della cartella
informatizzata del paziente in applicazione della Legge federale sulla cartella informatizzata del paziente (LCIP), entrata in vigore il 15 aprile 2017. L’asso-
ciazione e-Health Ticino & costituita dai principali attori del sistema sanitario cantonale ed é certificata da settembre 2021.

A novembre 2022 una scheda informativa della Confederazione e della Conferenza dei direttori della sanita (CDS) riportava 13'000 pratiche aperte. Si pud
quindi constatare che, 6 anni dopo l'introduzione della legge, solo 2 cittadini svizzeri su 1°000 abbiano aperto una CIP.

Un bilancio per nulla buono, anche se lo strumento € assolutamente necessario: permette ai pazienti di avere accesso immediato a tutti i documenti medici
che li riguardano. Offre la possibilita di un migliore coordinamento delle cure, soprattutto nella gestione della polimorbilita cronica. Infine, raccogliendo dati,
pud contribuire all'implementazione di un vero e proprio sistema di qualita per I'assistenza ospedaliera e ambulatoriale.

A questo proposito, & strano che I'amministrazione federale sembri accontentarsi di una scadenza di 5 anni per portare a termine la revisione di un oggetto
con un simile potenziale di contenimento dei costi. Il senso di urgenza non sembra essere calibrato sulla stessa unita di misura delle organizzazioni come la
nostra, per le quali lo sviluppo della CIP € una priorita.

Infine, 'ACSI & molto preoccupata dal fatto che né la presente revisione né quella pit completa della LCIP sembrano voler migliorare i meccanismi di
governance. Il rapporto esplicativo non indica che questo aspetto sia nel mirino del DFI o del Consiglio federale. La LCIP soffre di un'eccessiva diluizione
delle responsabilita. La mancanza di coinvolgimento della Confederazione in termini di governance & una questione cruciale, mentre i Cantoni ne hanno tutte
le prerogative. Ne consegue una gestione dei costi che non risponde a tutti i criteri di economicita. Inoltre, la molteplicita degli attori coinvolti (oltre ai Cantoni,
le comunita di riferimento, i fornitori di identita elettronica, la Posta, la multinazionale Siemens, i software utilizzati dai medici o dagli istituti di cura, gli istituti
stessi, ecc.) porta a una gestione non ottimale in caso di problemi.

Osservazioni sui singoli articoli

Articolo Commento Richiesta di modifica
Art. 1, al. 3, | Selon le rapport explicatif (p. 12, chapitre 5) « le DEP doit = L’ACSI propose la formulation suivante de la 2°™ phrase de art. al,
2éme phrase devenir un instrument de 'AOS ». Ce principe est indiscu- 3
table, mais la formulation choisie par le Conseil fédéral est
trop restrictive. Le DEP offre un réel potentiel d’amélioration 3... il doit par la méme contribuer a assurer des prestations de santé de
de la qualité de soins, mais davantage que de « maitriser qualité et-a-maitriserdes—codt en respectant le principe d’économicité
les colts » - formulation qui peut étre interprétée comme dans le domaine de I'assurance maladie
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une nécessité de rationner colts et prestations grace au
DEP - il permettra une meilleure « écononomicité » en pré-
venant les redondances dans la prise en charge (examen a
double, voir a triple ; surprescription de prestation ou de
médicaments).

Art. 23a e 23b
LCIP
Art. 3 OFCIP

Il Rapporto esplicativo concernente la modifica della legge
federale sulla cartella informatizzata del paziente (LCIP) (Fi-
nanziamento transitorio e consenso) indica al punto 1.1.2
che “Allo stato attuale, il finanziamento delle comunita di ri-
ferimento non é sufficientemente garantito.”

Al punto 4.2 indica che “I costi complessivi per I'emissione
di uno strumento d’identificazione secondo la LCIP si aggi-
rano trai 15 e i 20 franchi.” Mentre alcune comunita segna-
lano che i costi di apertura della CIP sono decisamente su-
periori. L'importo di 15 CHF versato dalla Confederazione
all’apertura di ogni CIP (a condizione che il Cantone parte-
cipi almeno nella stessa misura) € da ritenersi insufficiente.

=>» L'ACSI ritiene indispensabile che la Confederazione e i Cantoni sta-
biliscano insieme una procedura e degli importi che permettano ef-
fettivamente di garantire il finanziamento delle comunita anche per
il periodo transitorio.

Osservazion

i sul rapporto esplicativo

Pagina / arti-
colo

Commento

Richiesta di modifica
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Ordinanza sugli aiuti finanziari per la cartella informatizzata del paziente (OFCIP); SR 816.12

Osservazioni generali

Osservazioni sui singoli articoli

Articolo

Commento

Richiesta di modifica

Osservazioni sul rapporto esplicativo

Pagina /
articolo

Commento

Richiesta di modifica
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Dachverband Schweizerischer Patientenstellen
Hofwiesenstrasse 3, Postfach, 8042 Zirich

044 361 92 56

dvsp@patientenstelle.ch

Zurich, 02. Mai 2023

Vernehmlassung zur Revision des Bundesgesetzes uber das elektronische Patien-
tendossier.

Sehr geehrter Herr Bundesprésident Berset
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fiir die Gelegenheit zur Stellungnahme, die wir gerne nutzen.

Die vorliegende Revision beinhaltet eine Ubergangsfinanzierung zugunsten der Stammge-
meinschaften bis zum Inkrafttreten der Revision des Bundesgesetzes uber das elektroni-
sche Patientendossier (EPDG) und neue Mdglichkeiten fur die digitale Einwilligung zur Er-
offnung eines elektronischen Patientendossiers (EPD).

Vorbemerkung

Der Dachverband schweizerischer Patientenstellen (DVSP) verfolgt die Einfihrung eines
EPD seit langerer Zeit sehr eng und aktiv. Der DVSP unterstitzt die Einfihrung des EPD,
indem dieses die Sicherheit der Patient:innen starken den Patient:innen einen direkten Zu-
gang zu ihren personlichen Gesundheitsinformationen geben soll,wobei fur uns unabding-
bar ist, dass es sich dabei um einen sicheren und zertifizierten Ort, der flr Patient:innen
jederzeit und tagesaktuell verfiigbar sein muss. Ebenso muss das EPD institutionsiber-
greifend und interoperabel funktionieren und die Informationen missen Ubersichtlich struk-
turiert sein. Wir beobachten die aktuelle Situation rund ums EPD mit Sorge und sehen An-
passungsbedarf, damit ein elektronisches Patientendossier fur alle gewinnbringend ange-
wendet werden kann. Bisher vermittelt das EPD noch den Eindruck von einem «lahmen-
den Pferd". Da es das einzige Pferd ist, das wir haben, missen wir es nutzen und dazu
beitragen, dass es sich im Sinne der Patient:innen weiterentwickelt.

Ubergangsfinanzierung

Die vorgeschlagene Massnahme zur Ubergangsfinanzierung ist als temporar zu betrachten
und I6st das Problem einer fehlenden Finanzierung langerfristig nicht. Wir sehen jedoch die
Notwendigkeit, bis zum Inkrafttreten der EPDG-Revision (in rund funf Jahren), Zwischen-
massnahmen zu definieren, um zu vermeiden, dass die Einfihrung des EPD scheitert. In
diesem Sinne tragen wir die vorgeschlagenen Massnahmen zur Ubergangsfinanzierung mit.
Die vorgesehenen finanziellen Beitréage sind jedoch unzureichend.

Es ist wichtig, dass das bereits bestehende System mit dieser Ubergangsfinanzierung als
Grundlage anerkannt wird, damit darauf aufgebaut und es vor allem verbessert werden
kann. Wir weisen jedoch darauf hin, dass damit auch die Stammgemeinschaften in die
Pflicht genommen werden mussen, Dossierer6ffnungen fir die Patient:innen zu vereinfa-
chen, wie auch davon abzusehen, dass sich die Leistungserbringenden mit einem hohen
Mitgliederbeitrag an der Stammgemeinschatft beteiligen missen.

An der vorgeschlagenen Ubergangsfinanzierung begriissen wir insbesondere, dass dem
Subsidiaritatsprinzip und dem Prinzip der fiskalischen Aquivalenz Rechnung getragen wird:



Der Bund tbernimmt die Beitrage pro erdffnetes EPD nur, wenn der entsprechende Kanton
sich bereits in gleichem Umfang an den jahrlichen Kosten der Stammesgemeinschaft fur
Betrieb und Weiterentwicklung beteiligten (Art. 23a, insbes. Abs. 3 EPDG). Diese Verein-
heitlichung betreffend Kostenbeteiligung der Kantone begriissen wir. Denn heute existieren
fur die sechs Stammgemeinschaften unterschiedliche Bedingungen. Einige erhalten grosse
Unterstutzung auf kantonaler Ebene - andere hingegen wenig bis gar keine. Eine Verein-
heitlichung hierbei fuhrt zu gleich langen Spiessen und nimmt auch die Kantone absolut zu
Recht in die Pflicht; liegt doch das Gesundheitswesen in ihrem Kompetenzbereich.

Gemass erlauterndem Bericht des Bundesrates durfte sich der Zahlungsrahmen (maximal)
in der Hohe von 30 Millionen Franken bewegen (15 Franken pro EPD). Die Bundesver-
sammlung wird hierbei das letzte Wort haben: sie legt den Héchstbetrag fest (Art. 23b
EPDG). Dieser Beitrag ist unzureichend. Gemass Angaben der Stammgemeinschaften kos-
tet die Er6ffnung eines Dossiers mehr als 100 Franken. Wenn der Bund 15 Franken bezahlt
und die Kantone auch noch 15 Franken, sind diese Kosten weiterhin nicht gedeckt. Der
DVSP fordert demnach, dass der Bund den Beitrag pro EPD erhoht. Gemass der Strategie
eHealth Schweiz 2.0 vom 14. Dezember 2018 liegt in dank der Digitalisierung effizienteren
Prozessen Kostendampfungspotential. Angesichts der steigenden Gesundheitskosten und
des Pramiendrucks sind diese Investitionen sinnvoll.

Digitale Einwilligung zur Er6ffnung

Der zweite Teil der Revision befasst sich mit neuen Moglichkeiten fur die digitale Einwilli-
gung zur Eréffnung des EPD (Art. 3 EPDG). Kiinftig soll der Bundesrat Alternativen zur
eigenhéndigen Unterzeichnung der Einwilligungserklarung ermdglichen, sofern die Einwilli-
gung jederzeit nachgewiesen werden kann und ausdricklich erfolgte. Mit der Gesetzesan-
passung soll der Eréffnungsprozess effizienter gestaltet und somit die Hurde fir das Er6ff-
nen eines EPD gesenkt werden.

In diesem Sinne begrissen wir auch diese vorgeschlagene Ergdnzung des Art. 3 Abs. 1,
respektive neuen Art. 3 Abs. 1P, Aus unserer Sicht geht es mit der Einflihrung dieser ver-
einfachten Massnahmen, welche mit der Revision des EPDG in funf Jahren folgen dtrften,
viel zu langsam. Fur den DVSP ist klar, dass eine flachendeckende Nutzung des EPD Kos-
ten im Gesundheitswesen einsparen wie auch Prozesse effizienter gestalten kann. Es ver-
ringert die Wahrscheinlichkeit von Mehrfachmedikationen und eliminiert die Gefahr, dass im
entscheidenden Moment die entsprechenden Fachpersonen nicht erreichbar sind, um einen
Krankheitsverlauf in einem physischen Dossier nachzuschlagen. Wir vertreten auch deshalb
klar die Ansicht, dass die Nutzung des EPD nicht von dem aktuell geltenden, aufwéndigen
Prozess der Eréffnung abhangen darf und pladieren deshalb fir ein Opt-Out Modell. Dieses
muss jedoch zwingend mit der Férderung der Gesundheits- und Digitalkompetenzen der
Patient:innen einhergehen. Das EPD bringt einen Paradigmenwechsel mit sich: bisher wa-
ren die Gesundheitsinformationen einer Person im Besitz der Arzteschaft— mit dem EPD hat
jetzt diese Person direkt Zugang zu ihren eigenen Daten. Um diese Daten sinnvoll zu nutzen
und die Verantwortung der Patient:innen zu stéarken, sollen die Gesundheitskompetenzen
der Patient:innen auch gestarkt werden. Zu diesem Zweck erwartet der DVSP, dass der
Bund eine gesetzliche Grundlage vorsieht, damit die Patient:innenorganisationen diese sehr
wichtige Aufgabe im Sinne von Sparring Partners der Patient:innen wahrnehmen kénnen
und daflr eine finanzielle Unterstiitzung des Bundes bekommen.

Auch deshalb ist fur uns unabdingbar, dass nun rasch und unkompliziert die Hirden fur die
Erstellung eines EPD gesenkt werden. Eine Moglichkeit sehen wir darin, dass mit dem Co-
vid-Impfzertifikat ein EPD erdffnet werden kann. Denn um tberhaupt erst an ein Covid-Impf-
zertifikat zu gelangen, sind mehrfache Uberpriifungen der Identitat notwendig, nicht zuletzt
bei einem Covid-Test oder der Corona-Impfung. Dieses Zertifikat gentigt zudem den Sicher-
heitsstandards und ermdglicht so, dass 6 Millionen Menschen in der Schweiz unkompliziert



und unburokratisch ein EPD erd6ffnen konnten. Diese Méglichkeit soll der Bundesrat basie-
rend auf den vorgeschlagenen Anpassungen von Art. 3 EPDG einflihren.

Verpflichtung der Leistungserbringer bereits in Ubergangsfinanzierung aufnehmen

Das Parlament hat die Motion ,Ein elektronisches Patientendossier fur alle am Behand-
lungsprozess beteiligten Gesundheitsfachpersonen® 19.3955 am 8. Marz 2021 deutlich an-
genommen. Diese beauftragt den Bundesrat, die gesetzlichen Grundlagen auszuarbeiten,
damit alle Leistungserbringer im Gesundheitswesen sich einer Stammgemeinschaft/Ge-
meinschaft anschliessen missen. Es sei deshalb zu priifen, ob diese Forderung in diese
Revision aufgenommen werden kdnnte.

Veroffentlichungspflicht vorsehen

Der Nutzen des EPD — und demnach sein Erfolg — hangen auch davon ab, dass die Leis-
tungserbringer die relevanten Dokumente veré6ffentlichen. Die Pflicht, sich einer Stammge-
meinschaft/Gemeinschaft anzuschliessen, gentigt nicht, um einen Nutzen fur die Patient:in-
nen zu generieren. Der Bund soll demnach vorsehen, welche Dokumente unbedingt verof-
fentlicht werden mussen.

Interoperabilitat sichern

Aus der Praxis zeigt sich, dass die Interoperabilitat zwischen den verschiedenen Stammge-
meinschaften/Gemeinschaften nicht gewéhrleistet. Diese Tatsache stellt eine unndtige Ver-
komplizierung dar. Der Bund soll die nétigen Massnahmen vorsehen, um die Interoperabili-
tat zu sichern.

Ausblick

Wir mdchten einbringen, dass die Frage der Anzahl notwendigen Stammgemeinschaften in
der Phase 2 berucksichtigt werden soll. Als einzige Anbieterin ist die Post Monopolist ge-
genuber den Stammgemeinschaften, von Letzteren gibt es Stand April 2023 noch sechs.
Wir sind kritisch gegentiber der Notwendigkeit, an den verschiedenen Stammgemeinschaf-
ten festzuhalten. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass der Markt zu klein ist fir mehrere
Anbieter. Deshalb regen wir an, zu prifen, wie zielfihrend unterschiedliche Stammgemein-
schaften sind, zumal es eben nur noch eine Systemanbieterin, die Post, gibt.

Wir danken fir die Berlcksichtigung unserer Anliegen.
Mit freundlichen Grissen.

Flavia Wasserfallen, Prasidentin DVSP



FEDERATION ROMANDE
DES CONSOMMATEURS

LE POUVOIR D'AGIR

Département fédéral de l'intérieur
Par mail &
ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Lausanne, le 2 mai 2023

Consultation sur la révision partielle de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient (LDEP) :
financement transitoire et consentement

Madame, Monsieur,

La Fédération romande des consommateurs (FRC) vous remercie de I'avoir associée a la consultation
sur la révision transitoire de la loi fédérale sur le dossier électronique du patient (LDEP).

Contexte et prise de position générale

La LDEP est en vigueur depuis avril 2017, en Suisse romande, l'association intercantonale CARA a été
la premiére communauté de référence préte pour une mise en service en mai 2021. Les autres
communautés de référence ont suivi apres avoir obtenu leur certification, parfois péniblement.

Depuis un peu plus d'un an maintenant tout patient résidant en Suisse est en mesure d’ouvrir un dossier
électronique du patient (DEP). En novembre 2022, une fiche d'information de la Confédération et de la
Conférence des directeurs de santé (CDS) fait état de 13'000 dossiers ouverts. En février 2023, ce
chiffre s'éléverait a 15'000, dont 12'000 en Suisse romande selon des sources médiatiques (7991 a
Genéve, 2’400 dans le canton de Vaud, 634 en Valais, 326 a Fribourg, et 178 dans le Jura). On constate
donc que seuls 2 Suisses sur 1'000 ont opté pour un DEP six ans apres le lancement de la loi.

Le bilan n’est pas bon, alors que l'outil est absolument nécessaire: il permet aux patients de disposer
de maniére immédiate de l'ensemble des documents médicaux les concernant et casse, en ce sens, le
lien de dépendance avec le corps médical. Il offre la possibilité d'une meilleure coordination, en
particulier dans la gestion des cas de polymorbidité chronique. Et enfin en rassemblant les données, il
peut contribuer a la mise en place d’un véritable systéme de qualité pour le stationnaire mais aussi pour
'ambulatoire. A ce titre, il est étrange que 'administration fédérale semble se contenter d’'un délai de 5
ans pour finaliser une révision sur un objet avec un tel potentiel. Le sentiment d’'urgence ne semble pas
y étre calibré sur la méme unité de mesure que pour des organisations comme la nétre pour lesquelles
l'essor du DEP constitue une priorité.

On ne peut que reconnaitre et saluer les efforts consentis et le travail effectué par les communautés de
référence qui ont & charge de remplir le mandat fixé par la LDEP. De son c6té, la FRC a apporté sa
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contribution en organisant depuis 2019 diverses séances d'introduction, de promotion et de débat
autour du DEP aupres des usagers mais aussi des professionnels.

De ces séances, trois points importants ressortent :

- La procédure d'ouverture d'un DEP est trop compliquée et fastidieuse
- Les usagers.éres ne sont pas disposé.e.s a payer pour ouvrir un DEP
- Lutilité d’'un DEP est nulle sans la participation des médecins privés

Pour le premier point et le deuxiéme point, le projet mis en consultation apporte des solutions
concrétes. La FRC soutient ainsi le principe d'un consentement validé avec un moyen
d'identification électronique (MIE) certifié. Celui-ci doit bien entendu satisfaire aux standards
de sécurité les plus élevés et faire I'objet d’'un monitoring constant. La FRC soutient également
le mécanisme de financement transitoire au bénéfice des communautés de référence.

En réponse au troisiéme point, le projet mis en consultation ne comporte trés malheureusement
aucune proposition. Comme lindique le point 1.1.3 du rapport explicatif, le Conseil fédéral
mise sur la révision compléte a venir de la LDEP. Une proposition décisive est ainsi mise en
attente, alors qu'elle est urgente: lobligation faite de s'affilier au DEP & l'ensemble des
professionnels de la santé dans ambulatoire (et non aux seul.e.s médecins ouvrant leur
cabinet).

Pour rappel, le déploiement du DEP repose sur deux hypothéses principales qui ont été
utilisées lors de I'élaboration de la loi :

a) Un modéle d'affaires existe et permettra I'auto-financement des communautés. ;
b) Les patient.e.s feront pression sur les prestataires de soins, en particulier les médecins
ambulatoires, ce qui comblera leur non-obligation de participer.

Ces deux hypothéses ne se sont pas vérifiées. Le manque d'incitatifs financiers ainsi que les
tarifs (en particulier Tarmed) ne permettent pas d'établir un modéle d'affaires et le nombre de
participants, tant de patient.e.s que de prestataires ambulatoires, est insuffisant pour atteindre
une taille critique. Peu de patient.e.s ont ouvert un dossier car peu de professionnel.le.s de
santé les y ont invités. Peu de professionnel.le.s de santé ont un intérét & participer, car peu
de leurs patient.e.s disposent aujourd'hui d'un dossier. Les incitatifs pour sortir de ce cercle
vicieux font aujourd’hui défaut.

Sans ces incitatifs, il est a craindre que la présente révision maintienne en vie le DEP (surtout
les communautés de référence) sans aboutir aux effets escomptés, en ce qui concerne la qualité
et la coordination des soins, 'économicité ou encore I'adhésion unanime de la population. Ce
maintien en vie pourrait révéler pour une autre raison encore son artificialité : sil'on ne parvient
pas a une optimisation rapide (horizon d'un an a un an et demi au maximum), les prestataires
privés dépasseront le DEP et rendront obsolétes les acquis de base du DEP (qui sont parfois
importants et bons), ce qu'il faut éviter.

Deux pistes d'action sont urgentes selon plusieurs organisations:

- Llinclusion de I'obligation des fournisseurs de prestations ambulatoires doit figurer dans la
premiére étape de la révision. Le DEP ne peut pas déployer ses effets si seuls les fournisseurs
de prestations stationnaires et les fournisseurs de prestations ambulatoires nouvellement
autorisés doivent s'affilier & une communauté de base. Le parlement pourrait également
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envisager d'avancer |'obligation en tant que proposition individuelle dans le cadre du deuxiéme
paquet de mesures de maitrise des colts.

- Le raccordement des fournisseurs de prestations et l'intégration en profondeur dans leurs
systemes primaires. Le financement transitoire se concentre actuellement uniquement sur le
nombre de DEP ouverts, ce qui n'est pas satisfaisant. Promouvoir la diffusion est un élément
important, mais ce n'est pas le seul facteur décisif.

Sans ces compléments, le Conseil fédéral risque de se retrouver dans une position
inconfortable en proposant un crédit de 30 millions de francs. Il est regrettable que le projet ne
fournisse pas d'analyse plus précise sur les causes d'un tel retard et sur la maniére dont les
solutions esquissées en 1.1.3 seraient a méme d'y remeédier.

La FRC s'inquiéte enfin que ni la présente révision, ni la révision plus compléte de la LDEP ne
semble vouloir améliorer les mécanismes de gouvernance. En tous les cas rien n’indique dans
le rapport explicatif que cet aspect soit dans le viseur du DFI ou du Conseil fédéral. Or, le DEP
souffre d'une trop grande dilution des responsabilités. Le manque dimplication de la
Confédération, en matiére de gouvernance, est un enjeu crucial, alors que les cantons
disposent de toutes les prérogatives. Il en ressort une gestion des codts qui ne respectent pas
tous les critéres d’économicité. Par ailleurs, la multitude des acteurs impliqués (en plus des
cantons, les communautés de référence, les fournisseurs de MIE, 1a Poste, la multinationale
Siemens, les logiciels utilisés par les médecins ou les institutions de soins, les institutions
elles-mémes) entraine une gestion non-optimale en cas de probleme.

Remarques et propositions ciblées :

En complément de ces éléments généraux, la FRC propose de maniere plus ciblée quelques
adaptations et/ ou émet des remarques sur des points plus précis

Révision partielle de la LDEP
Art. 1, al.3, 2™ phrase

Selon le rapport explicatif (p. 12, chapitre 5) « le DEP doit devenir un instrument de 'AOS ».
Ce principe est indiscutable, mais la formulation choisie par le Conseil fédéral est trop
restrictive. Le DEP offre un réel potentiel d’amélioration de la qualité de soins, mais davantage
que de « maitriser les codts » - formulation qui peut étre interprétée comme une nécessité de
rationner colts et prestations grace au DEP — il permettra une meilleure « économicité » en
prévenant les redondances dans la prise en charge (examen a double, voire a ftriple ;
surprescription de prestation ou de médicaments).

— la FRC propose la formulation suivante de la 2°™ phrase de I'art.1 al, 3 :

3... il doit par la méme contribuer a assurer des prestations de santé de qualité et-a-maitriser
fes-cofits en respectant le principe d'économicité dans le domaine de assurance maladie

Art 23a et 23b

Le rapport explicatif n’est que peu dissert sur la maniére dont le montant forfaitaire de 15 fr. a
été retenu pour couvrir les frais liés a une ouverture du DEP. Il évoque une fourchette située
entre 15 fr. et 20 fr., sans préciser les raisons qui incitent le Conseil fédéral a retenir le montant
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inférieur. Certaines communautés de référence signalent déja que ce montant est insuffisant.
Le montant forfaitaire par inscription ou le montant plafond global de 30 millions devront-ils
étre adaptés ? Sur la base des documents remis par le Conseil fédéral (dans le cadre de cette
consultation), il n'est malheureusement pas possible de se faire une idée précise sur la
question.

Le principe qui lie l'aide financiére au nombre d’'ouverture de DEP (de fagon rétroactive depuis
2022) est légitime. On est toutefois en droit de se demander si ce seul critére est suffisant. Le
nombre de DEP ouvert est un indicateur important pour évaluer l'intérét que lui accorde la
population. Sur la durée, toutefois, cet indicateur n'est pas suffisant car il ne dit rien sur 'usage
aprés ouverture.

Il serait pertinent d’ajouter des indicateurs complémentaires — quitte a compléter le subside de
base — tels que le nombre de fournisseurs de prestations affiliés @ une communauté de
reférence et publiant effectivement les piéces des patients pris en charge. Sans raccord a une
communauté de référence et, surtout, sans participation active des fournisseurs, le DEP
natteindra jamais 'entier de son potentiel. Les aides financiéres allouées devraient I'étre sous
la forme d’un montant fixe par processus implémenté et par dossier de patient exploité toute
Iannée.

Ordonnance sur les aides financiéres pour le dossier électronigue du patient
Art. 3

L'ouverture d'un nouveau compte peut &tre trompeuse, car il arrive que des mesures
promotionnelles permettent d'ouvrir rapidement des comptes, mais que ceux-ci ne soient pas
utilisés. De plus, en cas de changement de communauté de base, le montant est dd plusieurs
fois. La Confédération a plutot intérét a ce que le DEP soit utilisé de maniére durable.

— La FRC propose qu’” une communauté de référence regoive une contribution de base de 5
francs pour un dossier patient exploité toute I'année (12 mois). La Confédération et les cantons
établissent ensemble une liste de processus clairement définis et utiles, qui sont mis a
disposition de maniére entiérement fonctionnelle, a raison de 5 francs (ou tout autre montant)
par processus et dossier exploité toute I'année, jusqu'a concurrence d'un montant maximal
(aide financiére totale, contribution de base comprise) par processus et dossier exploité toute
I'année.

En vous remerciant de prendre en compte notre position, nous vous prions de recevoir, Madame,
Monsieur, 'expression de nos sentiments les meilleurs.

Fédération romande des consommateurs

.-’f?‘?‘v‘} l
o )
S -
ie-Vicha on Yannis Papadaniel
Pchaugsigon Yannis-Papadaniel
Secrétaire générale Responsable Santé
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

g Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Geliko Schweizerische Gesundheitsligen-Konferenz
Abkulrzung der Firma / Organisation : Geliko

Adresse, Ort : Josefstrasse 92, 8005 Zirich

Datum : 28. April 2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit lnren Angaben ausftllen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch




Bundesgesetz iiber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkI.

Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Die Geliko begrisst die vom Bundesrat vorgesehene umfassende Revision des Bundesgesetzes Uber das elektronische Patientendossier (EPDG) und die

damit beabsichtigte Sicherstellung einer nachhaltigen Finanzierung, der Klarung von Rollen und Aufgaben der Beteiligten sowie insbesondere der Weiter-
entwicklung des elektronischen Patientendossiers (EPD), damit der Nutzen fir alle Beteiligten erhéht werden kann. In diesem Sinne begrusst die Geliko

auch die vorliegende Vernehmlassungvorlage zur Regelung der Ubergangsfinanzierung bis zum Inkrafttreten der umfassenden Revision des EPDG mit den

damit verbundenen Anreizen zur Weiterentwicklung und Férderung der Verbreitung des EPD. Aus Patientensicht begriissen wir auch explizit die Erweite-
rung der Moglichkeiten fir die digitale Einwilligung zur Erdéffnung eines EPD. Auf eine Wiirdigung der einzelnen Revisionselemente verzichten wir.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag
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Verordnung uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Die Geliko begriisst eine moglichst rasche Regelung der Umsetzungsbestimmungen fir die Ubergangsfinanzierung, verzichtet aber auf eine Wiirdigung der
einzelnen Elemente dieser Verordnungsvorlage.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Bemerkungen zu den Erlauterungen
Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag
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Stiftung fir Konsumentenschutz
Nordring 4
Postfach

3001 Bern _ _
Eidgendssisches Departement des Innern
Inselgasse 1
CH-3003 Bern

Geht per Mail an:
ehealth@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Rickfragen:
Ivo Meli, Leiter Gesundheit
i.meli@konsumentenschutz.ch; 031 370 24 28

Bern, 16. Mai 2023

Revision des Bundesgesetzes Uber das elektronische Patientendossier (EPDG):
Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl. Ausfuihrungsrecht)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fur die Einladung, zu oben genannter Vernehmlassung Stellung zu nehmen
und aussern uns dazu wie folgt:

Allgemeine Bemerkungen

Das EPDG ist seit April 2017 in Kraft, seit etwas mehr als einem Jahr sind in der Schweiz
wohnhafte Patientinnen in der Lage, ein elektronisches Patientendossier (EPD) zu ertffnen.
Laut dem Bundesamt fir Gesundheit (BAG) wurden sechs Jahre nach der Einfihrung des
Gesetzes erst knapp 20'000 Dossiers erdffnet. Gemessen an der Gesamtbevolkerung ist dies
verschwindend wenig.

Diese Bilanz ist enttauschend, insbesondere angesichts der Wichtigkeit und des enormen
Nutzens eines funktionierenden EPD: Es ermdéglicht den Patienten, sofort tber alle sie
betreffenden medizinischen Dokumente zu verfiigen und unterstitzt sie dabei, gemeinsam mit
der behandelnden Arztin informierte Behandlungsentscheide zu treffen. Weiter erleichtert es
die Koordination, insbesondere bei der Behandlung von chronischen Krankheiten und
Multimorbiditat. Es ermoglicht zudem, unnétige Doppeluntersuchungen zu verhindern,
Uberbehandlung zu vermeiden und entsprechend Kosten einzusparen. Und es bietet nicht
zuletzt neue Moglichkeiten, etwa um Medikationsfehler zu vermeiden und die
Behandlungsqualitat im stationaren und ambulanten Bereich zu verbessern.


mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch
mailto:i.meli@konsumentenschutz.ch
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Empfehlungen des Konsumentenschutzes
Gegenstand und Zweck EPDG

Das EPD kann wesentlich zu Bemihungen zur Kostendampfung und Verbesserung der
Versorgungsqualitat beitragen. Angesichts dieses Potentials ist die vorgeschlagene
Erganzung des Zweckartikels (Art. 1 Abs. 3 EPDG) sinnvoll und wird vom Konsumentenschutz
unterstutzt.

Einwilligung zur Fihrung eines elektronischen Patientendossiers

Der Konsumentenschutz unterstiitzt das Prinzip einer validierten Einwilligung mit einem
zertifizierten elektronischen Identifikationsmittel (Art. 3 Abs. 1 & 1bis EPDG). Dieses muss
selbstverstandlich den hdchsten Sicherheitsstandards geniigen und Gegenstand eines
standigen Monitorings sein.

Ubergangsfinanzierung fiir das EPD

Der Konsumentenschutz unterstiitzt im Grundsatz die vorgesehene Ubergangsfinanzierung
zugunsten der Stammgemeinschaften. Die Anzahl der erdffneten EPD ist jedoch auf lange
Sicht als Bemessungsgrundlage nicht ausreichend, da sie nichts tber den Betrieb und die
Nutzung nach der Eroffnung aussagt. Die aktive Beteiligung der Leistungserbringer ist
unabdingbar, damit das volle Potenzial des EPD ausgeschopft werden kann. Der
Konsumentenschutz empfiehlt deshalb, fir die Bemessung der Finanzierung zusétzliche
Indikatoren zu implementieren, die nicht nur die Eréffnung, sondern auch den laufenden
Betrieb abbilden — beispielsweise Angaben zur Anzahl Leistungserbringer welche einer
Stammgemeinschaft angeschlossen sind und die EPD ihrer Patienten aktiv bewirtschaften.

Teilnahmepflicht fir ambulante Gesundheitsfachpersonen

Bezlglich der Implementierung und Nutzung des EPD ist die aktuelle Situation fur
Konsumentinnen und Patienten ausserst unbefriedigend. Erstens ist das Verfahren zur
Eroffnung eines EPD kompliziert und zeitaufwendig. Zweitens scheinen viele
Leistungserbringer kein Interesse zu haben, ihre Patientinnen vom Nutzen des EPD zu
Uberzeugen. Drittens kdnnen Patienten, welche eine EPD eréffnet haben, dieses oftmals nicht
wirklich nutzen, etwa weil sich viele ambulante Leistungserbringer noch keiner
Stammgemeinschaft angeschlossen haben oder nicht gewillt oder in der Lage sind, das EPD
der Patienten zu bewirtschaften. Geméass Meldungen von Patientinnen kommt es auch vor,
dass Spitdler, die eigentlich einer Stammgemeinschaft angeschlossen sind, sich dennoch
weigern, ihr EPD zu verwenden. Entsprechend gering ist der Anreiz fiir Patienten, ein EPD zu
eroffnen.

Um dieses Problem innert nitzlicher Frist zu lésen, empfiehlt der Konsumentenschutz
dringend, die Verpflichtung zur Teilnahme aller ambulanten Gesundheitsfachpersonen in die
erste Etappe der Revision aufzunehmen und eine rasche Umsetzung vorzusehen. Ohne diese
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Massnahme ist zu befiirchten, dass die vorliegende Revision das EPD zwar am Leben erhélt,
ohne jedoch die erhofften Effekte in Bezug auf die Qualitat und Koordination der Versorgung
sowie auf die Wirtschaftlichkeit rechtzeitig zu erreichen. Wenn es nicht gelingt, eine rasche
Verbesserung zu bewirken, besteht die Gefahr, dass anstelle des EPD private Anbieter zum
Zug kommen, was aus Sicht des Datenschutzes sehr problematisch wére.

Wir danken lhnen fir die wohlwollende Prifung unserer Anliegen und stehen Ihnen bei
Ruckfragen gerne zur Verfigung.

Freundliche Grlisse

®) O/S%J /MLl

Sara Stalder Ivo Meli

Geschaftsleiterin Leiter Gesundheit



Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

0 Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Aargauischer Apothekerverband
Abklrzung der Firma / Organisation : AAV

Adresse, Ort : Weststrasse 7, 5426 Lengnau AG
Datum : 30.4.2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit lnren Angaben ausfiillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch
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Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfiihrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Wir begrussen, dass das EPDG neu auch als Zielsetzung hat, die Qualitat zu férdern und, dass Weiterentwicklungen ebenfalls dieses Ziel verfolgen sollen.
Wir erachten die Ubergangsfinanzierung als ein nétiges Mittel, aber stehen der freiwilligen Finanzierung und der dazu verkniipften Finanzhilfen kritisch
gegeniber. Fir das ganze System spielt es keine Rolle, wo der Patient sein Dossier eréffnet hat. Das Gesamtsystem profitiert von mehr Patientinnen und
Patienten mit eréffnetem Patientendossier. Diesbezliglich sollte der Betrieb und die Eréffnung von neuen Dossiers geférdert werden. Eine Finanzierung
Uber samtliche Kantone muss gleich auf die kantonalen, liberkantonalen und nationalen Stammgemeinschaften verteilt werden und gleichermassen von
Bund und Kantonen getragen werden.

Die Finanzierung des Betriebes der Stammgemeinschaften ist ein wichtiger Punkt. Jedoch geht Stand heute mit dieser Vorlage die Finanzierung der Ge-
sundheitsdienstleister verloren. Anpassungen an lhren IT-Systemen flr Interoperabilitat wird nicht abgegolten und ist flir uns ein kritischer Erfolgsfaktor. Bei
der elektronischen Gesundheitsakte (ELGA) wurden ebenfalls die Gesundheitsdienstleister und ihre Primarsystemhersteller bei der Weiterentwicklung
berlicksichtigt, so dass neue Services, wie die E-Medikation etabliert werden konnten. Diese Finanzierung der Systeme fehlt ganzlich in der jetzigen Vor-
lage und sollte unbedingt berticksichtigt werden. Nur so kann sichergestellt werden, dass flachendeckend neue Services implementiert werden.

Es freut uns zwar, dass der Bundesrat die Notwendigkeit der finanziellen Unterstiitzung erkannt hat, erachten jedoch die vorgeschlagene Lésung aus Sicht
der Gleichbehandlung problematisch. Die vorgeschlagene Lésung regelt lediglich die finanzielle Unterstlitzung der Stammgemeinschaften, sofern sie be-
reits durch einen Kanton finanziell unterstutzt wird.

Der Kanton Aargau hat die Stammgemeinschaft eHealth Aargau SteHAG bis heute mit betrachtlichen Betragen unterstitzt. Kantone, die bei der Entwick-
lung oder dem Betrieb einer Stammgemeinschaft beteiligt sind, haben kein Interesse daran, andere als diese finanziell zu unterstitzen. Entsprechend wir-
den lediglich diese von den Beitrdgen der Kantone profitieren, wahrend nationaltatige Stammgemeinschaften, wie Abilis, von den kantonalen Beitragen
nicht berticksichtigt wiirden. Gleichzeitig wird die Tatsache, dass auch Personen oder Organisationen aus einem anderen Kanton die Dienste einer kanto-
nalen Stammgemeinschaft in Anspruch nehmen kénnen, bei der finanziellen Unterstiutzung nicht ausreichend einbezogen. Diese Ungleichbehandlung gilt
es zu verhindern. Entscheidend fur die finanzielle Unterstitzung dirfen einzig die effektiv eréffneten Patientendossiers sein.

Durch die vorgeschlagene Regelung haben nationale Stammgemeinschaften keine Moglichkeit, ihnren Anspruch auf Unterstiitzung geltend zu machen,
weder durch kantonale noch nationale Beitrdge. Damit werden nationale Stammgemeinschaften wie Abilis gegenuber kantonalen Stammgemeinschaften
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klar benachteiligt. Um die verfassungsmassige Gleichbehandlung zu garantieren, wird eine Anpassung des Art. 23a EPDG vorgeschlagen. Die vorgeschla-
gene Formulierung soll die Kantone verpflichten, eine Finanzierung nach Anzahl er6ffneten Patientendossier von Personen mit Wohnort in diesem Kanton
an die entsprechende Stammgemeinschaft zu entrichten. Zudem stiinde die Finanzierung nur zertifizierten Stammgemeinschaften zu.

Das Kriterium des Wohnsitzes ist angemessen, da ein Patient gemass EPDG nur einer einzigen Stammgemeinschaft angehdren kann und die Interoperabi-
litat zwischen den Stammgemeinschaften eine Voraussetzung fiir die Zertifizierung und ein wesentliches Element des elektronischen Patientendossiers ist.
Somit werden die mit dem EPD verbundenen Vorteile fur die 6ffentliche Gesundheit und insbesondere die Einsichtnahme durch alle Leistungserbringer fur
den Wohnkanton des Patienten erworben, unabhéngig davon, in welcher Stammgemeinschaft sein EPD er6ffnet wurde. Schliesslich kann durch die gleiche
Form der Finanzhilfen des Bundes und der Kantone (also ein fester Betrag pro eréffnetem EPD) leicht sichergestellt werden, dass die kantonalen Finanzhil-
fen mindestens gleich hoch sind wie die des Bundes.

Das geltende EPDG scheint es dem Bund nicht zu erméglichen, die Kantone zur finanziellen Unterstiitzung der Stammgemeinschaften zu verpflichten.
Aber es hindert den Bund nicht daran, Vorgaben fir die Finanzierung des Betriebs und die Weiterentwicklung der Stammgemeinschaften zu definieren.
Durch diese Kriterien kann der Bund die Einhaltung des Gleichbehandlungsprinzips sicherstellen, wie er dies beispielsweise beim Covid-19-Gesetz eben-
falls gemacht hat.

Subsidiar, unter der Annahme, dass der Bund weder die Kantone zur Finanzierung des EPD verpflichten kann noch Kriterien fir die Finanzierung der
Stammgemeinschaften durch die Kantone festlegen kann, muss das EPDG eine Gleichbehandlung der Stammgemeinschaften gewahrleisten. Da davon
auszugehen ist, dass die Kantone keine finanzielle Unterstiitzung an nationale Stammgemeinschaften leisten werden, wenn sie nicht dazu verpflichtet sind,
ist im Falle von nationalen Finanzhilfen eine Auszahlung anteilig der im Kanton eréffneten Patientendossiers den tatigen Stammgemeinschaften unabhan-
gig der finanziellen Beteiligung des Kantons zu gewahren.

Wir mochten ebenfalls festhalten, dass der finanzielle Beitrag pro eréffnetem Patientendossier keineswegs kostendeckend ist und ein hoherer Unterstiit-
zungsbeitrag die Weiterentwicklung und die Verbreitung des elektronischen Patientendossiers sicherstellen und beschleunigen wiirde.

Wir bedanken uns fir die Moéglichkeit der Stellungnahme und die Berlcksichtigung unserer Anliegen.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag

Art. 23a Wir erachten diese Klausel als nicht zielfuhrend fur die Fi- 3 Die Finanzhilfen werden nur gewahrt, wenn sich die Kantone in mindes-

Absatz 3 nanzierung und Verbreitung des elektronischen Patienten- tens gleicher Héhe an den jahrlichen Kosten der Stammgemeinschaft fur

(primar) dossiers. Aus unserer Sicht sollte die Finanzierung fir ein den Betrieb und die Weiterentwicklung des elektronischen Patientendos-
nationales Projekt auf nationaler Ebene ansetzen. Hier siers beteiligen. Die Beteiligung der Kantone erfolgt ebenfalls in Form eines
muss man konkret die Kantone in die Pflicht nehmen, das festen Betrags pro eréffnetem Patientendossier einer im Kanton wohnhaf-
System zu unterstitzen und zu finanzieren. ten Person unabhangig der Stammgemeinschaft, bei der die Person das
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Die Finanzhilfen von Bund und Kantonen mussen dabei un-
abhangig von der Beteiligung oder Unterstitzung eines
Kantons fiir eine Stammgemeinschaft ausfallen und sollten
deshalb an die dort ansassige Person anknipfen, die ein
EPD bei einer kantonalen oder nationalen Stammgemein-
schaft er6ffnen. Jede Stammgemeinschaft erhalt dabei ihre
Finanzhilfe anteilig zu den bei ihnen neuerdffneten elektro-
nischen Patientendossiers fir die im Kanton ansassigen
Patienten. Damit werden national tatige Stammgemein-
schaften den kantonal oder regional auftretenden Stamm-
gemeinschaften gleichgestellt.

Patientendossier erdffnet hat. Die Beteiligung der Kantone muss vor der
Einreichung der Gesuche um Finanzhilfen durch die Stammgemeinschaf-
ten erfolgt sein.

Art. 23a Subsidiarvorschlag damit die Gleichbehandlung von 2 Die Finanzhilfen werden in Form eines festen Betrags pro erdffnetes Pati-

Absatz 2 Stammgemeinschaften, welche finanzielle Unterstiitzung ei- | entendossier ausgerichtet. Der Bundesrat legt dessen Hohe fest.

(subsidiar) nes Kantons erhalten und solchen, die keine erhalten mit- Insofern die kantonale Unterstitzung wegfallt, kann im Einzelfall auf Antrag

tels Ausgleich durch den Bund sichergestellt werden kann. eine zusatzliche Unterstitzung durch den Bund ausgerichtet werden. Der

Betrag ist beschrankt auf die HOhe des kantonalen Beitrages nach Mass-
gabe der erdffneten Dossiers.

Art. 23a Wir begriissen die potenzielle finanzielle Unterstiitzung der | 3-Die-Finanzhilfen-werden-nu

Absatz 3 Stammgemeinschaften fiir die Weiterentwicklung des

(subsidiar) EPDs. Wir sehen es jedoch kritisch, dass die Finanzierung

der Weiterentwicklung ebenfalls mit der Finanzierung durch
die Kantone verknipft ist.

Konkret haben Stammgemeinschaften, welche wenig oder
keine Unterstlitzung eines oder mehrerer Kantone erhalten,
keinen Anspruch auf eine Finanzierung. Dadurch ergibt sich
ein Ungleichgewicht zwischen den kantonal finanzierten
Stammgemeinschaften und nicht kantonal finanzierten
Stammgemeinschaften. Dieses Ungleichgewicht kann ei-
nen wesentlichen Impact auf die Roadmap des EPDs und
der Digitalisierung im Gesundheitswesen haben. Im Vorder-
grund steht damit nicht die Leistungsfahigkeit und Qualitat
der Stammgemeinschaft, sondern lediglich, ob die Finan-
zierung durch den Kanton sichergestellt werden kann.

Die Finanzhilfen fur den Betrieb und die Weiterentwicklung des elektroni-
schen Patientendossiers werden nur gewahrt, wenn der Kanton, in dem der
Patient wohnt, sich an den jahrlichen Kosten flir den Betrieb und die Wei-
terentwicklung des elektronischen Patientendossiers bei der Stammge-
meinschaft, welche das Patientendossier eréffnet hat, beteiligt. Die Beteili-
gung der Kantone muss vor der Einreichung der Gesuche um Finanzhilfen
durch die Stammgemeinschaften erfolgt sein.
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Art. 23a Abs. 4
(neu)
(subsidiar)

Wie im Kommentar zu Art. 23a Abs. 3 erwahnt, sollen nicht
die kantonalen Beitrdge an die Stammgemeinschaften vom
Bund erneut ausgerichtet werden, sondern es sollen an-
teilsmassig jene Stammgemeinschaften finanziell unter-
stutzt werden, welche im betreffenden Kanton elektronische
Patientendossiers erdffnet haben. Die finanzielle Unterstut-
zung des Bundes erfolgt damit nicht unabhangig der finan-
Ziellen Unterstitzung der Kantone, aber nicht zwingend an
die gleiche Stammgemeinschaften, sondern an jene, wel-
che fir die meisten Eréffnungen zustéandig sind. Damit wer-
den national tatige Stammgemeinschaften den kantonal
oder regional auftretenden Stammgemeinschaften gleich-
gestellt.

4 Die finanzielle Unterstlitzung des Bundes geht anteilig an jene Stammge-
meinschaft in der Hohe, der im betreffenden Kanton eroffneten, elektroni-
schen Patientendossiers

Art. 23a Abs. 5
(subsidiar)

Vorher Abs. 4

5 Konnen fir den Betrieb und die Weiterentwicklung des elektronischen Pa-
tientendossiers andere Bundessubventionen beansprucht werden, so dir-
fen die gesamten Bundesmittel hdchstens die Halfte der entsprechenden
Kosten betragen.

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag
Seite 13/ Art. | Siehe Kommentar zu Art. 23a Abs. 3 (subsidiar) oben. Die Finanzhilfen werden nur dann gewahrt, wenn sich die Kantone in min-
23a Absatz 3 destens gleicher Hohe an den jahrlichen Kosten der-Stammgemeinschaft

Die Finanzierung unabhangig der Stammgemeinschaft,
sondern geknupft an den Wohnort der Person, wirde auch
weiterhin funktionieren, wenn sich ein Anbieter (unabhangig
der Griinde) zurtickziehen wiirde.

fur den Betrieb und die Weiterentwicklung des EPD beteiligen. Mit einer
solchen jahrlichen Beteiligung sollen die Kantone bereits vor Inkrafttreten
der umfassenden Revision des EPDG zu einer nachhaltigen Finanzierung
des EPD angehalten werden. Die Verpflichtung zur Mitfinanzierung ergibt
sich aus der Tatsache, dass nach geltender Kompetenz- und Aufgabenver-
teilung die Kantone fir die Sicherstellung und damit die Organisation der
Gesundheitsversorgung zustandig sind (siehe Ziff. 7.5 und 7.6.1.1).

Seite 13/ Art.
23a Abs 4
(neu) (sub-
sidiar)

Siehe Kommentar zu Art. 23a Abs. 4 (neu) (subsidiar)

Die Finanzhilfen des Bundes werden unabhangig von der evil. Wahl bzw.
Unterstiitzung eines Kantons fiir eine Stammgemeinschaft anfallen und
sollten deshalb an die dort ansassige Person anknupfen, die ein EPD bei
einer kantonalen oder nationalen Stammgemeinschaft eréffnen. Jede
Stammgemeinschaft erhalt dabei ihre Finanzhilfe anteilig zu den bei ihnen
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neuerdffneten elektronischen Patientendossiers fiir die im Kanton ansassi-
gen Patienten. Die blosse finanzielle Beteiligung eines Kantons bei einer
einzigen Stammgemeinschaft sollte damit die Finanzhilfe seitens des Bun-
des fir eine im Kanton ansassige Person indizieren.

Verordnung uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Die oben subsidiar vorgeschlagenen Anderungen aus dem EPDG sollen in der Verordnung entsprechend Einzug finden. Es reicht dabei eine Anpassung
der Gesuchstellung. Der Kanton weist nach, dass er sich finanziell an einer oder mehreren Stammgemeinschaften beteiligt hat. Die Stammgemeinschaften
geben die Anzahl eréffneter EPDs im Kanton an und die finanzielle Unterstiitzung in mindestens der Hohe der Unterstlitzung des Kantons wird anteilsmas-
sig nach im Kanton erdéffneten EPDs unter den gesuchstellenden Stammgemeinschaften gewéahrt. Damit werden effektiv die Stammgemeinschaften finanzi-
ell unterstutzt, welche EPDs erdffnet haben und nicht nur jene, die bereits eine finanzielle Unterstitzung des Kantons erhalten haben.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Art. 5 Abs. 2-5

Anschliessend an die subsidiar vorgeschlagene Anderung
von Art. 23a EPDG soll die Gesuchstellung angepasst wer-
den, damit die Finanzhilfen nicht nur an kantonal unter-
stutzte Stammgesellschaften ausbezahlt werden, sondern
anteilsmassig an jene, welche im entsprechenden Kanton
EPDs eroffnet haben (Gleichbehandlungsgebot).

Art. 5 Gesuch

[...]

2 Sie missen folgende Angaben enthalten:

a. die Anzahl der elektronischen Patientendossiers, die bis Ende des
Vorjahres neu erdéffnet wurden;

o—C S o1g = gug—au G

c. den Geschaftsbericht und die Jahresrechnung;
d. allfallige weitere erhaltene Bundessubventionen.

3 Die Kantone melden jedes Jahr ihre Finanzhilfen, welche sie fiir den Be-
trieb und die Weiterentwicklung des EPD geleistet haben.

4 Das BAG weist unvollstédndige Gesuche zurlick und setzt eine angemes-
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sene Nachfrist flr deren Vervollstdndigung. Verstreicht die Nachfrist unge-
nutzt oder sind die Angaben bei Ablauf der Nachfrist weiterhin unvollstan-
dig, so tritt das BAG nicht auf das Gesuch ein.

5 Es erlasst eine Wegleitung liber die Gesuchseinreichung und erstellt die
entsprechenden Formulare.

Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag
Seite 4 / Art 5, | Solange es nicht sichergestellt ist, dass die Kantone auch Finanzhilfen kénnen nur gewahrt werden, wenn sich die Kantone in min-
Absatz 2 einen Beitrag leisten, sollte die Ubergangsfinanzierung destens gleicher Hohe an den jahrlichen Kosten der-Stammgemeinschaft
Bst. B nicht daran geknupft werden. fir den Betrieb und die Weiterentwicklung des EPD beteiligen. Eine solche

Beteiligung muss bis zur Gesuchseinreichung erfolgt sein (Art. 23a Abs. 3
EPDG). Deshalb ist im Gesuch die durch die Kantone geleistete Mitbeteili-
gung in mindestens gleicher Hohe zu belegen (Bst. b).
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Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfuhrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Allianz Digitale Transformation im Gesundheitswesen

Abklrzung der Firma / Organisation :ADTG

Adresse, Ort : ¢/o Kohler, Studeli & Partner GmbH, Amthausgasse 18, 3011 Bern
Datum : 2. Mai 2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit lnren Angaben ausfiillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch



mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkI.
Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Die Allianz Digitale Transformation im Gesundheitswesen (Allianz) begriisst die geplante Ubergangsfinanzierung sowie die Anderung zur Einwilligung. Sie
nimmt zur Vernehmlassungsvorlage wie folgt Stellung.

l. Ubergangsfinanzierung

Das EPD ist in seiner jetzigen Form nicht nachhaltig finanziert. Angesichts des zu tberbriickenden Zeitraums bis zum Inkrafttreten der umfassenden Revi-
sion, leistet der gesprochene Betrag von 15 Fr. (bzw. mit der Verdoppelung CHF 30) pro eréffnetes Dossier kaum einen oder keinen Deckungsbeitrag, um
die Licke des Mittelbedarfs zu schliessen. Dieser Betrag kann allenfalls nur einen Teil der administrativen Kosten, die bei der Eréffnung von EPD anfallen,
decken. Die Finanzhilfe fiir die Ubergangsfinanzierung reicht somit bei weitem nicht aus und die Allianz schlagt vor, die Héhe des Betrags einschliesslich
des Rahmenkredits mindestens zu verdoppeln.

Der Bund setzt mit den Finanzhilfen einen Anreiz fir Stammgemeinschaften, um die Er6ffnung von EPD durch Patientinnen und Patienten zu férdern. Ein
EPD ist jedoch nur dann fiir Patientinnen und Patienten nutzbringend und kann im Behandlungsprozess effektiv und wirksam eingesetzt werden, wenn im
EPD die behandlungsrelevanten Informationen aller am Behandlungsprozess beteiligten Gesundheitsfachpersonen vorhanden sind. Zudem missen diese
Informationen im EPD Ubersichtlich und nicht nur im Notfall rasch zugreifbar bzw. verfligbar sein. Stand heute sind nur 41% der Spitaler, die eine Verpflich-
tung nach Art. 39 Abs. 1 Bst. f KVG trifft, am EPD angeschlossen. Die Gefahr, dass eine zunehmende Menge an eréffneten Dossiers nicht mehr bewirt-
schaftet wird, steigt somit an. Seitens der Bevodlkerung ist zu befiirchten, dass das EPD aufgrund seiner geringen Aktualitat innert kiirzester Zeit nicht mehr
genutzt wird. Die Kopplung der Finanzhilfen an die Anzahl eréffneter Dossiers ist daher nicht zielflhrend. In die Berechnungsgrundlage fur die Finanzhilfen
mussen daher zwingend auch die Anzahl der Leistungserbringer, die am EPD teilnehmen, bertcksichtigt werden.

Weiterhin sieht die Vorlage vor, dass die Ubergangsfinanzierung ausschliesslich Stammgemeinschaften vorbehalten ist. Dies stellt eine Ungleichbehand-
lung gegenuber der nationaltdtigen Gemeinschaft und Stammgemeinschaft dar. Die Gesundheitsversorgung der Patientinnen und Patienten endet nicht an
den Kantonsgrenzen. Bereits heute missen Gesundheitseinrichtungen, die in mehreren Kantonen tatig sind, sich unterschiedlichen Stammgemeinschaften
anschliessen. Uberregionaltatige Gemeinschaften oder Stammgemeinschaften sind fiir solche Gesundheitseinrichtungen attraktiv, da ansonsten unverhalt-
nismassig hohe Kosten fiir die organisatorische und technische Anbindung an die jeweilige Stammgemeinschaften anfallen. Mit dieser Vorlage wird somit
ein Wettbewerb geschaffen, der nicht zum Ziel hat, das EPD zu verbreiten.

Nach Art. 5 Abs. 2 Bst. b mussen Stammgemeinschaften einen Nachweis Uber die erfolgte Beteiligung des Kantons erbringen. Die Allianz weist darauf hin,
dass ein solcher Nachweis in der Praxis nicht zeitgerecht vorliegen kénnte. Anstelle des Nachweises soll auch die Vorlage der Zusicherung durch den
Kanton mdglich sein, so dass die Finanzhilfen so rasch wie méglich beantragt werden kénnen.
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Die Allianz fordert, dass

der zu sprechende Bundes-Betrag auf 50 Fr. angehoben wird,

die Finanzhilfen zusatzlich an die Anzahl der Leistungserbringer in einer Gemeinschaft oder Stammgemeinschaft gekoppelt wird,
auch Gemeinschaften und Uberregionale Stammgemeinschaften Finanzhilfen in Anspruch nehmen kénnen,
zwingend vorzusehen, dass sich nicht nur die Kantone, sondern auch Dritte im Sinne der Finanzhilfen beteiligen kdnnen,

Il Einwilligung
Die Allianz begrisst grundséatzlich jegliche Form der Erleichterung bei der Eréffnung eines EPD durch Patientinnen und Patienten und weist darauf hin,

dass trotz der Aufhebung der Schriftform in bestimmten Fallen, eine persdnliche Vorsprache immer noch erforderlich ist. Bereits heute ist das so genannte
Autoident-Verfahren im Zusammenhang mit einer QeS nach ZertES zulassig. Das Verfahren verwendet die biometrischen Merkmale von Reisepassen
einschliesslich der Uberpriifung der Ubereinstimmung von Person und Angaben auf dem Pass. Es ist davon auszugehen, dass diese Form der Identifika-
tion auch innerhalb der Stammgemeinschaften fiir die Eréffnung von Dossiers rasch umgesetzt wird. Eine Gesetzesanderung wiirde somit keine Rolle mehr

spielen.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Art. 23a Gleichbehandlung von national tatigen Stammgemeinschaf- | 1 Der Bund kann Stammgemeinschaften und Gemeinschaften Finanzhilfen
ten und Gemeinschaften. fur die Sicherstellung der Finanzierung des Betriebs und der Weiterentwick-
lung des elektronischen Patientendossiers gewahren.
Art. 23a Zusatzliche Kopplung der Finanzhilfen an die Anzahl der 2 Die Finanzhilfen werden in Form eines festen Betrags pro eréffnetes Pati-
angeschlossenen Leistungserbringer. entendossier ausgerichtet. Zudem wird ein Betrag fur die Anzahl an eine
Stammgemeinschaften und Gemeinschaften angeschlossenen Gesund-
heitsfachpersonen ausgerichtet.
Der Bundesrat legt dessen Hohe fest.
Art. 26a

1. Die Finanzhilfen nach Abschnitt 7a werden gewéahrt fir:

a) Elektronische Patientendossiers, die ab dem Inkrafttreten der An-
derung vom DATUM erd6ffnet werden
b) fiir Gesundheitsfachpersonen, die sich ab dem Inkrafttreten der An-
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derung vom DATUM einer Stammgemeinschaft/Gemeinschaft an-
schliessen.
2. Der Bundesrat bestimmt die Einzelheiten.

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel | Kommentar

Anderungsantrag

Verordnung uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Siehe allgemeine Bemerkungen oben.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Art. 2 Gleichbehandlung von nationaltatigen Stammgemeinschaf- | 1 Um Finanzhilfen ersuchen kénnen Stammgemeinschaften und Gemein-
ten und Gemeinschaften. schaften nach Artikel 2 Buchstabe d-e EPDG.
2 Es besteht kein Anspruch auf Finanzhilfen.
Art. 3 Damit die Unterstitzung substanziell ist, wie dies der Bun- 1 Eine Stammgemeinschaft erhalt pro erdffnetes elektronisches Patienten-

desrat schreibt, muss diese massiv hoher ausfallen als die
vorgeschlagenen 15 Franken. Wir schlagen eine Erhéhung
auf 50 Fr. vor.

dossier 50 Franken.

1bis Eine Stammgemeinschaft oder Gemeinschaft erhalt pro am EPD ange-
schlossene Gesundheitsfachperson 50 Franken an Bundesmitteln.

2 Reichen die finanziellen Mittel nicht aus, um allen gesuchstellenden
Stammgemeinschaften und Gemeinschaften die volle Finanzhilfe zu ge-
wahren, so wird der Betrag pro erdffnetes elektronisches Patientendossier
und pro angeschlossene Gesundheitsfachperson im betreffenden Ge-
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suchsjahr derart gekurzt, dass allen Stammgemeinschaften der gleiche Be-
trag pro erdéffnetes elektronisches Patientendossier zugesprochen wird.

Art. 4 Gleichbehandlung von nationaltatigen Stammgemeinschaf- | Einer Stammgemeinschaft/Gemeinschaft kann insgesamt héchstens ein
ten und Gemeinschaften. Betrag von 30 Millionen Franken gewahrt werden.
Art. 5 Beteiligung durch Dritte und verfahrenstechnische Vereinfa- | Art. 5 Gesuch
chung. 1 Gesuche um Finanzhilfen missen zwischen dem 1. Januar und dem 31.
Mai beim Bundesamt fir Gesundheit (BAG) eingereicht werden.
2 Sie missen folgende Angaben enthalten:
a. die Anzahl der elektronischen Patientendossiers, die bis Ende des Vor-
jahres neu eroffnet wurden. as die eindeutige Anzahl angeschlossener
Gesundheitsfachpersonen des Vorjahres;
b. den Nachweis der erfolgten Beteiligung durch die Kantone oder Dritte;
c. den Geschéftsbericht und die Jahresrechnung;
d. allfallige weitere erhaltene Bundessubventionen.
3 Das BAG weist unvollstandige Gesuche zuriick und setzt eine angemes-
sene Nachfrist flr deren Vervollstdndigung. Verstreicht die Nachfrist unge-
nutzt oder sind die Angaben bei Ablauf der Nachfrist weiterhin unvollstan-
dig, so tritt das BAG nicht auf das Gesuch ein.
4 Es erlasst eine Wegleitung Uber die Gesuchseinreichung und erstellt die
entsprechenden Formulare.
Art. 6 Gleichbehandlung von national tatigen Stammgemeinschaf- | Art. 6 Verfigung

ten/Gemeinschaften.

1 Das BAG entscheidet in der Regel bis zum 31. August mittels Verfigung.
2 Die Verfliigung enthalt insbesondere:

a. die Anzahl der bertcksichtigten elektronischen Patientendossiers. Fir
Stammgemeinschaften und Gemeinschaften, die Anzahl angeschlossener
Gesundheitsfachpersonen des Vorjahres;

b. die anrechenbaren kantonalen Beitrage;

c. die Hohe der auszuzahlenden Finanzhilfe;

d. die Zahlungsmodalitaten;

e. einen Hinweis auf die Meldepflicht nach Artikel 7;
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f. einen Hinweis auf die Strafbestimmungen und verwaltungsrechtlichen
Sanktionen nach dem 6. Abschnitt des 3. Kapitels des Subventionsgeset-
zes vom 5. Oktober 1990.

Art. 8

Gleichbehandlung von national tatigen Stammgemeinschaf-
ten/Gemeinschaften.

Art. 8 Auszahlung

Die Finanzhilfen werden den Stammgemeinschaften/Gemeinschaften in-
nerhalb von zwei Monaten nach Eintritt der Rechtskraft der Verfigung aus-
bezahlt.
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fur Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Arztegesellschaft des Kantons Zirich
Abkurzung der Firma / Organisation :AGZ

Adresse, Ort : Nordstrasse 15, 8006 Zirich

Datum : 20.04.2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch
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mailto:gever@bag.admin.ch

Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Die AGZ schliesst sich vollstéandig der Stellungnahme der FMH an.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag
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Verordnung tber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Bemerkunge

n zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Bemerkunge

n zu den Erlauterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag
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ARTISET CcuURAVIVA

EPDG-Anderung: Ubergangsfinan-
zlerung und Einwilligung

Vernehmlassungsantwort von ARTISET

Verfasser:in Yann Golay

Datum 24.04.2023

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Januar 2023 wurde der Branchenverband CURAVIVA der Foderation ARTISET
eingeladen, sich am Vernehmlassungsverfahren «<EPDG-Anderung: Ubergangsfinanzierung und Einwilli-
gung» zu beteiligen. Wir danken fiir die Mdglichkeit, an der Vernehmlassung teilzunehmen und reichen
gerne nachfolgende Stellungnahme ein.

1. Fazit

Das Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier wird demnéachst grindlich revidiert. Kurzfris-
tig sieht der Bundesrat befristete Finanzhilfen zugunsten der Stammgemeinschaften vor. Mit dieser Uber-
gangsfinanzierung will er auch die Verbreitung des EPD foérdern. Die Foderation ARTISET und ihr Bran-
chenverband CURAVIVA befiirworten grundsatzlich den Inhalt der vorgeschlagenen Gesetzesénderung
und der entsprechenden neuen Verordnung. Zu zwei Punkten beantragt sie jedoch Verbesserungen, um
die Verbreitung des EPD zu férdern:

e Erstens schlagt ARTISET, dass die Finanzhilfen nicht einzig von der Anzahl erdffneter EPD abhéngig
gemacht wird, sondern sowohl von der Anzahl angeschlossene Leistungserbringer einer Stammge-
meinschaft, die effektiv Inhalte in die EPD einspeisen, als auch von der Integration weiterer Zusatz-
dienste (z.B. eMedikation).

e Zweitens sollte der Bund den Gesamtbetrag der einzelnen Finanzhilfe ausschiitteln, auch wenn ein
fahrlassiger Kanton seinen Anteil (noch) nicht ausbezahlt hat.

ARTISET

Zieglerstrasse 53, 3007 Bern

T +41 31 385 33 33 Foderation der Dienstleister
info@artiset.ch, artiset.ch fur Menschen mit Unterstiitzungsbedarf



ARTISET CcuURAVIVA

2. Résumeé

La loi fédérale sur le dossier électronique du patient sera prochainement révisée en profondeur. A court
terme, le Conselil fédéral prévoit des aides financiéres temporaires en faveur des communautés de réfé-
rence. Avec ce financement transitoire, il souhaite également encourager la diffusion du DEP. La fédéra-
tion ARTISET et son association de branche CURAVIVA approuvent le contenu de la modification de loi
proposée et de la nouvelle ordonnance correspondante. Elles demandent toutefois des améliorations sur
deux points afin de promouvoir la diffusion du DEP:

Premiérement, ARTISET propose que les aides financieres ne dépendent pas uniqguement du nombre de
dossiers électroniques ouverts, mais aussi du nombre de fournisseurs de prestations affiliés a une com-
munauté de référence qui alimentent effectivement les contenus des DEP, ainsi que de l'intégration
d'autres services supplémentaires (p. ex. e-médication).

Deuxiémement, selon ARTISET, la Confédération devrait verser le montant total des aides financiéres,
méme si, dans un cas d’espéce, un canton négligent n'a pas (encore) réglé sa part.

3. Einfihrung

Die Finanzierung der Stammgemeinschaften ist zurzeit unzureichend sichergestellt. Die Finanzierungslu-
cken sind teilweise auf Ubergangsprobleme zuriickzufiihren — teilweise sind sie aber auch struktureller
Natur. Diese Licken sollen im Rahmen einer umfassenden Revision des Bundesgesetzes liber das elekt-
ronische Patientendossier (EPDG) geschlossen werden, deren Erdffnung fir den Sommer 2023 geplant
ist. Bis zum Inkrafttreten — voraussichtlich erst Ende 2027 — dieser umfassenden EPDG-Revision, mit der
die nachhaltige Finanzierung des EPD geregelt werden soll, sind befristete Finanzhilfen zur kurzfristigen
Sicherstellung der Finanzierung der Stammgemeinschaften nétig, um die Existenz des EPD nicht zu ge-
fahrden. Die Ubergangsfinanzierung soll auch durch Anreize zur Verbreitung des EPD beitragen.

Wie es ARTISET in ihrem Positionspapier vom 7. Juli 2022 zum Ausdruck gebracht hat, ist eine vertiefte
Prifung zu Chancen und Risiken noétig, ebenso wie eine Analyse zu den Kosten und des erwarteten Er-
trages, wird der aktuellen Zertifizierungsprozess der EPD-Gemeinschaften und Stammgemeinschaften
durch eine staatliche Anerkennung ersetzt. In diesem Sinn versteht ARTISET die vorliegende EPDG-An-
derung als Zwischenetappe, welche einer tiefgreifenden Uberarbeitung der aktuelle in vieler Hinsicht
mangelhaften Architektur des EPD vorausgehen muss.

ARTISET

Zieglerstrasse 53, 3007 Bern

T +41 31 385 33 33 Foderation der Dienstleister
info@artiset.ch, artiset.ch fur Menschen mit Unterstiitzungsbedarf



ARTISET CcuURAVIVA

4. Ubergangsfinanzierung und Forderung der Verbreitung des EPD
(Art. 23a 23c sowie Art. 26a E-EPDG, Art. 1-8 EPDFV)

Die Finanzierung der Stammgemeinschaften ist infolge von Verzégerungen bei der Zertifizierung und
Verbreitung des EPD aber auch wegen der Unterschatzung der Identifizierungs-, Zertifizierungs- und
Weiterentwicklungskosten heute nicht flachendeckend sichergestellt.

4.1 Vorschlag des Bundesrates

Die Stammgemeinschaften sollen bis zum Inkrafttreten einer nachhaltigen Finanzierung des EPD mittels
einer Ubergangsfinanzierung des Bundes unterstiitzt werden kénnen. Mit den vom Bundesrat vorgeschla-
gen befristeten Finanzhilfen soll die Finanzierung der Stammgemeinschaften kurzfristig gesichert werden.

Die Lucken sollen im Rahmen der umfassenden EPDG-Revision geschlossen und Gibergangsmassig mit-
tels einer ad hoc-Finanzierung der Stammgemeinschaften tberbriickt werden (Art. 23a Abs. 1). Dabei
hangt die Hohe der Finanzhilfen von der Anzahl eréffneter EPD ab (Art. 23a Abs. 2). Die Finanzhilfen
werden an eine Mitfinanzierung durch die Kantone in mindestens gleicher Héhe gebunden (Art. 23a Abs.
3 E-EPDG).

Zur Finanzierung der Finanzhilfen nach den Artikeln 23a-c E-EPDG wird ein Zahlungsrahmen beantragt,
mit dem der Hochstbetrag der Finanzhilfen des Bundes festgelegt wird. Geméass BR-Vorlage soll der Um-
fang des Zahlungsrahmens von der Anzahl erdffneter EPD und der Hohe des pro EPD vorgesehenen Be-
trags abhangen (Art. 23a Abs. 2 E-EPDG i. V. m. Art. 3 EPDFV).

4.2 Haltung von ARTISET

4.2.1 Im Grundsatz (Art. 23a Abs, 1 E-EPDG)

ARTISET begrisst, dass der BR-Vorentwurf als Erstes darauf abzielt, die Stammgemeinschaften bei der
Finanzierung von Betrieb und Weiterentwicklung bis zum Inkrafttreten der umfassenden EPDG-Revision
finanziell zu entlasten (Art. 23a Abs.1 E-EPDG). Dieses Ziel wird mit dem vorliegenden BR-Vorentwurf
aus Sicht von ARTISET angemessen verfolgt.

4.2.2 Form der Finanzhilfe (Art. 23a Abs. 2 E-EPDG)

ARTISET begrusst ebenso, dass Finanzhilfen in Form eines Beitrags pro ert6ffnetes EPD im

Sinne einer Uberbriickung ausgerichtet werden sollen (Art. 23a Abs.2 E-EPDG) und somit pro eréffnetes
EPD 15 Franken betragen soll (Art. 3 Abs. 2 EPDFV: Dadurch werden Stammgemeinschaften gefordert,
welche den operativen Betrieb der EPD tatsachlich vorantreiben; nicht der Aufbau der Stammgemein-
schaften wird an sich finanziert.

ARTISET

Zieglerstrasse 53, 3007 Bern

T +41 31 385 33 33 Foderation der Dienstleister
info@artiset.ch, artiset.ch fur Menschen mit Unterstiitzungsbedarf
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Im besten Fall fordern die Finanzhilfen auch tatséchlich die schnellere Verbreitung des EPD. Es ist aber
zu beflirchten, dass es nicht reicht. ARTISET ist iiberzeugt, dass nicht nur durch Finanzhilfen, sondern
auch durch weitere Anwendungen im EPD selbst sowie durch strukturelle Anpassungen in der EPD-
Landschaft das EPD zum Durchbruch verholfen werden kann.

Deswegen vertritt ARTISET folgende Meinung: Zielfihrend wére, die Finanzhilfen nicht einzig vom Krite-
rium der Anzahl eréffneter EPD abhangig zu machen. Nebst der Anzahl EPD-Eréffnungen ist auch die
Anzahl Gesundheitseinrichtungen, die tatséchlich als EPD-Benutzende im Health Provider Directory
(HPD) registriert sind zu berlcksichtigen: Die Anbindung und die aktive Teilnahme der Leistungserbringer
am System sind mitentscheidend fur die weitere Verbreitung des EPD in der Bevoélkerung. Des Weiteren
sollte auch die bestandige Weiterentwicklung des Systems berlcksichtigt und geférdert werden: Eine we-
sentliche Voraussetzung fir den kinftigen Erfolg des EPD ist der gesteigerte Nutzen flr Zusatzdienste.

Vor diesem Hintergrund schlagt ARTISET vor, bei der Ausgestaltung der Finanzhilfen zwei

weitere Kriterien einzubeziehen:

e Die Anzahl angeschlossene Leistungserbringer einer Stammgemeinschatft, die effektiv Inhalte in die
EPD einspeisen.

o Die Integration weiterer Zusatzdienste (z.B. eMedikation).

4.2.3 Hohe der Finanzhilfe (Art. 23a Abs. 2 E-EPDG, Art. 3 EPDFV)

Weiter begrisst ARTISET, dass die H6he des Pauschalbetrags pro EPD sich an den Kosten eines effi-
zient herausgegebenen Identifikationsmittels nach EPDG orientieren soll (Art. 23a Abs.3 E-EPDG). Aus
Sicht der Foderation stellt diese Berechnungsbasis eine angemessene Grsse.

4.2.4 Allfallige Kurzung der Finanzhilfe (Art. 23a Abs. 4 E-EPDG)

Auch ist ARTISET mit dem Kirzungsmechanismus einverstanden, wenn die von der Bundesversamm-
lung bestimmten finanziellen Mittel insgesamt nicht ausreichen, um allen gesuchstellenden Stammge-
meinschaften die volle Finanzhilfe gewahren zu kdnnen (Art. 3 Abs. 2 EPDFV).

4.2.5 Kreis der Antragsberechtigten (Art. 23a Abs. 1 E-EPDG, Art. 2 Abs. 1 EPDFV)

Des Weiteren begrusst ARTISET, dass die Finanzhilfen fur alle seit der Inbetriebnahme der Stammge-
meinschaften er6ffneten EPD beantragt werden kdnnen, also rickwirkend pro eréffnetes EPD ausge-
schiittet werden sollen (Art. 26a E-EPDG). Dadurch werden Anreize geschaffen, um eine grosstmégliche
Verbreitung und Nutzung des EPD zu férdern und auch dem Prinzip der fiskalischen Aquivalenz gebuih-
rend Rechnung getragen.
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4.2.6 Relevanter Zeitpunkt der Er6ffnung des EPD fiir die Ausschiittung der Finanzhilfe (Art. 26a
E-EPDG)

ARTISET ist damit einverstanden, dass die Finanzhilfen auch riickwirkend pro erdffnetes EPD ausge-
schuttet werden kdnnen. ARTISET ist konsequenterweise ebenso damit einverstanden, dass die mit der
EPD-Er6ffnung in Verbindung stehenden Leistungen der Stammgemeinschaften unabhangig davon ver-
gutet werden, ob die EPD vor oder erst nach Inkrafttreten der Finanzhilfeverordnung eréffnet wurden. AR-
TISET unterstitzt diesen Ansatz, da dadurch der Anreiz entstehen wird, méglichst friihzeitig eine grosse
Anzahl EPD zu eréffnen, ohne Zuwarten bis zum Inkrafttreten der Ubergangsfinanzierung.

4.2.7 Kirzung der Finanzhilfen ab Erreichen des Hochstbetrags (Art. 3 Abs. 2 EPDFV i.V.m. Art.
23b E-EPDG)

ARTISET ist mit dem vorgeschlagenen Kirzungsmechanismus der Finanzhilfen einverstanden, wenn die
finanziellen Mittel nicht ausreichen, um allen gesuchstellenden Stammgemeinschaften die volle Finanz-
hilfe zu gewahren.

4.2.8 Auszahlungsverfahren und Fristenlauf (Art. 3-8 EPDFV)

Auch unterstitzt ARTISET das vom Bundesrat vorgeschlagene Auszahlungsverfahren der Finanzhilfen
des Bundes, da dieses tatsachlich vermeidet, dass ein Zuwarten der Stammgemeinschaften und der
Leistungserbringer bis zum Beschluss des BAG Uber die Finanzhilfen entsteht.

4.2.9 Gewahrleistung der Finanzhilfen durch den Bund (Art. 23a Abs. 3 E-EPDG)

Hingegen lehnt ARTISET ab, dass die Finanzhilfen des Bundes geméss BR-Vorentwurf nur gewahrt wer-
den kénnen, wenn sich die Kantone in mindestens gleicher Hohe an den jahrlichen Kosten der Stammge-
meinschaft flr den Betrieb und die Weiterentwicklung des EPD beteiligen. Durch einen solchen Mecha-
nismus werden gewisse Stammgemeinschaften benachteiligt. Und die an ihnen angeschlossenen Alters-
und Pflegeinstitutionen indirekt auch. Zur lllustrierung: Der Kanton Graubiinden hat bis anhin ein Engage-
ment im Rahmen der Stammgemeinschaft eSanita abgelehnt. So wirde der kantonale Anteil der fragli-
chen Kosten dieser Stammgemeinschaft von diesem Kanton nicht vergitet — der kantonale Anteil z.B. fur
die Stammgemeinschaften Emedo und Axsana dagegen schon.

Angesichts des dringenden Handlungsbedarfs zur Verbreitung des EPD und auch, damit alle Stammge-
meinschaften finanziell gleichbehandelt werden, wére es dagegen sinnvoll, die Finanzhilfen von Bund
und Kantonen nach einem gleichbehandelnden Verteilungsschlissel zu erteilen.

Deswegen pladiert ARTISET fir eine differenzierte Gewichtung des Subsidiaritatsprinzips unserer fédera-
listischen Staatsordnung im vorliegenden Rahmen. Mit Riicksicht auf die vordergriindige Zustandigkeit
der Kantone fir die Belange im Gesundheitsbereich ist es grundsatzlich so, dass die Kantone zur Mitfi-
nanzierung der Stammgemeinschaften verpflichtet werden missten. Trotzdem soll aus Sicht von ARTI-
SET eine Verweigerung oder Verzégerung des betroffenen Kantons keine unangenehmen Folgen fur die
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Stammgemeinschaften haben dirfen: Die ersuchende Stammgemeinschaft muss auf jeden Fall vom Be-
trag der kumulierten Finanzhilfen (Anteile) von Bund und Kanton profitieren kénnen. Deswegen muss der
Bund den Gesamtbeitrag der kumulierten Finanzhilfen allenfalls ausschitten missen — und der Kanton
wirde ihm den Betrag seines eigenen Anteils schulden, wenn er seine Auszahlung unrechtmassig verzo-
gert.

So beantragt ARTISET folgende Neuformulierung von Artikel 23a Absatz 3 E-EPDG:

% Die Kantonen sind dazu verpflichtet, sich in mindestens gleicher Hohe wie der Bund an den jahrlichen
Kosten der Stammgemeinschaft fir den Betrieb und die Weiterentwicklung des elektronischen Patienten-
dossiers zu beteiligen. Wenn die Beteiligung des Kantons vor der Einreichung des Gesuchs um Finanz-
hilfe durch die Stammgemeinschaften noch nicht erfolgt ist und der Betrag der kantonalen Finanzhilfe
infolgedessen nicht tatsachlich ausgeschiittet worden ist, leistet der Bund den vom Kanton geschuldeten
Anteil der Finanzhilfe. In diesem Fall ist der Kanton ist verpflichtet, seinen Anteil der Finanzhilfe inner-
halb des darauffolgenden Jahres dem Bund zuriickzuerstatten.

4.2.10 Kostendach der Finanzhilfe (Art. 23b E-EPDG, Art. 4 EPDFV)

Zur Verordnungsbestimmung, dass einer Stammgemeinschaft insgesamt hdchstens ein Betrag von 15
Millionen Franken gewéahrt werden soll (Art. 4 EPDFV), nimmt ARTISET keine Stellung: Einerseits zeigt
die Fdderation Verstandnis dafir, dass keine einzelne Stammgemeinschaft vorzeitig einen Grossteil der
Finanzhilfen beanspruchen kénnen soll; andererseits geht sie davon aus, dass das derzeitige System,
das auf mehreren IT-Infrastrukturen beruht, Ineffizienz und unnétige Kosten verursacht.

4.2.11 Gesuch und Verfugung betr. Finanzhilfe des Bundes (Art. 23c E-EPDG, Art. 5 und 6 EPDFV)

Gemass Bundesratswillen soll die vorgesehene Finanzhilfe kostengiinstig umgesetzt werden; die Umset-
zung soll zudem mit minimalem administrativem Aufwand und damit effizient erfolgen (erlauternder Be-
richt zur EPDG-Anderung, S. 20-22). Die Féderation ARTISET begriisst diese Absicht. Sie halt das vom
Bundesrat vorgeschlagene Gesuch- und Verfiigungsverfahren betreffend Finanzhilfen des Bundes fiir in
dieser Hinsicht grundsatzlich zielfuhrend.

4.2.12 Anmerkung: Durch die Finanzhilfen nicht gedeckten Kosten der Leistungserbringer

An dieser Stelle gilt es festzustellen, dass fur die Pflegeinstitutionen, die Leistungen zulasten der OKP
abrechnen, die Fihrung von EPD mit erheblichen Kosten verbunden ist. Viele Pflegebedurftige in Pflege-
institutionen benétigen wochentlich, ja gar taglich medizinische und pflegerische Unterstiitzung. Die Er-
fassung und Aktualisierung der entsprechenden Daten obliegt dem Personal der Pflegeinstitutionen, was
sich in entsprechenden Kosten (Arbeitsstunden sowie Infrastrukturanschaffung) niederschlagt. Theore-
tisch sollten diese Kosten fiir die Bewirtschaftung der EPD Uber die Pflegefinanzierung vollstandig finan-
ziert werden. Nimmt der Kanton seine Aufgabe als Restfinanzierer ernst, sollte keine zuséatzlichen Kosten
auf die Pflegeinstitutionen zukommen. In der Praxis wird dies aber nicht sichergestellt. Die Einfuhrung
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und das Pflegen von EPD ist in Tat und Wabhrheit nicht nur fiur die Stammgemeinschaften, sondern auch
fur die Leistungserbringer kostspielig.

5. Einwilligung und Eréffnungsprozess (Art. 3 Abs. 1-1°' E-EPDG,
Art. EPDFV i.V.m. Art. 16 EPDV)

5.1 Vorschlag des Bundesrates

Der Bundesrat schlagt neue Méglichkeiten fir das Eroffnen eines EPD mittels elektronischer Einwilligung
vor. Zusatzlich zur bereits bestehenden aber wenig genutzten qualifizierten elektronischen Signatur
(QES; Art. 3 Abs. 1-1bis E-EPDG). In jedem Fall muss gewahrleistet werden, dass die Patientinnen bzw.
die Patienten zweifelsfrei identifiziert werden und ihre Einwilligung zur Eréffnung ausdriicklich gedussert
und jederzeit nachweisbar ist. Ziel ist, dass der Eréffnungsprozess effizienter gestaltet werden kann und
folglich die Hurde fir das Eroffnen eines EPD massgeblich gesenkt wird.

5.2 Haltung von ARTISET

ARTISET begrisst, dass der Bundesrat zwecks Forderung der Verbreitung des EPD-Alternativen zur ei-
genhandigen Unterzeichnung aber auch zur QES erméglichen will, um die Einwilligungserklarung zur Er-
offnung eines EPD im Einzelfall legitimieren zu kénnen.

Gleichzeitig hebt ARTISET hervor, dass der Bundesrat im erlauternden Bericht, S. 7, zutreffend erwahnt,
die im EPD abgelegten Daten wiesen einen besonders schiitzenswerten Charakter auf. Daher muss si-
chergestellt sein, dass die Einwilligung zur Fihrung eines EPD auch wirklich durch den/die betroffene/n
Patienten/Patientin erteilt wurde.

Im Hinblick, dass besonders schiitzenswerten Daten im EPD abgelegt werden, begrisst ARTISET, dass
die Einwilligung der Patienten und Patientinnen zur Er6ffnung eines EPD geméss BR-Vorentwurf im Ein-
zelfall ausdriicklich gedussert werden muss.

Solange am Grundsatz der doppelten Freiwilligkeit der Eréffnung eines Patientendossier festgehalten
wird, halt es ARTISET zudem fir sinnvoll, dass die Einwilligung zur Eréffnung und Fihrung eines EPD
jederzeit nachweisbar sein soll (art. 3 Abs. 1°s E-EPDG.
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6. Verfassungsmassigkeit (Art. 1 Abs. 3 zweiter Satz E-EPDG)

6.1 Vorschlag des Bundesrates

Aus Sicht des Bundesrates musse das EPDG nebst Artikel 95 Absatz1 und Artikel 122 Absatz 1 der Bun-
desverfassung (BV) zusatzlich auf Artikel 117 Absatz 1 BV abgestitzt werden (vgl. S. 16-17 des erlau-
ternden Berichts tiber die vorliegende EPDG-Anderung). Artikel 117 BV sei sehr offen formuliert und
lasse dem Gesetzgeber einen weiten Gestaltungsspielraum. Eine Abstlitzung der Regelungskompetenz
fur das EPD auch auf Artikel 117 BV sei grundsatzlich mdglich, weil zwischen den Zielsetzungen der
Krankenversicherung einerseits und jenen des EPD andererseits gewisse Zusammenhé&nge und Schnitt-
stellen bestiinden.

Laut Bundesrat kdnne die Ausrichtung von Finanzhilfen durch den Bund flr den Betrieb und die Weiter-
entwicklung des EPD nur Uber den Weg von Artikel 117 BV begriindet werden. Das impliziere, dass das
EPD als Instrument der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) betrachtet werden solle. Der
Bundesrat erachtet, dass Artikel 117 BV eine umfassende Gesetzgebungskompetenz des Bundes mit
nachtraglich derogatorischer Wirkung bezuglich der Regelung der Kranken- und Unfallversicherung be-
grinde. Somit sei die Abstitzung der Regelungskompetenz fur das EPD auch auf Artikel 117 BV grund-
satzlich méglich.

6.2 Haltung von ARTISET

Die Foderation empfiehlt, die Betrachtungen des Bundesrates Uber die Verfassungsmassigkeit der Ge-
setzgebung des Bundes uber das EPD und die damit verbundenen Finanzhilfen des Bundes mit grosser
Vorsicht zu betrachten: Das Konstrukt, wonach das EPDG (auch) in Artikel 117 BV eine verfassungsmas-
sige Verankerung haben kann, findet zwar eine politische Begriindung in der Notwendigkeit, das Weiter-
bestehens und die Weiterentwicklung des EPD gewahrleisten zu miussen. Formell grenzt es aber an ei-
ner nachgeholten juristischen Trickserei. Diese ist zudem nicht harmlos: Dadurch stellt sich der Bund,
und insbesondere das EDI und das Bundesamt fir Gesundheit, eine markant ausgebaute Vollzugsmacht
und entsprechenden Weisungsbefugnisse gegeniiber den Kantonen sicher.

Aus Sicht von ARTISET bleibt in diesem Spannungsfeld nach wie vor wichtig, dass die Krankenversiche-
rer keinen Zugang zum Inhalt der einzelnen EPD erhalten, auch wenn das EPD eine verfassungsmassige
Verankerung gerade in Artikel 117 BV finden solle. Der Bundesrat stellt diese Notwendigkeit im vorliegen-
den Rahmen immerhin nicht infrage.
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7. Form der finanziellen Unterstitzung durch den Bund

Es stellt sich die Frage, ob die finanzielle Unterstitzung der Stammgemeinschaften durch den Bund eine
Finanzhilfe oder eine Abgeltung nach Subventionsgesetz darstellt. Laut Bundesrat handelt es sich bei der
Ubergangsfinanzierung der Stammgemeinschaften um Finanzhilfen (erlauternder Bericht zur EPDG-An-
derung, S. 17-18). Fur die Tatigkeit der Institutionen, die Leistungen zulasten der OKP abrechnen, ist die-
ser Punkt vollig irrelevant, weshalb die Féderation ARTISET keine Stellung zu diesem Punkt nimmt.

Die Foderation ARTISET und ihr Branchenverband CURAVIVA bedanken sich fir die Prifung und Be-
ricksichtigung der oben aufgefihrten Standpunkte.

Mit freundlichen Griissen

ARTISET CURAVIVA

Yann Golay Anna Jorger
Projektleiter Geschéftsfihrerin

Fur weitere Fragen wenden Sie sich bitte an:
yann.golay@artiset.ch
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Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

fedérati .
0 Confédération suisse Bundesamt fiir Gesundheit BAG

Confederazione Svizzera . .
) . Direktionsbereich Verbraucherschutz
Confederaziun svizra

Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Marcel Durst / Association Spitex Privée Suisse (ASPS)
Abkurzung der Firma / Organisation : ASPS

Adresse, Ort : Uferweg 15, 3013 Bern

Datum : 28. April 2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit lnren Angaben ausfullen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch




Bundesgesetz iiber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Fir mehr Effizienz, Effektivitdt und Transparenz im Gesundheitswesen muss das EPD nachhaltig geférdert und finanziell gestiitzt werden.

Die geplanten Anderungen sind ein Schritt in die richtige Richtung.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag

Art. 23a Abs. 2 | Zusatzlich zu den Patientendossiers sind Anreize zu schaf- | Die Finanzhilfen werden in Form eines festen Beitrages pro eroffnetes Pati-
fen, um Leistungserbringer anzubinden und deren aktive entendossiers und/oder pro teilnehmenden Leistungserbringer ausgerich-
Teilnahme zu férdern. tet.

Art. 23a Abs. 3 | Die Finanzhilfe durch den Bund erfolgt aktuell nur nach er- | Die Beteiligung der Kantone muss vor der Einreichung des Gesuches um

folgter Mitfinanzierung des Kantons. Dies kdnnte zu unnéti-
gen Verzogerungen in der Finanzierung fiihren. Entspre-
chend soll hier eine Zusicherung des Kantons in geeigneter
Form als Nachweis fiir dessen Beteiligung ausreichen.

Finanzhilfen durch die Stammgemeinschaften in geeigneter Form bestatigt
sein.

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

11/4.A1.

Die Verbreitung und Nutzung des EPD kann nur vorange-
trieben werden, wenn flachendeckend auch maéglichst viele

Die Anbindung von Leistungserbringern sowie die Integration von Zusatz-
diensten sind ebenfalls zu unterstitzen.
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Leistungserbringer eingebunden werden und aktiv teilneh-
men. Darum ist auch die Anbindung von Leistungserbrin-
gern zu unterstutzen.

Im Sinne der Weiterentwicklung des EPD ist auch die In-
tegration von Zusatzdiensten (z.B. eMedikation) zu férdern,
welche zu mehr Effizienz, Effektivitat und Transparenz im
Gesundheitswesen beitragen.

Die Hohe dieser Beitrage sind zu definieren.

12/ Art. 3

Die ASPS begrisst die neuen Formen der elektronischen
Einwilligung. Es ist ein weiterer wichtiger Schritt, um den

Eréffnungsprozess zu vereinfachen und die Schwelle fur

das Erdffnen des EPD zu senken.

Keine Anderungen.

Verordnung uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Die Verordnung umfasst gute Ansatze zur Férderung des EPD. Nebst ertffneter Patientendossiers braucht es jedoch auch eine Anbindung/Teilnahme der
Leistungserbringer, um die Chancen des EPD schliesslich auch nutzen zu kénnen. Deshalb sind die Leistungserbringer von Beginn an mitzubericksichti-
gen. Somit ist deren Anbindung und Teilnahme ebenfalls zu férdern und in die Verordnung aufzunehmen.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Art. 3 Abs. 2

Laut diesem Artikel wird «bei zu viel er6ffneten EPD’s» die
Finanzhilfe gekirzt und allen Stammgemeinschafften der
gleiche (reduzierte) Betrag pro eréffnetes Dossier zuge-
sprochen. Dieses Vorgehen ist fir die Planungssicherheit
der Stammgemeinschaften nicht zumutbar, und ist auch

nicht im Sinne, dass méglichst viele EPD’s erdffnet werden.

Reichen die finanziellen Mittel nicht aus, um allen gesuchsstellenden
Stammgemeinschaften die volle Finanzhilfe zu gewahren, kénnen die
Stammgemeinschaften dazu verpflichtet werden, einen Teil der eréffneten
EPD’s ins neue Finanzjahr vorzutragen und (verzdgert) abzurechnen.
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Art. 5

Statt dem Nachweis der erfolgten Beteiligung durch den
Kanton, sollte eine Zusicherung ausreichen.

- Zusicherung der Beteiligung durch den Kanton

Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag
3/Ar. 2 Nebst dem Anreiz mdglichst viele Patientendossiers zu er- | Artikel entsprechend erganzen.
offnen, sollte auch die Anbindung von Leistungserbringern
gefordert werden. Je schneller alle Beteiligten an Bord sind,
desto schneller sind die positiven Effekte des EPD spiirbar.
(z.B. Kosteneinsparungen)
3/Art. 2 Abs. | Siehe Kommentar oben. Auch hier sind die Leistungserbrin- | Eine solche Verbreitung kann durch die finanzielle Unterstiitzung in Abhan-
1 ger miteinzubeziehen. gigkeit der Anzahl eréffneter EPD und/oder der Anzahl angebundener Leis-
tungserbringer gezielt geférdert werden.
4/Art. 4 Die Hochstbetrage pro Stammgemeinschaft sind aufgrund Hoéchstbetrage pro Stammgemeinschaft missen festgehalten und kommu-
der Planungssicherheit vorgangig zu definieren. niziert werden.
4/ Art. 5 Abs. | Eine Zusicherung der Kantone sollte ausreichen, um die Fi- | Eine Zusicherung des entsprechenden Kantons muss bei der Gesuchsein-
2 nanzhilfe beantragen zu kdnnen (s.a. Kommentare oben) reichung vorliegen.
6/Art.9/16 Die ASPS begrusst die neuen Mdglichkeiten der Einwilli- Keine Anderungen.

gung.
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Apothekeverbands des Kantons Zirich
Abktrzung der Firma / Organisation : AVKZ

Adresse, Ort : Rotbuchstrasse 83 8037 Zirich

Datum : 18. April 2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch



mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Wir begriissen, dass das EPDG neu auch als Zielsetzung hat, die Qualitat zu féordern und, dass Weiterentwicklungen ebenfalls dieses Ziel verfolgen sollen.
Wir erachten die Ubergangsfinanzierung als ein notiges Mittel, aber stehen der freiwilligen Finanzierung und der dazu verkniipften Finanzhilfen kritisch
gegenuber. Fir das ganze System spielt es keine Rolle, wo der Patient sein Dossier erdffnet hat. Das Gesamtsystem profitiert von mehr Patientinnen und
Patienten mit eroffnetem Patientendossier. Diesbezliglich sollte der Betrieb und die Erdffnung von neuen Dossiers gefordert werden. Eine Finanzierung
Uber sdmtliche Kantone muss gleich auf die kantonalen, Uberkantonalen und nationalen Stammgemeinschaften verteilt werden und gleichermassen von
Bund und Kantonen getragen werden.

Die Finanzierung des Betriebes der Stammgemeinschaften ist ein wichtiger Punkt. Jedoch geht Stand heute mit dieser Vorlage die Finanzierung der Ge-
sundheitsdienstleister verloren. Anpassungen an Ihren IT-Systemen fr Interoperabilitat wird nicht abgegolten und ist fur uns ein kritischer Erfolgsfaktor. Bei
der elektronischen Gesundheitsakte (ELGA) wurden ebenfalls die Gesundheitsdienstleister und ihre Priméarsystemhersteller bei der Weiterentwicklung
berticksichtigt, so dass neue Services, wie die E-Medikation etabliert werden konnten. Diese Finanzierung der Systeme fehlt ganzlich in der jetzigen Vor-
lage und sollte unbedingt berticksichtigt werden. Nur so kann sichergestellt werden, dass flachendeckend neue Services implementiert werden.

Es freut uns zwar, dass der Bundesrat die Notwendigkeit der finanziellen Unterstiitzung erkannt hat, erachten jedoch die vorgeschlagene Lésung aus Sicht
der Gleichbehandlung problematisch. Die vorgeschlagene Lésung regelt lediglich die finanzielle Unterstlitzung der Stammgemeinschaften, sofern sie be-
reits durch einen Kanton finanziell unterstitzt wird. Eine Regelung der finanziellen Unterstitzung fehlt jedoch komplett.

Kantone, die bei der Entwicklung oder dem Betrieb einer Stammgemeinschaft beteiligt sind, haben kein Interesse daran, andere als diese finanziell zu
unterstitzen. Entsprechend wirden lediglich diese von den Beitrdgen der Kantone profitieren, wahrend nationaltéatige Stammgemeinschaften, wie Abilis,
von den kantonalen Beitradgen nicht berucksichtigt wirden. Diese Ungleichbehandlung gilt es zu verhindern. Entscheidend fur die finanzielle Unterstitzung
dirfen einzig die effektiv eréffneten Patientendossiers sein,

Durch die vorgeschlagene Regelung haben nationale Stammgemeinschaften keine Méglichkeit, ihnren Anspruch auf Unterstiitzung geltend zu machen,
weder durch kantonale noch nationale Beitrdge. Damit werden nationale Stammgemeinschaften wie Abilis gegenuliber kantonalen Stammgemeinschaften
klar benachteiligt. Um die verfassungsmassige Gleichbehandlung zu garantieren, wird eine Anpassung des Art. 23a EPDG vorgeschlagen. Die vorgeschla-
gene Formulierung soll die Kantone verpflichten, eine Finanzierung nach Anzahl eréffneten Patientendossier von Personen mit Wohnort in diesem Kanton
an die entsprechende Stammgemeinschaft zu entrichten. Die Kantone sind selbstversténdlich frei, auf die Leistung eines finanziellen Beitrag zu verzichten.
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Zudem stiinde die Finanzierung nur zertifizierten Stammgemeinschaften zu.

Das Kriterium des Wohnsitzes ist angemessen, da ein Patient geméss EPDG nur einer einzigen Stammgemeinschaft angehodren kann und die Interoperabi-
litdt zwischen den Stammgemeinschaften eine Voraussetzung fur die Zertifizierung und ein wesentliches Element des elektronischen Patientendossiers ist.
Somit werden die mit dem EPD verbundenen Vorteile fiir die 6ffentliche Gesundheit und insbesondere die Einsichtnahme durch alle Leistungserbringer fir
den Wohnkanton des Patienten erworben, unabhangig davon, in welcher Stammgemeinschaft sein EPD er&ffnet wurde. Schliesslich kann durch die gleiche
Form der Finanzhilfen des Bundes und der Kantone (also ein fester Betrag pro erdffnetem EPD) leicht sichergestellt werden, dass die kantonalen Finanzhil-
fen mindestens gleich hoch sind wie die des Bundes.

Das geltende EPDG scheint es dem Bund nicht zu ermdglichen, die Kantone zur finanziellen Unterstiitzung der Stammgemeinschaften zu verpflichten.
Aber es hindert den Bund nicht daran, Vorgaben fiir die Finanzierung des Betriebs und die Weiterentwicklung der Stammgemeinschaften zu definieren.
Durch diese Kriterien kann der Bund die Einhaltung des Gleichbehandlungsprinzips sicherstellen, wie er dies beispielsweise beim Covid-19-Gesetz eben-
falls gemacht hat.

Subsidiar, unter der Annahme, dass der Bund weder die Kantone zur Finanzierung des EPD verpflichten kann noch Kriterien fir die Finanzierung der
Stammgemeinschaften durch die Kantone festlegen kann, muss das EPDG eine Gleichbehandlung der Stammgemeinschaften gewahrleisten. Da davon
auszugehen ist, dass die Kantone keine finanzielle Unterstiitzung an nationale Stammgemeinschaften leisten werden, wenn sie nicht dazu verpflichtet sind,
ist im Falle von nationalen Finanzhilfen eine Auszahlung anteilig der im Kanton eréffneten Patientendossiers den tatigen Stammgemeinschaften unabhén-
gig der finanziellen Beteiligung des Kantons zu gewahren.

Wir méchten ebenfalls festhalten, dass der finanzielle Beitrag pro erdffnetem Patientendossier keineswegs kostendeckend ist und ein héherer Unterstit-
zungsbeitrag die Weiterentwicklung und die Verbreitung des elektronischen Patientendossiers sicherstellen und beschleunigen wiirde.

Wir bedanken uns fir die Méglichkeit der Stellungnahme und die Bertcksichtigung unserer Anliegen.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag

Art. 23a Wir erachten diese Klausel als nicht zielfihrend fir die Fi- 3 Die Finanzhilfen werden nur gewahrt, wenn sich die Kantone in mindes-

Absatz 3 nanzierung und Verbreitung des elektronischen Patienten- tens gleicher Hohe an den jahrlichen Kosten der Stammgemeinschaft fur

(primar) dossiers. Aus unserer Sicht sollte die Finanzierung fiir ein den Betrieb und die Weiterentwicklung des elektronischen Patientendos-
nationales Projekt auf nationaler Ebene ansetzen. Hier siers beteiligen. Die Beteiligung der Kantone erfolgt ebenfalls in Form eines
muss man konkret die Kantone in die Pflicht nehmen, das festen Betrags pro erdffnetem Patientendossier einer im Kanton wohnhaf-
System zu unterstitzen und zu finanzieren. ten Person unabhéngig der Stammgemeinschaft, bei der die Person das

Patientendossier erdffnet hat. Die Beteiligung der Kantone muss vor der
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Die Finanzhilfen von Bund und Kantonen missen dabei un-
abhéangig von der Beteiligung oder Unterstiitzung eines
Kantons fur eine Stammgemeinschaft ausfallen und sollten
deshalb an die dort ansassige Person anknipfen, die ein
EPD bei einer kantonalen oder nationalen Stammgemein-
schaft eréffnen. Jede Stammgemeinschaft erhélt dabei ihre
Finanzhilfe anteilig zu den bei ihnen neuerdffneten elektro-
nischen Patientendossiers fiir die im Kanton ansassigen
Patienten. Damit werden national tatige Stammgemein-
schaften den kantonal oder regional auftretenden Stamm-
gemeinschaften gleichgestellt.

Einreichung der Gesuche um Finanzhilfen durch die Stammgemeinschaf-
ten erfolgt sein.

Art. 23a Subsidiarvorschlag damit die Gleichbehandlung von 2 Die Finanzhilfen werden in Form eines festen Betrags pro erdffnetes Pati-

Absatz 2 Stammgemeinschaften, welche finanzielle Unterstiitzung ei- | entendossier ausgerichtet. Der Bundesrat legt dessen Hohe fest.

(subsidiar) nes Kantons erhalten und solchen, die keine erhalten mit- Insofern die kantonale Unterstitzung wegféllt, kann im Einzelfall auf Antrag

tels Ausgleich durch den Bund sichergestellt werden kann. eine zusatzliche Unterstiitzung durch den Bund ausgerichtet werden. Der

Betrag ist beschrénkt auf die HOhe des kantonalen Beitrages nach Mass-
gabe der eréffneten Dossiers.

Art. 23a Wir begriissen die potenzielle finanzielle Unterstiitzung der | 3-Die-Finanzhilfen-werden-nu

Absatz 3 Stammgemeinschaften fur die Weiterentwicklung des

(subsidiar) EPDs. Wir sehen es jedoch kritisch, dass die Finanzierung

der Weiterentwicklung ebenfalls mit der Finanzierung durch
die Kantone verkntipft ist.

Konkret haben Stammgemeinschaften, welche wenig oder
keine Unterstlitzung eines oder mehrerer Kantone erhalten,
keinen Anspruch auf eine Finanzierung. Dadurch ergibt sich
ein Ungleichgewicht zwischen den kantonal finanzierten
Stammgemeinschaften und nicht kantonal finanzierten
Stammgemeinschaften. Dieses Ungleichgewicht kann ei-
nen wesentlichen Impact auf die Roadmap des EPDs und
der Digitalisierung im Gesundheitswesen haben. Im Vorder-
grund steht damit nicht die Leistungsfahigkeit und Qualitat
der Stammgemeinschaft, sondern lediglich, ob die Finan-
zierung durch den Kanton sichergestellt werden kann.

Die Finanzhilfen fir den Betrieb und die Weiterentwicklung des elektroni-

schen Patientendossiers werden nur gewahrt, wenn der Kanton, in dem der

Patient wohnt, sich an den jahrlichen Kosten fiir den Betrieb und die Wei-
terentwicklung des elektronischen Patientendossiers bei der Stammge-
meinschaft, welche das Patientendossier eréffnet hat, beteiligt. Die Beteili-
gung der Kantone muss vor der Einreichung der Gesuche um Finanzhilfen
durch die Stammgemeinschaften erfolgt sein.
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Art. 23a Abs. 4
(neu)
(subsidiar)

Wie im Kommentar zu Art. 23a Abs. 3 erwéhnt, sollen nicht
die kantonalen Beitrage an die Stammgemeinschaften vom
Bund erneut ausgerichtet werden, sondern es sollen an-
teilsmassig jene Stammgemeinschaften finanziell unter-
stitzt werden, welche im betreffenden Kanton elektronische
Patientendossiers eréffnet haben. Die finanzielle Unterstit-
zung des Bundes erfolgt damit nicht unabhéngig der finan-
ziellen Unterstlitzung der Kantone, aber nicht zwingend an
die gleiche Stammgemeinschaften, sondern an jene, wel-
che fur die meisten Eréffnungen zustandig sind. Damit wer-
den national tatige Stammgemeinschaften den kantonal
oder regional auftretenden Stammgemeinschaften gleich-
gestellt.

4 Die finanzielle Unterstitzung des Bundes geht anteilig an jene Stammge-
meinschatft in der Hohe, der im betreffenden Kanton eroffneten, elektroni-
schen Patientendossiers

Art. 23a Abs. 5
(subsidiar)

Vorher Abs. 4

5 Kdnnen fur den Betrieb und die Weiterentwicklung des elektronischen Pa-
tientendossiers andere Bundessubventionen beansprucht werden, so diir-
fen die gesamten Bundesmittel hochstens die Halfte der entsprechenden
Kosten betragen.

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Seite 13/ Art.
23a Absatz 3

Siehe Kommentar zu Art. 23a Abs. 3 (subsidiar) oben.

Die Finanzierung unabhéngig der Stammgemeinschaft,
sondern geknipft an den Wohnort der Person, wiirde auch
weiterhin funktionieren, wenn sich ein Anbieter (unabhéangig
der Grinde) zuriickziehen wirde.

Die Finanzhilfen werden nur dann gewahrt, wenn sich die Kantone in min-
destens gleicher Hohe an den jahrlichen Kosten derStammgemeinschaft
fur den Betrieb und die Weiterentwicklung des EPD beteiligen. Mit einer
solchen jahrlichen Beteiligung sollen die Kantone bereits vor Inkrafttreten
der umfassenden Revision des EPDG zu einer nachhaltigen Finanzierung
des EPD angehalten werden. Die Verpflichtung zur Mitfinanzierung ergibt
sich aus der Tatsache, dass nach geltender Kompetenz- und Aufgabenver-
teilung die Kantone fir die Sicherstellung und damit die Organisation der
Gesundheitsversorgung zustandig sind (siehe Zziff. 7.5 und 7.6.1.1).

Seite 13/ Art.
23a Abs 4
(neu)

Siehe Kommentar zu Art. 23a Abs. 4 (neu)

Die Finanzhilfen des Bundes werden unabhéngig von der evtl. Wahl bzw.
Unterstlitzung eines Kantons fir eine Stammgemeinschaft anfallen und
sollten deshalb an die dort anséssige Person anknipfen, die ein EPD bei
einer kantonalen oder nationalen Stammgemeinschaft eréffnen. Jede
Stammgemeinschaft erhélt dabei ihre Finanzhilfe anteilig zu den bei ihnen
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neuerdffneten elektronischen Patientendossiers fur die im Kanton anséassi-
gen Patienten. Die blosse finanzielle Beteiligung eines Kantons bei einer
einzigen Stammgemeinschaft sollte damit die Finanzhilfe seitens des Bun-
des fir eine im Kanton ansassige Person indizieren.

Verordnung tber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Die oben subsidiar vorgeschlagenen Anderungen aus dem EPDG sollen in der Verordnung entsprechend Einzug finden. Es reicht dabei eine Anpassung
der Gesuchstellung. Der Kanton weist nach, dass er sich finanziell an einer oder mehreren Stammgemeinschaften beteiligt hat. Die Stammgemeinschaften
geben die Anzahl eroffneter EPDs im Kanton an und die finanzielle Unterstiitzung in mindestens der Hohe der Unterstiitzung des Kantons wird anteilsmas-
sig nach im Kanton eréffneten EPDs unter den gesuchstellenden Stammgemeinschaften gewéahrt. Damit werden effektiv die Stammgemeinschaften finanzi-
ell unterstitzt, welche EPDs erdffnet haben und nicht nur jene, die bereits eine finanzielle Unterstitzung des Kantons erhalten haben.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Art. 5 Abs. 2-5

Anschliessend an die subsidiar vorgeschlagene Anderung
von Art. 23a EPDG soll die Gesuchstellung angepasst wer-
den, damit die Finanzhilfen nicht nur an kantonal unter-
stitzte Stammgesellschaften ausbezahlt werden, sondern
anteilsmassig an jene, welche im entsprechenden Kanton
EPDs ertffnet haben (Gleichbehandlungsgebot).

Art. 5 Gesuch

[...]

2 Sie mussen folgende Angaben enthalten:

a. die Anzahl der elektronischen Patientendossiers, die bis Ende des
Vorjahres neu erdffnet wurden;

c. den Geschaftsbericht und die Jahresrechnung;
d. allféllige weitere erhaltene Bundessubventionen.

3 Die Kantone melden jedes Jahr ihre Finanzhilfen, welche sie fiir den Be-
trieb und die Weiterentwicklung des EPD geleistet haben.

4 Das BAG weist unvollstandige Gesuche zuriick und setzt eine angemes-
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sene Nachfrist fur deren Vervollstandigung. Verstreicht die Nachfrist unge-
nutzt oder sind die Angaben bei Ablauf der Nachfrist weiterhin unvollstan-

dig, so tritt das BAG nicht auf das Gesuch ein.

5 Es erlasst eine Wegleitung iber die Gesuchseinreichung und erstellt die

entsprechenden Formulare.

Bemerkunge

n zu den Erlauterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Seite 4 / Art 5,
Absatz 2
Bst. B

Solange es nicht sichergestellt ist, dass die Kantone auch
einen Beitrag leisten, sollte die Ubergangsfinanzierung
nicht daran geknupft werden.

Finanzhilfen kénnen nur gewéahrt werden, wenn sich die Kantone in min-
destens gleicher Hohe an den jahrlichen Kosten derStammgemeinschaft
fur den Betrieb und die Weiterentwicklung des EPD beteiligen. Eine solche
Beteiligung muss bis zur Gesuchseinreichung erfolgt sein (Art. 23a Abs. 3
EPDG). Deshalb ist im Gesuch die durch die Kantone geleistete Mitbeteili-
gung in mindestens gleicher Hohe zu belegen (Bst. b).
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

0 Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Aerztegesellschaft des Kantons Bern
Abklrzung der Firma / Organisation : BEKAG

Adresse, Ort : Amthausgasse 28, 3011 Bern
Datum : 26. April 2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit lnren Angaben ausfiillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch



mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfiihrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Die BEKAG &ussert sich unaufgefordert zur geplanten Ubergangsfinanzierung. Mit dieser sollen primar Anreize fiir eine schnelle Verbreitung des EPD
geschaffen werden. Die vorgesehene Hilfe von CHF 15.00 pro eréffnetem Dossier kann allenfalls einen Deckungsbetrag fur die Aufwande sein, die bei
einer Er6ffnung anfallen. In den Erlauterungen wird zudem nicht dargelegt, wie hoch der finanzielle Mittelbedarf der Stammgemeinschaften ist. Die Orientie-
rung der Hohe der Finanzhilfen an den Kosten fir ein effizient herausgegebenes ldentifikationsmittel nach EPDG erachten wir als einen falschen Ansatz.
Die Vorlage ist in jeglicher Hinsicht ungeniigend. Sie 16st kein einziges akutes Problem. «Praxisinformationssysteme - Krankenhausinformati-
onssysteme — Gemeinschaften — Stammgemeinschaften» bilden funktionell ein Ganzes, das auch als solches finanziell umfassend unterstiitzt
gehort.

Zuruck zum Thema: Zur Verbesserung der Behandlungsprozesse gehdrt der rasche, ev. mehrmals tagliche Zugriff auf relevante Patientendaten und -
informationen wahrend der Sprechstunde, also der Zugriff direkt auf vorhandene Daten einer Stammgemeinschaft (tiefe Integration), ohne dass jedes Mal
der Umweg Uber ein Webportal mit all den Zugriffsablaufen gegangen werden muss. Die Realisierung der «tiefen Integration» ist noch weit entfernt und be-
darf zusatzlicher, erheblicher finanzieller Investitionen auf Seiten Stammgemeinschaften und der ambulanten Leistungserbringer. Wer glaubt, dass der
Bund und die Kantone dies nicht vorfinanzieren mussen, und auch effektiv vorfinanzieren werden, liegt daneben. Die digitale Verbesserung des Gesund-
heitswesens wird so und mit der jetzigen Vorlage, die auf reinem Wunschdenken basiert, nur unnétig um weitere Jahre in die Zukunft verscho-
ben.

Die Arzteschaft hat wiederholt darauf hingewiesen, dass die Finanzierung des EPD einschliesslich des Betriebs nicht nachhaltig sichergestellt ist. Dies
insbesondere vor dem Hintergrund, dass das EPD fiir Stammgemeinschaften und Gemeinschaften an sich kein tragfahiges Geschaftsmodell ist.
Die beabsichtigte Zielsetzung der Erhéhung der Anzahl eréffneter Dossiers ist aus unserer Sicht nur begrenzt wirksam. Ausgehend davon, dass das EPD
nur einem bestimmten Teil von Patientengruppen einen Mehrwert bietet, ist mit einer hohen Anzahl von nicht bewirtschafteten Dossiers zu rechnen. Dies
zeigen klar Erfahrungen von Personal Health Records aus dem Ausland, die einen dhnlichen Ansatz wie in der Schweiz verfolgen. Weiter ist festzuhalten,
dass sich 5 Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung zum EPD nur ein Teil der Spitéler (Art. 39 Abs. 1 Bst. f KVG) angeschlossen haben und innerhalb
derjenigen Spitaler, die am EPD teilnehmen nur ein geringer Teil der dort tatigen Gesundheitsfachpersonen Uber einen Zugriff auf das EPD verfiigen. In
seiner jetzigen Form wird das EPD fiir Patientinnen und Patienten sowie fiir die ambulante Arzteschaft keinen bedeutenden Nutzen haben.
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Die vorgesehene Gesetzesanpassung klammert aus, dass neben den Wunschzielen «Qualitatssteigerung und Kosteneinddmmung im Bereich der Kran-
kenversicherung» die Einfuhrung des EPD «per se» und die unabdingbare Ergdnzung durch B2B-Zusatzdienste in der Folge zu einem substanziellen,
durch Studien belegten Kostenanstieg der Praxiskosten fihren wird, dies bei notorischer Verweigerung, die Arzttarife in der ambulanten Versorgung anzu-
passen. Wir haben wiederholt erfolglos darauf hingewiesen, dass das EDI, das BAG und die Politik das Gesundheitswesen bewusst an die Wand
fahren, indem den Schweizer Arztpraxen in den letzten Jahrzehnten Milliarden an gerechtfertigter Tariferhohung vorbehalten wurden, wéahrend
gleichzeitig immer mehr (administrative) Gratisleistungen der Arzteschaft ins Gesetz geschrieben wurden oder noch werden sollen. Die Folgen
wie etwa Hauséarztemangel und ein Mangel an in der Zukunft benétigten Spitalarzten sind bereits heute deutlich spiirbar, und der eindriickliche
Beweis dafiir, dass durch eine solche permanente Unterfinanzierung die Attraktivitat des Arztberufs zu Lasten der Patientinnen und Patienten
und zu Gunsten der gesunden Pramienzahler fortlaufend gesenkt wurde. Wenn dann etwas einmal nicht klappt, aus welchen Griinden auch immer,
folgt die Schelte in den Medien und der Politikerinnen und Politiker an der Arzteschaft postwendend, mit der Folge, dass wiederum zusétzliche Qualitatssi-
cherungsmassnahmen und neue administrative Pflichten zum Nulltarif eingefiihrt werden. Und sollte der Gesetzgeber dann spater einmal reagieren, um die
bereits heute existierende, und stets zunehmende Unterversorgung zu bekampfen, wird es zu spat sein um rasch eine Verbesserung herbeifihren zu kén-
nen. Es werden seit Jahren schlicht zu wenige, inskiinftig nur noch teilzeittitige Arztinnen und Arzte ausgebildet.

Antraq: Nichteintreten auf die Vorlage und stattdessen rasche Ausarbeitung einer deutlich weitergehenden Revisionsvorlage.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Art. 3 Abs. 1 Die ausdruckliche Einwilligung ist nach vorhergehender Wir pladieren flr eine einfachere, flr die grosse Mehrheit der Bevolkerung
und 1bis Aufklarung Uber Speicherung, Verwendung, Austausch, Zu- | inkl. kranke, altere oder sozial schwache Personen handhabbare Lésung.
EPDG griff auf die Daten etc. zu erbringen. Die Aufklarung muss Denn die Praktikabilitét des jetzt vorgesehen Systems der Freiwilligkeit ist
sowohl inhaltlicher und technischer Art so erfolgen, dass nicht gegeben und hindert durch die Kompliziertheit die Eréffnung mog-
die Patientin oder der Patient im Rahmen ihres Selbstbe- lichst vieler EPD’s erheblich. Fir bestimmte Teile der Bevolkerung (z.B. al-
stimmungsrechts die Vorgange verstehen und nachvollzie- | tere und/oder schwer kranke Menschen) ist das Ganze mit derart vielen
hen kann. Selbstverstandlich muss die nachfolgende Ein- Hurden verbunden, dass verninftigerweise nicht damit zu rechnen ist, dass

willigung die Widerspruchsmoglichkeit beinhalten. Ebenso von ihnen die notwendige Einwilligung jemals erteilt werden durfte.
ist die Freiwilligkeit der Einwilligung eine Voraussetzung,
dass die Einwilligung Uberhaupt erteilt wird.

Wir weisen darauf hin, dass auf Verordnungsebene gere-
gelt werden muss, in welcher Form die rechtsgultige Einwil-
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ligung zu erfolgen hat. Die Stammgemeinschaften benoti-
gen zudem fiir die Uberpriifbarkeit einen rechtlichen Rah-
men. Hierbei ist zu berlcksichtigen, dass die Einwilligung
Uberprufbar und nachvollziehbar sein muss. Sofern die Ein-
willigung durch die Patientin oder des Patienten erfolgt,
muss dies dem Patienten ausgehandigt werden. Mit dieser
Zustellung der Einwilligung ist zwingend vorzusehen, dass
die Patienten den Vorgang, zur Starkung des Selbstbestim-
mungsrechts, nochmals bestatigen (Double-Opt-In).

Art. 23a EPDG

Ablehnung der vorgelegten Form der Finanzhilfe in der
Form der Abgeltung pro existierendes Patientendos-
sier. Griinde:

Der Betrag wird nur einen Teil aller bei Eréffnung anfallen-
den Kosten auf allen Stellen abdecken. Mit welcher Uber-
legung wird eine derartige Limitierung vorgesehen? Si-
cher kann mit der Fokussierung auf die Anzahl erdffneter
Patientendossiers das Ziel der notwendigen und gewollten
finanziellen Sicherung des Betriebes einer Stammgemein-
schaft nicht nur anndhernd erreicht werden. Die vorgese-
hene Finanzierung lasst insbesondere ausser Acht,
dass der massgebende und unverzichtbare Multiplika-
tor zur flachendeckenden Einfiihrung des EPD und des-
sen Funktionieren die Masse der in der Praxis arbeiten-
den Grundversorger- und Spezialarzte ist.

Beispiele und Schiatzungen: Bei der Umwandlung einer
20-jahrigen Hausarztpraxis in eine mit seinem PIS an das
EPD einer Stammgemeinschaft angebundene Praxis ist mit
einer Anfangsinvestition von mind. CHF 50'000 zu rechnen.
Die Betriebskosten pro Jahr und Station PIS mit Anbindung
an eine Stammgemeinschaft belaufen sich auf ca. CHF
300, und die zusatzlichen Aufwandkosten fiir ein Kollektiv
von 1000 Personen betragen ca. CHF 150'000.-

Das Ziel musste deshalb in erster Linie eine breite Einfih-
rung funktionierender und nutzenstiftender EPD’s, vernetzt
unter vielen ambulanten und stationéren Leistungserbrin-
gern sein, und nicht nur das Zahlen von «leeren» Hullen mit
nur vereinzelten Anwendungen, die nur selten konsultiert
werden, also nicht einfach die Anzahl Eréffnungen.
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Mit dem Modus der vorgesehenen Finanzierungshilfe sollen
sowohl die Stammgemeinschaften «per se» unterstitzt
werden, als auch ein Anreiz fir die Stammgemeinschaften
zur besseren Verbreitung und Nutzung geschaffen werden.
Dabei wird nicht berlcksichtigt, dass die praktischen An-
wendungsfalle des EPD’s und seiner Zusatzdienste in sehr
grossem Ausmass sich hauptsachlich zwischen niederge-
lassenen Praktizierenden und Spitalern abspielt. Die nie-
dergelassene Arzteschaft stellt neben den Spitélern der
wichtigste Block der Stammgemeinschaftsmitglieder dar.
Vollig ausser Acht gelassen wird der Aufwand fir die Um-
stellung von der herkdbmmlichen Dokumentation auf ein ver-
netzungstaugliches PIS, danach die kontinuierliche Pflege
und Bestiickung des EPD’s durch das Gesundheitsfach-
personal und der vermehrte Aufwand fiir den technischen
Unterhalt, Schulung und die wiederkehrenden Audits, etc.

Im Bericht wird festgehalten, dass Gemeinschaften nach
Artikel 2 Buchstabe d EPDG hingegen keine Finanzhilfe ge-
wahrt wird, da sie — im Gegensatz zu den Stammgemein-
schaften — nicht fur das Er6ffnen von Patientendossiers zu-
sténdig sind.

Aus Sicht der BEKAG bedeutet der Ausschluss der Ge-
meinschaften von der Ubergangsfinanzierung einen Eingriff
in die marktwirtschaftliche Entwicklung zugunsten der
Stammgemeinschaften. Zwar zielt die Massnahme des
Bundes darauf ab, die Anzahl der er6ffneten Dossiers zu
erhdhen, jedoch ist aus Sicht der Patienten der Dreh- und
Angelpunkt fiir die Informationen in einem Dossier wie ge-
sagt die hausarztliche Versorgung. Die Hausarzteschaft so-
wie die ambulant tatige Arzteschaft ist derzeit tiberwiegend
in der einzig zertifizierten Gemeinschaft an das EPD ange-
schlossen. Die Gemeinschaften erfillen einen Hauptzweck
der Digitalisierung im medizinischen Alltag zwischen nieder-
gelassenen Arzten unter sich und anderen ambulanten
Leistungserbringern und im Datenverkehr mit Spitalern als
Transportweg und -schiene fiir B2B-Zusatzdenste. Also un-
verzichtbar, da das EPD technisch nur bedingt fir diese
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Funktion gebaut ist und die Realisation von EPD-B2B-Brid-
ges leider (nur) auf dem Papier steht. Der Anschluss an
eine Gemeinschaft erflllt die gesetzlichen Vorgaben, ist
preisgunstig und wird deshalb von ambulanten Leistungser-
bringern bevorzugt. Die Funktion als Transportschiene, zu-
mal Praxen-Spitéler ist dermassen wichtig, dass fir «Ge-
meinschaften» eine Form von Finanzhilfe gepruft werden
muss.

Schliesslich ist zu bertcksichtigen, dass sich die ambulante
Versorgung nicht an den Kantonsgrenzen orientiert. Grup-
penpraxen oder Praxisketten kdnnen sich Uber mehrere
Kantone verteilen und betreuen Patienten und Patientinnen
aus verschiedenen Kantonen. Gleiches trifft auf Gesund-
heitseinrichtungen bspw. der Rehabilitation zu, die in meh-
reren Kantonen tatig sind. Der Anschluss einer Gesund-
heitseinrichtung an mehrere Stammgemeinschaften ist aus
organisatorischer und finanzieller Sicht inakzeptabel.

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Siehe dazu oben die Bemerkungen zur Vorlage selbst.
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Verordnung uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Die Verordnung ist nichts anderes als eine Umsetzung der ungentigenden Gesetzesvorlage beziiglich derer wir Nichteintreten beantragen. Deshalb und

unter Berlicksichtigung unserer Bemerkungen zur Gesetzesvorlage eriibrigt sich eine Stellungnahme hierzu.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Conférence latine des associations cantonales de pharmacie
Abktrzung der Firma / Organisation : CLPh

Adresse, Ort : Route du Lac 2, 1094 Paudex

Datum : 02.05.2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch



mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Bundesgesetz Giber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Wir begriissen, dass das EPDG neu auch als Zielsetzung hat, die Qualitat zu férdern und, dass Weiterentwicklungen ebenfalls dieses Ziel verfolgen sollen.
Wir erachten die Ubergangsfinanzierung als ein notiges Mittel, aber stehen der freiwilligen Finanzierung und der dazu verkniipften Finanzhilfen kritisch
gegenuber. Fir das ganze System spielt es keine Rolle, wo der Patient sein Dossier erdffnet hat. Das Gesamtsystem profitiert von mehr Patientinnen und
Patienten mit eroffnetem Patientendossier. Diesbezliglich sollte der Betrieb und die Erdffnung von neuen Dossiers gefordert werden. Eine Finanzierung
Uber sdmtliche Kantone muss gleich auf die kantonalen, Uberkantonalen und nationalen Stammgemeinschaften verteilt werden und gleichermassen von
Bund und Kantonen getragen werden.

Die Finanzierung des Betriebes der Stammgemeinschaften ist ein wichtiger Punkt. Jedoch geht Stand heute mit dieser Vorlage die Finanzierung der Ge-
sundheitsdienstleister verloren. Anpassungen an lhren IT-Systemen flr Interoperabilitéat wird nicht abgegolten und ist fir uns ein kritischer Erfolgsfaktor. Bei
der elektronischen Gesundheitsakte (ELGA) wurden ebenfalls die Gesundheitsdienstleister und ihre Priméarsystemhersteller bei der Weiterentwicklung
bertcksichtigt, so dass neue Services, wie die E-Medikation etabliert werden konnten. Diese Finanzierung der Systeme fehlt ganzlich in der jetzigen Vor-
lage und sollte unbedingt bertcksichtigt werden. Nur so kann sichergestellt werden, dass flachendeckend neue Services implementiert werden.

Es freut uns zwar, dass der Bundesrat die Notwendigkeit der finanziellen Unterstiitzung erkannt hat, erachten jedoch die vorgeschlagene Lésung aus Sicht
der Gleichbehandlung problematisch. Die vorgeschlagene Lésung regelt lediglich die finanzielle Unterstiitzung der Stammgemeinschaften, sofern sie be-
reits durch einen Kanton finanziell unterstitzt wird. Eine Regelung der finanziellen Unterstitzung fehlt jedoch komplett.

Kantone, die bei der Entwicklung oder dem Betrieb einer Stammgemeinschaft beteiligt sind, haben kein Interesse daran, andere als diese finanziell zu
unterstitzen. Entsprechend wirden lediglich diese von den Beitrdgen der Kantone profitieren, wahrend nationaltéatige Stammgemeinschaften, wie Abilis,
von den kantonalen Beitragen nicht beruicksichtigt wirden. Diese Ungleichbehandlung gilt es zu verhindern. Entscheidend fur die finanzielle Unterstiitzung
dirfen einzig die effektiv eréffneten Patientendossiers sein,

Durch die vorgeschlagene Regelung haben nationale Stammgemeinschaften keine Méglichkeit, ihnren Anspruch auf Unterstiitzung geltend zu machen,
weder durch kantonale noch nationale Beitrdge. Damit werden nationale Stammgemeinschaften wie Abilis gegenuliber kantonalen Stammgemeinschaften
klar benachteiligt. Um die verfassungsmassige Gleichbehandlung zu garantieren, wird eine Anpassung des Art. 23a EPDG vorgeschlagen. Die vorgeschla-
gene Formulierung soll die Kantone verpflichten, eine Finanzierung nach Anzahl eréffneten Patientendossier von Personen mit Wohnort in diesem Kanton
an die entsprechende Stammgemeinschaft zu entrichten. Die Kantone sind selbstversténdlich frei, auf die Leistung eines finanziellen Beitrag zu verzichten.
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Zudem stinde die Finanzierung nur zertifizierten Stammgemeinschaften zu.

Das Kriterium des Wohnsitzes ist angemessen, da ein Patient geméss EPDG nur einer einzigen Stammgemeinschaft angehdren kann und die Interoperabi-
litat zwischen den Stammgemeinschaften eine Voraussetzung fur die Zertifizierung und ein wesentliches Element des elektronischen Patientendossiers ist.
Somit werden die mit dem EPD verbundenen Vorteile fiir die 6ffentliche Gesundheit und insbesondere die Einsichtnahme durch alle Leistungserbringer fur
den Wohnkanton des Patienten erworben, unabhangig davon, in welcher Stammgemeinschaft sein EPD er&ffnet wurde. Schliesslich kann durch die gleiche
Form der Finanzhilfen des Bundes und der Kantone (also ein fester Betrag pro eréffnetem EPD) leicht sichergestellt werden, dass die kantonalen Finanzhil-
fen mindestens gleich hoch sind wie die des Bundes.

Das geltende EPDG scheint es dem Bund nicht zu ermdglichen, die Kantone zur finanziellen Unterstiitzung der Stammgemeinschaften zu verpflichten.
Aber es hindert den Bund nicht daran, Vorgaben fiir die Finanzierung des Betriebs und die Weiterentwicklung der Stammgemeinschaften zu definieren.
Durch diese Kriterien kann der Bund die Einhaltung des Gleichbehandlungsprinzips sicherstellen, wie er dies beispielsweise beim Covid-19-Gesetz eben-
falls gemacht hat.

Subsidiar, unter der Annahme, dass der Bund weder die Kantone zur Finanzierung des EPD verpflichten kann noch Kriterien fir die Finanzierung der
Stammgemeinschaften durch die Kantone festlegen kann, muss das EPDG eine Gleichbehandlung der Stammgemeinschaften gewahrleisten. Da davon
auszugehen ist, dass die Kantone keine finanzielle Unterstiitzung an nationale Stammgemeinschaften leisten werden, wenn sie nicht dazu verpflichtet sind,
ist im Falle von nationalen Finanzhilfen eine Auszahlung anteilig der im Kanton eréffneten Patientendossiers den tatigen Stammgemeinschaften unabhén-
gig der finanziellen Beteiligung des Kantons zu gewéhren.

Wir méchten ebenfalls festhalten, dass der finanzielle Beitrag pro erdffnetem Patientendossier keineswegs kostendeckend ist und ein héherer Unterstut-
zungsbeitrag die Weiterentwicklung und die Verbreitung des elektronischen Patientendossiers sicherstellen und beschleunigen wiirde.

Der Kanton Freiburg hat eine interkantonale Vereinbarung unterzeichnet, die die Entwicklung der CARA-Plattform beglnstigt und weitgehend finanziert. In
der Praxis sind die Leistungserbringer nicht motiviert, sich an der Entwicklung und den Registrierungen zu beteiligen. So wirde eine Gleichbehandlung die
aktive Beteiligung der Apotheker am Datenaustausch durch das EPD stark beginstigen. Zur Erinnerung: Ein groRer Teil der Apotheker ist Abilis xHealth
angeschlossen und profitiert bereits von einer optimalen Integration von Abilis DEP in ihre Primarsysteme. Wie kann man ein Tool im Gesundheitswesen
einsetzen, wenn es bei den Anbietern, die es nutzen sollten, nicht auf Interesse st6R3t, oder schlimmer noch, wenn es sie Zeit und Geld kostet, um es zu
nutzen, obwohl es eine Alternative gibt? Wie soll das Interesse der Patienten geweckt werden, wenn die Leistungserbringer nicht davon Uberzeugt sind und
nicht in den Prozess einbezogen werden? Die Interoperabilitdt muss gewahrleistet sein und die Gleichbehandlung ebenfalls, was in den Westschweizer
Kantonen, die der interkantonalen CARA-Vereinbarung unterliegen, nicht der Fall ist. Ein klares Hindernis fir die freie Wahl des Patienten und eine erhebli-
che Bremse fiir die Entwicklung des EPD-Projekts.

Ubersetzt mit www.DeepL.com/Translator (kostenlose Version)

Wir bedanken uns fiir die Méglichkeit der Stellungnahme und die Beriicksichtigung unserer Anliegen.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Art. 23a Wir erachten diese Klausel als nicht zielfiihrend fiir die Fi- 3 Die Finanzhilfen werden nur gewahrt, wenn sich die Kantone in mindes-
Absatz 3 nanzierung und Verbreitung des elektronischen Patienten- tens gleicher Hohe an den jahrlichen Kosten der Stammgemeinschaft fur
(primér) dossiers. Aus unserer Sicht sollte die Finanzierung fir ein den Betrieb und die Weiterentwicklung des elektronischen Patientendos-
nationales Projekt auf nationaler Ebene ansetzen. Hier siers beteiligen. Die Beteiligung der Kantone erfolgt ebenfalls in Form eines
muss man konkret die Kantone in die Pflicht nehmen, das festen Betrags pro erdffnetem Patientendossier einer im Kanton wohnhaf-
System zu unterstlitzen und zu finanzieren. ten Person unabhéngig der Stammgemeinschatft, bei der die Person das
Patientendossier erdffnet hat. Die Beteiligung der Kantone muss vor der
Die Finanzhilfen von Bund und Kantonen missen dabei un- | Einreichung der Gesuche um Finanzhilfen durch die Stammgemeinschaf-
abhéangig von der Beteiligung oder Unterstiitzung eines ten erfolgt sein.
Kantons fir eine Stammgemeinschaft ausfallen und sollten
deshalb an die dort ansassige Person anknipfen, die ein
EPD bei einer kantonalen oder nationalen Stammgemein-
schaft er6ffnen. Jede Stammgemeinschaft erhalt dabei ihre
Finanzhilfe anteilig zu den bei ihnen neuerdffneten elektro-
nischen Patientendossiers fir die im Kanton ansassigen
Patienten. Damit werden national tatige Stammgemein-
schaften den kantonal oder regional auftretenden Stamm-
gemeinschaften gleichgestellt.
Art. 23a Subsidiarvorschlag damit die Gleichbehandlung von 2 Die Finanzhilfen werden in Form eines festen Betrags pro erdffnetes Pati-
Absatz 2 Stammgemeinschaften, welche finanzielle Unterstiitzung ei- | entendossier ausgerichtet. Der Bundesrat legt dessen Hohe fest.
(subsidiar) nes Kantons erhalten und solchen, die keine erhalten mit- Insofern die kantonale Unterstiitzung wegfallt, kann im Einzelfall auf Antrag
tels Ausgleich durch den Bund sichergestellt werden kann. eine zusatzliche Unterstitzung durch den Bund ausgerichtet werden. Der
Betrag ist beschrankt auf die Hohe des kantonalen Beitrages nach Mass-
gabe der erdffneten Dossiers.
Art. 23a Wir begriissen die potenzielle finanzielle Unterstiitzung der | 3-Die-Finanzhilfen-werdennu
Absatz 3 Stammgemeinschaften fir die Weiterentwicklung des
(subsidiar) EPDs. Wir sehen es jedoch kritisch, dass die Finanzierung

der Weiterentwicklung ebenfalls mit der Finanzierung durch
die Kantone verknupft ist.
Konkret haben Stammgemeinschaften, welche wenig oder
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keine Unterstiitzung eines oder mehrerer Kantone erhalten,
keinen Anspruch auf eine Finanzierung. Dadurch ergibt sich
ein Ungleichgewicht zwischen den kantonal finanzierten
Stammgemeinschaften und nicht kantonal finanzierten
Stammgemeinschaften. Dieses Ungleichgewicht kann ei-
nen wesentlichen Impact auf die Roadmap des EPDs und
der Digitalisierung im Gesundheitswesen haben. Im Vorder-
grund steht damit nicht die Leistungsfahigkeit und Qualitat
der Stammgemeinschaft, sondern lediglich, ob die Finan-
zierung durch den Kanton sichergestellt werden kann.

Die Finanzhilfen fir den Betrieb und die Weiterentwicklung des elektroni-
schen Patientendossiers werden nur gewahrt, wenn der Kanton, in dem der

Patient wohnt, sich an den jahrlichen Kosten fiir den Betrieb und die Wei-
terentwicklung des elektronischen Patientendossiers bei der Stammge-
meinschaft, welche das Patientendossier erdffnet hat, beteiligt. Die Beteili-
gung der Kantone muss vor der Einreichung der Gesuche um Finanzhilfen
durch die Stammgemeinschaften erfolgt sein.

Art. 23a Abs. 4
(neu)
(subsidiar)

Wie im Kommentar zu Art. 23a Abs. 3 erwéahnt, sollen nicht
die kantonalen Beitrdge an die Stammgemeinschaften vom
Bund erneut ausgerichtet werden, sondern es sollen an-
teilsmassig jene Stammgemeinschaften finanziell unter-
stutzt werden, welche im betreffenden Kanton elektronische
Patientendossiers eroffnet haben. Die finanzielle Unterstut-
zung des Bundes erfolgt damit nicht unabhéangig der finan-
ziellen Unterstiitzung der Kantone, aber nicht zwingend an
die gleiche Stammgemeinschaften, sondern an jene, wel-
che fur die meisten Erdffnungen zusténdig sind. Damit wer-
den national tatige Stammgemeinschaften den kantonal
oder regional auftretenden Stammgemeinschaften gleich-
gestellt.

4 Die finanzielle Unterstitzung des Bundes geht anteilig an jene Stammge-
meinschaft in der H6he, der im betreffenden Kanton erdffneten, elektroni-
schen Patientendossiers

Art. 23a Abs. 5

Vorher Abs. 4

5 Koénnen fur den Betrieb und die Weiterentwicklung des elektronischen Pa-

(subsidiar) tientendossiers andere Bundessubventionen beansprucht werden, so diir-
fen die gesamten Bundesmittel hdchstens die Halfte der entsprechenden
Kosten betragen.

Bemerkungen zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Seite 13/ Art.
23a Absatz 3

Siehe Kommentar zu Art. 23a Abs. 3 (subsidiar) oben.

Die Finanzierung unabhéngig der Stammgemeinschaft,
sondern gekniipft an den Wohnort der Person, wiirde auch
weiterhin funktionieren, wenn sich ein Anbieter (unabhéngig

Die Finanzhilfen werden nur dann gewahrt, wenn sich die Kantone in min-
destens gleicher Hohe an den jahrlichen Kosten der-Stammgemeinschaft
fur den Betrieb und die Weiterentwicklung des EPD beteiligen. Mit einer

solchen jahrlichen Beteiligung sollen die Kantone bereits vor Inkrafttreten
der umfassenden Revision des EPDG zu einer nachhaltigen Finanzierung
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der Grinde) zuriickziehen wirde.

des EPD angehalten werden. Die Verpflichtung zur Mitfinanzierung ergibt
sich aus der Tatsache, dass nach geltender Kompetenz- und Aufgabenver-
teilung die Kantone fir die Sicherstellung und damit die Organisation der
Gesundheitsversorgung zustandig sind (siehe Zziff. 7.5 und 7.6.1.1).

Seite 13/ Art.
23a Abs 4
(neu)

Siehe Kommentar zu Art. 23a Abs. 4 (neu)

Die Finanzhilfen des Bundes werden unabhangig von der evtl. Wahl bzw.
Unterstlitzung eines Kantons fur eine Stammgemeinschaft anfallen und
sollten deshalb an die dort anséssige Person anknipfen, die ein EPD bei
einer kantonalen oder nationalen Stammgemeinschaft eréffnen. Jede
Stammgemeinschaft erhalt dabei ihre Finanzhilfe anteilig zu den bei ihnen
neueroffneten elektronischen Patientendossiers fur die im Kanton anséassi-
gen Patienten. Die blosse finanzielle Beteiligung eines Kantons bei einer
einzigen Stammgemeinschaft sollte damit die Finanzhilfe seitens des Bun-
des fur eine im Kanton anséassige Person indizieren.

Verordnung uber die Finanzhilfen fir das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen

Die oben subsidiar vorgeschlagenen Anderungen aus dem EPDG sollen in der Verordnung entsprechend Einzug finden. Es reicht dabei eine Anpassung
der Gesuchstellung. Der Kanton weist nach, dass er sich finanziell an einer oder mehreren Stammgemeinschaften beteiligt hat. Die Stammgemeinschaften
geben die Anzahl erdffneter EPDs im Kanton an und die finanzielle Unterstiitzung in mindestens der Hohe der Unterstiitzung des Kantons wird anteilsmas-
sig nach im Kanton er6ffneten EPDs unter den gesuchstellenden Stammgemeinschaften gewahrt. Damit werden effektiv die Stammgemeinschaften finanzi-
ell unterstitzt, welche EPDs erdffnet haben und nicht nur jene, die bereits eine finanzielle Unterstitzung des Kantons erhalten haben.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Art. 5 Abs. 2-5

Anschliessend an die subsidiar vorgeschlagene Anderung

Art. 5 Gesuch
[...]
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von Art. 23a EPDG soll die Gesuchstellung angepasst wer-
den, damit die Finanzhilfen nicht nur an kantonal unter-
stutzte Stammgesellschaften ausbezahlt werden, sondern
anteilsmassig an jene, welche im entsprechenden Kanton
EPDs ertffnet haben (Gleichbehandlungsgebot).

2 Sie missen folgende Angaben enthalten:
a. die Anzahl der elektronischen Patientendossiers, die bis Ende des
Vorjahres neu erdffnet wurden;

A

c. den Geschaftsbericht und die Jahresrechnung;
d. allféllige weitere erhaltene Bundessubventionen.

3 Die Kantone melden jedes Jahr ihre Finanzhilfen, welche sie fiir den Be-
trieb und die Weiterentwicklung des EPD geleistet haben.

4 Das BAG weist unvollstandige Gesuche zuriick und setzt eine angemes-
sene Nachfrist fur deren Vervollstandigung. Verstreicht die Nachfrist unge-
nutzt oder sind die Angaben bei Ablauf der Nachfrist weiterhin unvollstan-

dig, so tritt das BAG nicht auf das Gesuch ein.

5 Es erlasst eine Wegleitung Uiber die Gesuchseinreichung und erstellt die

entsprechenden Formulare.

Bemerkungen zu den Erlauterungen

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

Seite 4 / Art 5,
Absatz 2
Bst. B

Solange es nicht sichergestellt ist, dass die Kantone auch
einen Beitrag leisten, sollte die Ubergangsfinanzierung
nicht daran geknupft werden.

Finanzhilfen kdnnen nur gewahrt werden, wenn sich die Kantone in min-
destens gleicher Hohe an den jahrlichen Kosten derStammgemeinschatft
fur den Betrieb und die Weiterentwicklung des EPD beteiligen. Eine solche
Beteiligung muss bis zur Gesuchseinreichung erfolgt sein (Art. 23a Abs. 3
EPDG). Deshalb ist im Gesuch die durch die Kantone geleistete Mitbeteili-
gung in mindestens gleicher Héhe zu belegen (Bst. b).
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

0 Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : FAMH Verband der medizinischen Laboratorien der Schweiz
Abklrzung der Firma / Organisation : FAMH

Adresse, Ort : Altenbergstrasse 29, Postfach 686, 3000 Bern 8
Datum : 28.4.2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit lnren Angaben ausfiillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch



mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Bundesgesetz liber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfiihrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Die FAMH begrusst, dass der Fortschritt des EPD durch finanzielle Unterstitzung von Bund und Kanton geférdert werden soll. Die Laboratorien eréffnen in
der Regel keine Patientendossiers. Daher verzichtet die FAMH auf eine ausfihrliche Stellungnahme zu dieser Vernehmlassung. Wir danken fir Ihre Kennt-

nisnahme.
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

c Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fur Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfiihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Verbindung der Schweizer Arztinnen und Arzte
Abktrzung der Firma / Organisation :FMH

Adresse, Ort : Elfenstrasse 18, 3000 Bern 16

Datum : 20. Februar 2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch



mailto:ehealth@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Bundesgesetz Uiber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Die FMH bedankt sich fiir die Moglichkeit der Stellungnahme zur geplanten Ubergangsfinanzierung. Mit dieser sollen primar Anreize fir eine schnelle Ver-
breitung des EPD geschaffen werden. Die vorgesehene Hilfe von 15 Fr. pro erdffnetes Dossier kann allenfalls einen Deckungsbetrag fiir die Aufwande
sein, die bei einer Erdffnung anfallen. In den Erlauterungen wird zudem nicht dargelegt, wie hoch der finanzielle Mittelbedarf der Stammgemeinschaften ist.
Die Orientierung der Hohe der Finanzhilfen an den Kosten fir ein effizient herausgegebenes Identifikationsmittel nach EPDG erachtet die FMH als einen
falschen Ansatz.

Die FMH hat wiederholt darauf hingewiesen, dass die Finanzierung des EPD einschliesslich des Betriebs nicht nachhaltig sichergestellt ist. Dies insbeson-
dere vor dem Hintergrund, dass das EPD fur Stammgemeinschaften und Gemeinschaften an sich kein tragféahiges Geschéftsmodell ist.

Die beabsichtigte Zielsetzung der Erhéhung der Anzahl ertffneter Dossiers ist aus Sicht der FMH nur begrenzt wirksam. Ausgehend davon, dass das EPD
nur einem bestimmten Teil von Patientengruppen einen Mehrwert bietet, ist mit einer hohen Anzahl von nicht bewirtschafteten Dossiers zu rechnen. Dies
zeigen klar Erfahrungen von Personal Health Records aus dem Ausland, die einen dhnlichen Ansatz wie in der Schweiz verfolgen. Weiter ist festzuhalten,
dass sich 5 Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung zum EPD nur ein Teil der Spitaler (Art. 39 Abs. 1 Bst. f KVG) angeschlossen haben und innerhalb
derjenigen Spitaler, die am EPD teilnehmen nur ein geringer Teil der dort tatigen Gesundheitsfachpersonen Uber einen Zugriff auf das EPD verflgen. In
seiner jetzigen Form wird das EPD fiir Patientinnen und Patienten sowie fiir die ambulante Arzteschaft keinen bedeutenden Nutzen haben.

Weiterhin muss sichergestellt sein, dass die finanziellen Hilfen die Pflege von Dossiers durch Gesundheitsfachpersonen beriicksichtigen. Die Betriebsfinan-
zierung darf hierbei auf keinen Fall auf die Gesundheitsfachpersonen abgewalzt werden (bspw. in Form von héheren Mitgliedschaftsbeitragen). Beispiels-
weise ist davon auszugehen, dass in ambulanten Arztpraxen ein signifikanter zusétzlicher Aufwand fir die Bereitstellung von behandlungsrelevanten Daten
im EPD entstehen wird. Zuséatzliche Aufwénde wie Schulung der Mitarbeitenden in einer Arztpraxis sowie solche die im Rahmen eines Audits entstehen,
werden zum jetzigen Zeitpunkt nicht abgegolten. Geeignete technologische Mittel, wie eine tiefe Integration eines EPD in die elektronische Krankenge-
schichte, stehen Stand heute mehrheitlich nicht zur Verfligung. Dieser zusétzliche Aufwand kann aufgrund des Fachkraftemangels nicht geleistet werden.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag

Art. 3 Abs. 1 Die Ausdruckliche Einwilligung ist nach vorhergehender
und 1bis
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EPDG

Aufklarung tber Speicherung, Verwendung, Austausch, Zu-
griff auf die Daten etc. zu erbringen. Die Aufklarung muss
sowohl inhaltlicher und technischer Art so erfolgen, dass
die Patientin oder der Patient im Rahmen ihres Selbstbe-
stimmungsrechts die Vorgange verstehen und nachvollzie-
hen kann. Selbstverstandlich muss die nachfolgende Ein-
willigung die Widerspruchsméglichkeit beinhalten. Ebenso
ist die Freiwilligkeit der Einwilligung eine Voraussetzung,
dass die Einwilligung Gberhaupt erteilt wird.

Wir weisen darauf hin, dass auf Verordnungsebene gere-
gelt werden muss, in welcher Form die rechtsgiiltige Einwil-
ligung zu erfolgen hat. Die Stammgemeinschaften bendti-
gen zudem fiir die Uberpriifbarkeit einen rechtlichen Rah-
men. Hierbei ist zu bericksichtigen, dass die Einwilligung
Uberprufbar und nachvollziehbar sein muss. Sofern die Ein-
willigung durch die Patientin oder des Patienten erfolgt,
muss dies dem Patienten ausgehandigt werden. Mit dieser
Zustellung der Einwilligung ist zwingend vorzusehen, dass
die Patienten den Vorgang, zur Starkung des Selbstbestim-
mungsrechts, nochmals bestétigen (Double-Opt-In).

Art. 23a EPDG

Siehe Bemerkungen zum erlduternden Bericht.

Bemerkunge

n zum erlauternden Bericht

Seite / Artikel

Kommentar

Anderungsantrag

7a Abschnitt:
Ubergangsfi-

nanzierung

Im Bericht wird festgehalten, dass Gemeinschaften nach
Artikel 2 Buchstabe d EPDG hingegen keine Finanzhilfe ge-
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wahrt wird, da sie — im Gegensatz zu den Stammgemein-
schaften — nicht fur das Eréffnen von Patientendossiers zu-
sténdig sind.

Aus Sicht der FMH bedeutet der Ausschluss der Gemein-
schaften von der Ubergangsfinanzierung einen Eingriff in
die marktwirtschaftliche Entwicklung zugunsten der Stamm-
gemeinschaften. Zwar zielt die Massnahme des Bundes da-
rauf ab, die Anzahl der erdffneten Dossiers zu erhéhen, je-
doch ist aus Sicht der Patienten der Dreh- und Angelpunkt
fur die Informationen in einem Dossier die hausarztliche
Versorgung. Die Hausarzteschaft sowie die ambulant tatige
Arzteschaft ist derzeit tiberwiegend in der einzig zertifizier-
ten Gemeinschaft an das EPD angeschlossen.

Weiterhin ist zu berticksichtigen, dass sich die ambulante
Versorgung nicht an den Kantonsgrenzen orientiert. Grup-
penpraxen oder Praxisketten kénnen sich tiber mehrere
Kantone verteilen und betreuen Patienten und Patientinnen
aus verschiedenen Kantonen. Gleiches trifft auf Gesund-
heitseinrichtungen bspw. der Rehabilitation zu, die in meh-
reren Kantonen tatig sind. Der Anschluss einer Gesund-
heitseinrichtung an mehrere Stammgemeinschaften ist aus
organisatorischer und finanzieller Sicht inakzeptabel.

Verordnung Uber die Finanzhilfen fur das elektronische Patientendossier (EPDFV), SR 816.12

Allgemeine Bemerkungen
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Bemerkunge

n zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Bemerkungen zu den Erlauterungen
Seite / Artikel | Kommentar Anderungsantrag

5/5



Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement des Innern EDI
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Bundesamt fiir Gesundheit BAG
Direktionsbereich Verbraucherschutz

Formular fiir Stellungnahme zur Vernehmlassung der Revision des EPDG: Ubergangsfinanzierung und
Einwilligung (inkl. Ausfihrungsrecht)

Stellungnahme von

Name / Kanton / Firma / Organisation : Féderation der Schweizer Psychologinnen und Psychologen
Abklrzung der Firma / Organisation : FSP

Adresse, Ort : Effingerstrasse 15, 3008 Bern

Datum :19.04.2023

Hinweise

1. Bitte dieses Deckblatt mit lnren Angaben ausfillen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 2. Mai 2023 an
ehealth@bag.admin.ch und gever@bag.admin.ch




Bundesgesetz iiber das elektronische Patientendossier: Ubergangsfinanzierung und Einwilligung (inkl.
Ausfiuhrungsrecht), SR 816.1

Allgemeine Bemerkungen

Die FSP beflirwortet sowohl die voriibergehenden Finanzhilfen an die Stammgemeinschaften fir den Betrieb und die Weiterentwicklung des elektronischen
Patientendossiers als auch die Einfiihrung von weiteren Formen der Einwilligung. Die derzeit fehlende Finanzierung gefahrdet die Existenz eines schweiz-
weiten EPD. Die Digitalisierung und damit das EPD unterstutzt die Effizienz, Effektivitdt und Transparenz im Gesundheitswesen. Im Behandlungskontext
stellt das EPD ein Mittel dar zur Erhéhung der Behandlungsqualitédt und der Patientensicherheit sowie der Steigerung der Gesundheitskompetenz der Pati-
entinnen und Patienten. Nicht zuletzt kommt es aufgrund von kiirzeren Ubermittlungswegen und automatisierten Prozessen zu Kostenersparnissen. Zudem
ist es im Sinne der FSP, die schnellere Verbreitung des EPD durch Anreize Uber die Finanzhilfen voranzutreiben.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Artikel Kommentar Anderungsantrag
Ingress Damit den Stammgemeinschaften Finanzhilfen fiir den Be- | Kein Anderungsantrag. Die FSP unterstiitzt die Abstitzung auf Artikel 117
trieb und die Weiterentwicklung des EPD gewahrt werden Absatz 1 BV.
kann, ist zusatzlich eine Abstltzung auf Artikel 117 Absatz
1 BV erforderlich.
Art. 1 Mit dem Zusatz in Absatz 3 wird zum Ausdruck gebracht, Kein Anderungsantrag. Die FSP befiirwortet den Zusatz in Absatz 3.
dass das EPD auch ein Instrument der Krankenversiche-
rung ist. Kiinftige Weiterentwicklungen sollen der Qualitats-
steigerung sowie der Kosteneinddmmung verstarkt Beach-
tung schenken.
Art. 3 Bisher war die Einwilligung zum Eréffnen eines EPD nur Kein Anderungsantrag. Die FSP befiirwortet die vorgeschlagene Anderung

rechtsgiltig, wenn diese Einwilligung entweder handschrift-
lich oder mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
(QES) erteilt wurde. Allerdings hat sich die QES fur eine
elektronische Einwilligung in den letzten Jahren nicht wie
erwartet durchgesetzt. Die Schaffung von neuen Maglich-
keiten fir das Erdffnen eines EPD mittels elektronischer
Einwilligung berlcksichtigt, dass es sich um besonders
schitzenswerte Personendaten handelt. Das Kriterium der

von Art. 3 EPDG sowie die Erganzung von Abs. 1bis.
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Schriftlichkeit wurde gestrichen und durch eine ausdrtckli-
che Willensbekundung ersetzt. Ausserdem muss die er-
folgte Einwilligung jederzeit nachweisbar sein.

Art. 23a

In Artikel 23a wird geregelt, dass der Bund den Stammge-
meinschaften Finanzhilfen gewahren kann, und zwar in Ab-
hangigkeit von der Anzahl eréffneter EPD (in der Hohe von
etwa 15 CHF pro EPD). Die Kantone missen sich in min-
destens gleicher Hohe an den jahrlichen Kosten der
Stammgemeinschaften fiir den Betrieb und die Weiterent-
wicklung des EPD beteiligen.

Kein Anderungsantrag. Die FSP befiirwortet den neuen Artikel 23a.

Art. 23b

Der Hochstbetrag der Finanzhilfen wird iber einen Zah-
lungsrahmen festgelegt.

Kein Anderungsantrag. Die FSP befiirwortet den neuen Artikel 23b.

Art. 23c

Das BAG gewahrt die Finanzhilfen mittels Verfigung. Ist
der Zahlungsrahmen nicht ausreichend, wi